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Deregulierung beim Ladenschluß 
zerstört jeden Feierabend!
Regierungskoalition will Verkaufszeiten bis 20 Uhr abends 
/ HBV und DAG kündigen heftigen Widerstand an
Deregulierung beim Ladenschluß zer­

stört jeden Feierabend
In einem PDS-Dossier wird die „soge­

nannte Flexibilisierung der Ladenöff­
nungszeiten“ als „Eckstein in der neo­
konservativen Deregulierungsoffensi­
ve“ bezeichnet, „mit dessen Beseiti­
gung noch ganz andere Gebäude zum 
Einsturz gebracht werden sollen, als 
nur das Gerüst des Ladenschlußgeset­
zes“.

Schließen abends die Geschäfte, so 
kehrt langsam „Ruhe“ ein, für die Be­
wohner von Städten und Vororten zu 
merken am Abklingen des Verkehrs­
lärms. Es sind in gewisser Weise allge­
meingültige Ruhezeiten, laut Laden­
schlußgesetz: Mo., Di., Mi. und Fr. zwi­
schen 18.30 Uhr und 7 Uhr, Sa. ab 14 Uhr, 
am langen Sa. ab 18 Uhr, am Donners­
tag ab 20.30 Uhr (Gesetz über den 
Dienstleistungsabend); als „Ausgleich“ 
an „langen Samstagen“ von April bis 
September ab 16 Uhr. Zusätzlich gibt es 
14 Paragrafen mit Ausnahmeregelun­
gen, die sehr großzügig genutzt und ge­
nehmigt werden.

Das Ifo-Gutachten empfiehlt mögli­
che Öffnungszeiten Montags bis Frei­
tags von 6 Uhr bis 22 Uhr, Samstags von 
6 Uhr bis 18 Uhr, Einführung von Nacht­
lizenzen. Die Regierungskoalition ver­
sucht es jetzt erstmal bis 20 Uhr und 
Samstags bis 16 / 18 Uhr. Solche Öff­
nungszeiten würden den Boden berei­
ten für die Beseitigung weiterer Ar­

Letzte Meldung:

Kurdenverfolgung 
neuerlich verschärft
Der CDU-Innensenator des Landes 
Bremen, Ralf Bortscheler, hat am
14.11.1995 den „Kurdisch-Deutschen 
Verein für Völkerfreundschaft - He- 
valti“ verboten.

Sechs Tage vorher hatte das Poli­
zeipräsidium in Hannover einen 
Kongreß des kurdischen Frauenver­
bandes TAJK verboten.

Die neue Repressionswelle erfaßt 
bedenkenlos elementare Lebens­
äußerungen der kurdischen Bevölke­
rungsgruppe in der BRD.

Der Bremer Senator Bortscheler 
nennt stumpfsinnig, brutal und ohne 
Achtung vor den Menschenrechten 
Hevalti eine „klassische Tarnorgani­
sation“ der verbotenen PICK: „He­
valti ist eine Volkstanzgruppe zur 
Förderung der PKK“ (maf) 

beitszeitgrenzen. So ist schon in der 
Debatte die Samstagsarbeit als Regel­
arbeitszeit und Arbeitszeitkonten bis 
„unendlich“ bei Metall; bei Bau wurde 
im Sommer die 40-Stunden-Woche wie­
der eingeführt (siehe PB 22/95). Von im­
mer mehr Betrieben wird die 7-Tage- 
Schicht-Woche beantragt, sogar von 
Neckermann im Handelsbereich.

Passend zum Deregulierungskonzept: 
die Kürzungen bei Arbeitslosengeld/- 
hilfe und Sozialhilfe, sie lassen betroffe­
nen Menschen wenig Wahl, solche 
schlechten Arbeitszeiten abzulehnen. 
Selbst das Ifo-Gutachten stellt fest: 
„Mit einer Liberalisierung der Laden­
schlußzeiten sehen sich die Beschäftig­
ten im Einzelhandel in einem verstärk­
ten Wettbewerb mit Arbeitskräften 
außerhalb des Einzelhandels, die eher 
bereit sind, die ungünstigen Arbeitszei­
ten zu akzeptieren. Dies wird die Mög­
lichkeit begrenzen, ähnlich hohe Lohn­
zuschläge wie beim Dienstleistungs­
abend am Donnerstag durchzusetzen. “ 
(50% für Arbeitszeit nach 18.30 Uhr)

Das nächste stürzende Gebäude ist 
das Mitbestimmungsrecht der Be­
triebsräte und die Tarifautonomie: Der 
Vorstandsvorsitzende der Douglas Hol­
ding und Vorsitzende im DIHT-Han- 
delsausschuß, Kreke, fordert lauthals: - 
nderung des Betriebsverfassungsgeset­
zes, um den Einfluß der Betriebsräte auf 
die Arbeitszeit auszuschalten. Denn zur 
Zeit ist das Arbeitszeitende (18.30 Uhr) 

Zwischen 1.000 und 2.000 Personen beteiligten sich am 4. November in Bonn an der bundesweiten De­
monstration der Sozialhilfeinitiativen und anderer Verbände gegen die geplanten Sozialhilfekürzungen 
(Bilddokument aus: ND). Mitglieder von Arbeitsloseninitiativen aus Berlin, Schwerin, Erfurt, Bremen, 
Wilhelmshaven u. a. beteiligten sich an der Demonstration. Auf Plakaten stand: Wir wollen keine Ge­
schenke und schon gar nicht Almosen - wir wollen Arbeit. Die Veranstalter wollen sich jetzt darum be­
mühen, die von der Bundesregierung geplanten Kürzungen durch Druck auf die Landerregierungen im 
Bundesrat zu stoppen. - (rül)

in Betriebsvereinbarungen festgelegf - 
in Manteltarifverträgen ist in einer Pro­
tokollnotiz festgehalten, daß solche Ver­
einbarungen zu schließen sind.

Wie stark die Front der Beschäftigten 
ist, wird sich zeigen, wenn die Gewerk­
schaften HBV und DAG zu Aktionen 
aufrufen. Im nächsten Jahr laufen die 
Manteltarifverträge aus, dort wird dann 
um die Lage der Arbeitszeit und um Zu­
schläge für unsoziale Arbeitszeiten ge­
stritten werden müssen. Vor fünf Jahren 
wurde gegen den Dienstleistungsabend 
gestreikt und er kam trotzdem. Diese 
Niederlage hat Resignation hinterlas­
sen, und es gibt unter den Kollegen 
doch starke Zweifel, daß das Laden­
schlußgesetz und die bisherigen Öff­
nungszeiten gehalten werden können. 
Argumente für den Erhalt gibt es viele, 
und betroffen sind nicht nur Einzelhan­
delsbeschäftigte. In Schleswig-Holstein 
versucht die HBV jetzt, einen Runden 
Tisch herzustellen mit Sportverband, 
Kirche, Volkshochschulverein und ähn­
lichen, um den „Feierabend“ zu retten. 
Nötig wäre, daß sich auch die IG-Metall 
und andere Gewerkschaften entsch­
ließen, Arbeitszeitgrenzen zu erhalten 
und die Einzelhandelsbeschäftigten so 
zu unterstützen. - (brg)
Literaturhinweise: „Streit um Lädenschluß- 
zeit“, Dossier 3-95 der PDS Bundestagsgruppe 
Bereich in, Bundeshaus 53113 Bonn, „arbeiten 
und leben im Einzelhandel / Deregulierung und 
Ladenschluß“, HBV, Kanzlerstr. 8, 40472 Düs­
seldorf.

Kurdistan-Demonstration in 
Köln von Polizei verboten
Weil sich an der von etwa 100 deut­
schen Kurdistan-Solidaritätsgrup­
pen, deutsch-kurdischen Freund­
schaftsvereinen, Antifa-Gruppen, 
BUKO, medico, PDS u. a. vorberei­
teten Demonstration „Für eine poli­
tische Lösung in Kurdistan“ am 18. 
November in Köln (wir berichteten) 
angeblich auch Kurdinnen und Kur­
den beteiligten wollten und deshalb 
mit Straftaten zu rechnen sei, hat die 
Kölner Polizei diese Demonstration 
am 10. , November verboten. In der 
Presse verbreitete die Polizei sogar 
die absurde Legende, etwa 15. 000 
Kurdinnen und Kurden wollten in 
Köln demonstrieren, PKK-General­
sekretär Öcalan habe aus Syrien die 
Demonstration „angeordnet“.

medico international, die Bonner 
„Informationsstelle Kurdistan“ und 
andere Veranstalter kritisierten das 
Verbot der Demonstration, zu der 
3.000 bis 5.000 Personen, vorwiegend 
Deutsche, erwartet wurden. Das Ver­
bot untergrabe Grundrechte.

Die PDS-Abgeordnete Ulla Jelpke, 
die die Demonstration angemeldet 
hat, erklärte, nach der Aufhebung 
elementarer politischer Rechte für 
die kurdische Exilbevölkerung in der 
BRD durch das sogenannte „PKK- 
Verbot“ von 1993 solle nun offenbar 
auch der Protest gegen die staatliche 
Kurdenverfolgung, gegen die Waffen­
lieferungen in die Türkei, und die So­
lidarität aus der deutschen Bevölke­
rung mit dem Emanzipationskampf 
der kurdischen Bevölkerung verbo­
ten werden. „Dieses Vorgehen belegt 
erneut das unbeirrte Festhalten der 
bundesdeutschen Behörden an einer 
Gesinnungspolitik, die auf das mar­
tialische Durchsetzungsvermögen 
der Polizei baut, anstatt zu versu­
chen, durch einen politischen Dialog 
zu einer friedlichen Lösung in Kurdi­
stan beizutragen. “

Die Veranstalter haben Klage ge­
gen das Verbot eingelegt, über die in 
den nächsten Tagen vor Gericht ent­
schieden wird. (rül)



Zwei-
Klassen- 
Armut
Andrea Fischer über 
die geplante Reform 
des Asylbewerber­
leistungsgesetzes
Hauptanliegen des Entwurfs ist die 
Ausdehnung des Personenkreises, der 
abgesenkte Sozialhilfe in Sachleistun­
gen erhält. Die dadurch erwarteten Er­
sparnisse sollen die Kommunen für den 
Ausgabenanstieg „entschädigen“, der 
durch die im selben Gesetzentwurf vor­
gesehene Abschaffung der „originären 
Arbeitslosenhilfe“ sowie den Rückzug 
des Bundes aus der Finanzierung der 
unentgeltlichen Beförderung von 
Schwerbehinderten im öffentlichen 
Nahverkehr entsteht. Mit der Abschaf­
fung der originären Arbeitslosenhilfe 
sollen 800 Mio. DM im Bundeshaushalt 
gespart werden. Die Bundesregierung - 
rechnet mit einer entsprechenden Er­
höhung der Sozialhilfekosten bei den 
Kommunen in Höhe von zwei Dritteln 
dieses Betrages. Die Kosten für die Be­
förderung von Schwerbehinderten sol- . 
len in Höhe von 230 Mio. DM im Jahr 

’ vom Bund auf die Länder verlagert wer­
den.

< So werden Flüchtlinge gegen Arbeits­
lose und Behinderte ausgespielt - eine 
Umverteilung unter den Schwächsten 
der Gesellschaft. Flüchtlinge werden 
damit zu einer Manövriermasse für die 
sozialpolitischen Umbaupläne der 
Bundesregierung.

Die jetzt vorgesehene dauerhafte Ab­
senkung der Sozialhilfeleistungen auf 
weitere Gruppen von Asylbewerbern

trifft 260. 000 Menschen, die schon lan­
ge in Deutschland leben. Es geht um 
Menschen, die gerade, weil ihr Asylan­
trag offensichtlich begründet ist, ohne' 
eigenes Verschulden ein jahrelanges 
Verfahren abwarten müssen. Es geht 
um Menschen, die trotz abgelehnten 
Asylantrages aus humanitären Grün­
den geduldet werden, weil bei der Rück­
kehr Gefahr für Leib und Leben droht, 
weil das Heimatland die Rückkehr ver­
weigert oder weil der Rückkehr ge­
sundheitliche Gründe entgegenstehen. 
Diese Duldungen sind von deütschen 
Behörden angeordnet worden - nun sol­
len die Menschen dafür mit einem Le­
ben unterhalb des Existenzminimums 
bezahlen. ’ '

Dieses Vorhaben ist umso unanstän­
diger, als denselben Menschen in aller 
Regel die Erlaubnis zur Aufnahme einer 
Arbeit gar nicht erteilt wird. Sie haben 
also gar keine Chance, für ihren Leben­
sunterhalt selbst aufzukommen. 
Gleichwohl werden sie dann mit niedri­
gen Sozialhilfeleistungen dafür „be­
straft“, daß sie dem Steuerzahler „zur 
Last fallen“.

Obwohl die Verknüpfung der drei Vor­
haben - abgesenkte Leistungen für Asy­
lsuchende, Abschaffung-der originären 
Arbeitslosenhilfe und keine Bundesbe­
teiligung mehr an den Fahrtkosten für 
Behinderte - den instrumentellen Cha­
rakter der vorgesehenen Sachleistun­
gen . für Äsylsuchende' klar' erkennbar 
machte bemüht sich der Bundesge­
sundheitsminister um wohltönende 
Begründungen. Die Sozialhilfe soll den 
Menschen eine eigenständige Lebens­
führung möglich machen, das Asylbe­
werberleistungsgesetz soll Menschen 
bei vorübergehendem und kurzem Auf­
enthalt mit dem^Nötigsten versorgen. 
Nach dem nßueritxesetzentwurf ist ein 
Aufenthält bis zu drei Jahren vorüber­
gehend! Die Begründung versteigt sich 
zu noch mehr Euphemismen. Der Ge­
setzentwurf beruft sich auf die notwen­
dige Gleichstellung aller .Asylsuchen­
den mit den schon heute vom Asylbe­
werberleistungsgesetz Betroffenen. 
Mit dieser perfiden Argumentation soll 
eine Gleichstellung im Unrecht ge­

rechtfertigt werden. Es wird nicht viel 
Zeit ins Land gehen, bis mit derselben 
Begründung auch die Bürgerkriegs­
flüchtlinge auf das niedrigste Niveau 
des Asylbewerberleistungsgesetzes ge­
drückt werden.

Über die moralischen Einwände hin­
aus sind auch die angestrebten Einspa­
reffekte höchst fragwürdig. Die bisheri­
ge Erfahrung mit der Sachleistungsge­
währung zeigt, daß zwar den Asylsu­
chenden unwürdige Lebensumstände 
zugemutet werden, von einer Kosten­
ersparnis aber nicht die Rede sein kann. 
Durch die „Essenspakete“ ist künstlich 
ein Markt mit in der Regel oligopolisti­
schen Strukturen geschaffen worden, 
die Anbieter können Preise und Qua­
lität bestimmen. Folglich sind die Prei­
se hoch und die Qualität schlecht. Die­
se bisher bekannten negativen Effekte 
werden mit der geplanten Ausdehnung 
der Sachleistungsgewährung sich ver­
vielfachen. Viele der betroffenen 
Flüchtlinge leben nicht in Sammelun­
terkünften, so daß zusätzliche Kosten 
für den Transport der „Eßpakete“ ent­
stehen werden. Außerdem wird der Ver- 
waltungs- und Organisationsaufwand 
dramatisch erhöht. Aus diesem Grund 
haben verschiedene Bundesländer be­
reits in der Vergangenheit auf die Sach­
leistungsgewährung verzichtet und 
sind wieder zu Geldleistungen überge­
gangen. Die Unterbringung in Sammel­
unterkünften ist - jenseits aller huma­
nitären Einwände - zudem erheblich 
teurer als die Unterbringung in Miet­
wohnungen.

Der Gesetzentwurf der Bundesregie­
rung trägt diesen Erfahrungen Rech­
nung, indem er für die Sachleistungs­
gewährung 250 Mio. DM für den orga­
nisatorischen Mehraufwand berück­
sichtigt. Es verbleibt noch ein Einspar­
volumen von 886 Mio. DM. Das bedeu­
tet, daß ein Fünftel des angestrebten 
Spareffekts für die erhöhten Organisa­
tionskosten aufgewendet werden muß!

Daher stellt sich die Frage, ob der an­
gestrebte Kosteneffekt tatsächlich das 
einzige Ziel des Gesetzentwurfs ist. 
Oder ob es nicht vielmehr um die Ab­
schreckung von Flüchtlingen durch 

Schikane geht, um ein Zeichen an die 
ansässige Bevölkerung, daß man keir 
Herz und schon gar kein Geld für dit 
Neuankömmlinge hat. So stellt mar 
Neidgefühle, die man angeblich 
bekämpfen will, erst her.

Auf die SPD ist bei der Verhinderung 
dieses Gesetzes nicht zu rechnen. Sie 
hat das Asylbewerberleistungsgesetz 
beim „Asylkompromiß“ 1992 mitbe- 
schlossen. Auch wenn jetzt der sozial­
politische Sprecher der Bundestags­
fraktion, Dreßler, gegen die -nderung 
spricht - erst vor wenigen Wochen hat 
der niedersächsische Innenminister 
Glogowski (SPD) Herrn Seehofer auf­
gefordert, die geplante Reform des Asy­
lbewerberleistungsgesetzes doch end­
lich zu beschleunigen.

Gegen die große Koalition der Aus­
länderfeinde bleibt festzuhalten: Es 
gibt keine moralische Legitimation für 
die systematische Schlechterstellung 
von Flüchtlingen!

Nicht die gleiche Behandlung aller 
Flüchtlinge kann das politische Ziel 
sein, sondern allein die Gleichbehand­
lung der Flüchtlinge mit allen anderen 
Menschen in Deutschland.

Deshalb geht es nicht um eine Reform 
des Asylbewerberleistungsgesetzes, 
sondern um dessen Abschaffung!

Asylsuchende und Bürgerkriegs­
flüchtlinge gehören in den Geltungsbe­
reich des Bundessozialhilfegesetzes. 
Außerdem dürfen sie nicht daran ge­
hindert werden, für ihren Lebensunter­
halt durch Erwerbstätigkeit selbst auf­
zukommen.
Andrea Fischer ist sozialpolitische Sprecherin 
von Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag.. Dir 
Beitrag wurde aus Platzgründen geringfügig 
gekürzt.
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45000 Landminen seit 1991 
Bundesdeutsche Unternehmen haben 
seit 1991 45000 Landminen exportiert. 
Das hat die Bundesregierung auf eine 
Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen 
mitgeteilt. In den Jahren 1985 bis 1991 
waren nur 262 Landminen exportiert 
worden. Seitdem „boomt“ das Ge­
schäft, vor allem der Export: Von 1985 
bis 1990 genehmigte die Bundesregie­
rung Ausfuhren im Wert von 414,248 Mil­
lionen DM. Zehn Firmen teilen sich das 
Geschäft mit den fürchterlichen Minen. 
Bis auf 20 Minen, die 1986 exportiert 
wurden, erfolgten alle Lieferungen in 
NATO-Länder. Da das Regime in der 
Türkei Hauptabnehmer deutscher Waf­
fenlieferungen ist, dürften die meisten 
Minen also gegen Kurdinnen und Kur­
den zum Einsatz kommen. (Drucksache 
13/2432)

PDS contra Bannmeile
Die PDS hat Anfang November einen 
Gesetzentwurf im Bundestag einge­
bracht, der die Bannmeile um den Bun­
destag und das Bundesverfassungsge­
richt in Karlsruhe aufheben soll. Die 
Bannmeile stelle einen „verfassungs­
rechtlich bedenklichen Eingriff in das 
Grundrecht der Versammlungsfreiheit 
dar“, heißt es in dem Entwurf. Auch das 
Argument, Parlamentarier und Richter 
sollten vor „Pressionen“ geschützt wer­
den, sei falsch, da selbst Abgeordnete 

wegen politischer Aktionen innerhalb 
der „Bannmeile“ belangt werden könn­
ten und in der Vergangenheit auch 
mehrfach belangt wurden.

BND-Atomschmuggel: 
Aussagen verweigert
Der Bundestags-„Plutonium“-Untersu- 
-chungsausschuß, der die Affäre um den 
Plutonium-Schmuggel des BND nach 

• München untersuchen will, kommt 
nicht dazu, die BND-Spitzel zu verneh­
men. Der Zeuge und BND-Mitarbeiter 
„Adrian“ verweigerte am 26. Oktober 
vor dem Ausschuß die Aussage: Gegen 
ihn werde wegen uneidlicher Falschaus­
sage ermittelt. „Adrian“ alias „Willi Lies- 
mann“ war vom BND als Dolmetscher 
bei dem Schmuggelgeschäft eingesetzt. 
Der in Spanien lebende BND-Spion 
„Rafa“ war trotz Zusicherung freien Ge­
leits erst gar nicht in die BRD eingereist. 
Einem dritten V-Mann des BND namens 
„Roberto“ war seitens des spanischen 
Ermittlungsrichters untersagt worden, 
zur Zeugenvernehmung in die BRD zu 
reisen. „Roberto“ sitzt zur Zeit in Spa­
nien in Untersuchungshaft.

Zwei neue Minenjagdboote
Obwohl im laufenden Haushalt gar 
nicht eingeplant, bewilligte die Regie­
rungsmehrheit im Bundestag auf An­

trag von Finanzminister Waigel Ende 
Oktober 85 Millionen DM überplan­
mäßige Ausgaben, um zwei neue Mi­
nenjagdboote in Auftrag zu geben. Die 
Boote sollen 1998 fertiggestellt werden. 
Angeblich seien sie dringend erforder­
lich, weil die Auslandseinsätze der Bun­
desmarine im Golf und in der Adria Be­
darf für zusätzliche Minenjagdboote ge­
zeigt hätten. Die Boote würden ge­
braucht, um „international eingegange­
nen Verpflichtungen nachkommen zu 
können“, behauptet die Bundesregie­
rung frech. Welche Einsatzverpflichtun­
gen das wohl sein werden, die die Bun­
desregierung für 1998 jetzt schon einge­
gangen ist? (Drucksache 13/2715)

Adenauer-Stiftung / Inkatha
Fast ein Fünftel der sogenannten „Ent­
wicklungshilfe“, die die Bundesregie­
rung in den Jahren 1985 bis 1995 an Süd­
afrika zahlte, floß unter Kontrolle der 
„Konrad-Adenauer-Stiftung“ der CDU: 
etwa 30 Millionen* DM von insgesamt 
etwa 150 Mio. DM „Entwicklungshilfe“. 
Das geht aus einer Antwort der Bun­
desregierung auf eine kleine Anfrage der 
PDS hervor. Die PDS hatte gefragt, 
nachdem die südafrikanische Tageszei­
tung „Weekly Mail and Guardian“ be­
richtet hatte, der für zahlreiche Morde 
verantwortliche „Geheimdienst“ der re­
aktionären „Inkatha“-Bewegung werde 
durch die Konrad-Adenauer- Stiftung 

unterstützt. Die Bundesregierung be­
streitet dies. Die Mittel, die die Konrad- 
Adenauer-Stiftung verwende, seien für 
„gesellschaftspolitische Bildungarbeit“ 
wie z. B. „Wählerausbildung“, „Schulung 
von Führungskräften“ usw. vorgesehen.

Was kommt demnächst?
Der Bundestag berät am 23. November 
u. a. über die Gesetzentwürfe der Bun­
desregierung zur Kostendämpfung in 
den Krankenhäusern sowie über eine 
große Anfrage der SPD zu „Multime­
dia“. Erstmals beraten wird eine kleine 
Anfrage der Grünen zur Umsetzung des 
Rechtsanspruchs auf einen Kindergar­
tenplatz sowie ein Antrag der PDS auf 
Einsetzung einer Enquetekommission 
„Armut und Obdachlosigkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland“. Am 
Freitag, den 24. November, steht u. a. 
„die Lage der Menschen im ehemaligen 
Jugoslawien“ sowie ein Antrag der Grü­
nen auf Umlegung der Kfz-Steuer auf 
die Mineralölsteuer auf der Tagesord­
nung. Ebenfalls am 24. November findet 
die nächste Sitzung des Bundesrates 
statt. Am 14. Dezember soll das Eu­
ropäische Parlament über die Zollunion 
EU-Türkei beschließen. Noch im De- 

' zember soll nach den Forderungen der 
FDP ein neues Ladenschlußgesetz im 
Bundestag eingebracht werden. Eine 
Novelle des Staatsangehörigkeitsgeset­
zes ist für Januar vorgesehen.
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Ein Haushalt der sozialen Demontage
R. Kotschi zum Bundeshaushalt 96 und Gegenpositionen der PDS

Der Entwurf des Bundeshaushaltspla­
nes 1996 verstärkt die in den letzten 
Jahren erfolgte soziale Demontage und 
die Ausgrenzung immer größerer Be­
völkerungsteile aus dem Arbeitsleben 
und den sozialen Sicherungssystemen. 
Angesichts der anhaltenden Massenar­
beitslosigkeit bedeuten der beabsich­
tigte Wegfall der Arbeitslosenhilfe für 
bestimmte Personengruppen und wei­
tere Kürzungen im Bereich der Ar­
beitslosenhilfe die endgültige Preisgabe 
des grundgesetzlich verankerten Sozi- - 
alstaatsprinzips. Durch die Kürzung 
der Leistungen nach dem Arbeitsförde­
rungsgesetz werden Kosten, die der 
Bund zu tragen hätte, zusätzlich auf die 
Kommunen abgeschoben und diese in 
den finanziellen Ruin getrieben. Neue 
beschäftigungspolitische Impulse ge­
hen vom Haushalt 1996 nicht aus.

- Die drastische Kürzung der Mittel 
für die Wirtschaftsentwicklung in den 
neuen Bundesländern wird nicht nur 
dort einen selbsttragenden Auf­
schwung verzögern, sondern auch in 
den alten Ländern zu negativen Wir­
kungen für Wachstum und Beschäfti­
gung führen.

- Ein spürbarer ökologischer Umbau 
ist nicht erkennbar.

- Für den sozialen Wohnungsbau wer­
den die Mittel verringert, die Woh­
nungsnot auch dadurch fortgeschrie­
ben, daß das Wohngeld nicht an die stei­
genden Mieten angepaßt worden ist.

- Forschung und Bildung sind gemes­
sen an den Zukunftsanforderungen un­
terfinanziert.

Die Vorschläge der Bundesregierung 
und der Regierungskoalition zum Aus­
gleich der steuerlichen Mindereinnah­
men werden den Anforderungen einer 
soliden Haushaltsplanung nicht ge­
recht, da sie insbesondere für 1996 von 
nicht nachvollziehbaren Grundlagen 
ausgehen.

- So unterstellt die Reduzierung der 
Personalkosten um 1 Mrd. DM eine 
Nullrunde im öffentlichen Dienst.

- Die von der Bundesregierung veran­
schlagten Einnahmen in Höhe von 1,7 
Mrd. DM aus der Privatisierung^der 
Lufthansabeteiligungen sind in 1996 
aus EU-rechtlichen Gründen ebenfalls 
kaum realisierbar.

- Auch die Privatisierung von im Bun­
deseigentum befindlichen Wohnungen 
wird - abgesehen von der damit ver­
bundenen sozialen Verunsicherung - 
mit hoher Wahrscheinlichkeit die Ein­
nahmeerwartungen nicht erfüllen.

- Die Fristverkürzung für die Berück­
sichtigung der Mineralölsteuer ist 
nichts als ein Verbuchungstrick.

- 3 Mrd. DM „Sonstiges“ in klingende 
Münze umsetzen zu wollen, ist ein Has­
ardspiel.

Es ist notwendig, die im Alltag von 
Millionen von Menschen immer offen­
sichtlicher werdenden Gebrechen des 
heutigen Gesellschaftssystems:

- Massenarbeitslosigkeit
- Ausbildungsnotstand
- Hochschulmisere
- Altersarmut,
- Defizite an bezahlbaren Wohnungen 
durch Haushaltsumschichtungen

und die Realisierung von möglichen 
Mehreinnahmen so zu bekämpfen, daß 
1996 der Prozeß der sozialen Demonta­
ge für die Bürgerinnen und Bürger be­
endet wird.

Zu den dringendsten mit dem Bun­
deshaushalt 1996 zu lösenden Aufgaben 
gehören:

- Arbeitsmarktpolitische Sofortmaß- 
nahmen, um Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen und das Entstehen neuer 

Arbeitsplätze zu fördern, unter ande­
rem durch eine zweite Gemeinschafts­
aufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“, Fortführung der 
Sanierungsmaßnahmen im Umweltbe­
reich durch die Bundesanstalt für ver­
einigungsbedingte Sonderaufgaben, 
Verstetigung und Entbürokratisierung 
der Trägergesellschaften für beschäfti­
gungspolitische Maßnahmen.

- Keine Kürzung der Arbeitslosenhilfe 
und keine Verlagerung dieser Kosten 
auf die Kommunen.

- Maßnahmen zur Sicherung von be­
zahlbarem Wohnraum durch Anpas­
sung des Wohngeldes an die gestiege­
nen Mieten und Aufstockung der Mittel 
für den sozialen Wohnungsbau.

- Maßnahmen zur Beseitigung des 
Rentenstrafrechts und der Über­
führungslücken im Rentenüberlei­
tungsgesetz.

- Keine Kürzung des BAFÖG und An­
passung der Bedarfssätze an die gestie­
genen Lebenshaltungskosten und da­
mit Gewährleistung der Hochschulbil­
dung für alle jungen Menschen, unab­
hängig von der Einkommenslage der El­
tern.

- Anpassung der Ausbildungskapa­
zitäten an die wachsende Zahl der Aus­
bildungsplatzsuchenden.

- Einleitung einer umweltverträgli­
chen Wirtschaftsweise durch Begren­
zung der 'Ressourcenverschwendung 
und keine weiter zunehmende Bela­
stung von Luft und Wasser, Förderung 
regionaler Wirtschaftskreisläufe " und 
damit der Verkehrsvermeidung sowie 
Verlagerung des Verkehrs von der 
Straße auf die Schiene.

- Gewährung einer kommunalen Inve­
stitionspauschale, um vor Ort über die 
notwendigsten Maßnahmen entschei­
den zu können.

Die Finanzierung dieser Aufgaben 
kann aus dem Haushalt 1996 erfolgen 
durch:

- die Reduzierung von 27 in -nde- 
rungsanträgen der Bundestagsgruppe 
der PDS benannten Haushaltstiteln des 
Bundesministeriums für Verteidigung 
im Umfang von über 7 Mrd. DM, darun­
ter 635 Millionen DM für die Entwick­
lung des Eurofighters 2000, 870 Millio­
nen DM für die Beschaffung von neuen 
Flugzeugen, 145 Millionen DM für die 
Beschaffung des Waffensystems MRCA,
1. 130 Millionen DM für weitere wehr­
technische Entwicklung und Erpro­
bung neuer Waffen. Die Bundesregie­
rung hat demgegenüber unter anderem 
die Rüstungskonversion und Friedens­
forschung durch Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln zu fördern.

Es gilt, die bestehende Haushaltspra­
xis zu durchbrechen, wonach Jahr für 
Jahr die mehr als 1. 000 Haushaltstitel 
des Rüstungshaushaltes zu Lasten der 
Arbeitsförderung und der Bereitstel­
lung sozialer Leistungen erhöht wer­
den.

- die Reduzierung der Ausgaben von 
32 in -nderungsanträgen der Bundes­
tagsgruppe der PDS benannten Haus­
haltstiteln im Umfang von einer Mrd. 
DM, insbesondere durch die Reduzie­
rung sämtlicher Verwaltungsausgaben, 
die hälftige Kürzung der für die Öffent­
lichkeitsarbeit der Bundesregierung 
vorgesehenen Mittel im Umfang von 560 
Millionen DM, Verzicht auf den Ausbau 
der Atomkraftanwendung sowie den 
Transrapid.

- den Abbau der aus Zeiten des Kalten 
Krieges nach westlichen Standards 
überdimensionierten Bundesrohölre­
serve, was beim Verkauf von 1 Million 
Tonnen einen Erlös von 180 Millionen 

DM erbringen kann.
- die Reduzierung der Entschädigun­

gen und Amtszulagen nach § 11 Abge­
ordnetengesetz auf 81 Mio. DM. Die im 
Bundeshaushaltsplan 1996 vorgenom­
mene Diätenerhöhung um 12 Millionen 
DM greift der Beschlußfassung durch 
den Bundestag vor. Zudem kann nicht 
hingenommen werden, daß Abgeordne­
te des Bundestages sich besserstellen, 
während große Teile der Bevölkerung 
von wachsender Arbeitslosigkeit, sozia­
ler Unsicherheit und realen materiellen 
Verlusten betroffen sind.

- Rückforderung der Fördergelder von 
Unternehmen, wenn nach Abschluß der 
Forschungsarbeit Arbeitsplätze für die 
Fertigung der Ergebnisse aus der For­
schung ins Ausland verlagert werden.

- Umstellung des Förderinstrumenta­
riums, da die Förderung nicht an das In­
vestitionsvolumen, sondern an die Zahl 
der zu schaffenden oder zu sichernden 
Arbeits- und Ausbildungsplätze gebun­
den wird.

Weitere Arbeitsplätze können insbe­
sondere in den neuen Bundesländern 
gesichert werden durch Einführung ei­
ner Hilfeabgabe der gewerblichen Wirt­
schaft für die Kapitalaufstockung klei­
ner und mittlerer Betriebe, Genossen­
schaften und MBO-Unternehmen in 
Form von Beteiligungen des Bundes 
oder der Länder - wie es sie in Form ei­
ner Investitionshilfeabgabe der ge­
werblichen Wirtschaft in den alten Län­
dern ab 1952 gab. Bei einer Abgabe von 
10 Prozent der Jahresüberschüsse nach 
Steuern und 4 Prozent der Umsätze 
könnten 28 Mrd. DM aufgebracht wer­
den.

Wenn Bundesregierung und Bundes­
tagsmehrheit ein gleiches Tempo wie 
bei Gesetzen zur Absenkung sozialer 
Leistungen an den Tag legen, können 
diese Einnahmen bereits mit Beginn 
des Jahres 1996 für den Bundeshaushalt 
wirksam werden.

Durch eine vom Bundestag einzuset­
zende Kommission sind die Umstände 
und Erlöse des Verkaufs ehemaliger 
DDR-Kreditinstitute vollständig aufzu­
klären. Wie vom Bundesrechnungshof 
festgestellt wurde, sind beim Verkauf 
der früheren DDR-Banken möglicher­
weise Schäden in zweistelliger Milliar­
denhöhe entstanden.

Welche weiteren Maßnahmen sind 
denkbar?

Zur Bekämpfung von Steuerhinter­
ziehung und -mißbrauch ist das Perso­
nal der Finanzverwaltung insbesondere 
im Bereich der Betriebsprüfung erheb­
lich zu verstärken. Die damit verbunde­
nen Mehraufwendungen werden durch 
die erzielbaren Einnahmen mehr als 
kompensiert. Allein eine 10%ige Redu­
zierung des Steuerbetrugs würde zu 
Steuermehreinnahmen in Höhe von 15 
Mrd. DM führen.

Die Banken und Versicherungen soll­
ten zur Zeichnung einer zinslosen An­
leihe in Höhe von 5% ihrer Bruttowert­
schöpfung verpflichtet werden. Diese 
Zwangsanleihe ersetzt einen Teil der im 
Haushaltsentwurf 1996 veranschlagten 
verzinslichen Neuverschuldung.

Die Besteuerung von Börsenumsät­
zen sollte durch eine Expertenkommis­
sion kritisch überprüft werden und die 
Bundesregierung die Diskussion dieses 
Themas im internationalen Rahmen in­
itiieren. Eine Arbeitsmarktabgabe für 
besserverdienende Beamte könnte ein­
geführt und die Aufhebung, der Bei­
tragsbemessungsgrenze in der Arbeits­
losenversicherung vorbereitet werden. 
Dr. Reinhard Kotschi ist Mitarbeiter der PDS- 
Bundestagsabgeordneten Prof. Christa Luft.

SPD und 
„harte DM“

Dabeisein muß sich 
richtig lohnen

Was gäbe es nicht alles für fundierte 
Gründe, um die Währungsunion zu kri­
tisieren und abzulehnen:

- daß sie Instrument der EG- 
Großraumwirtschaft ist,

- daß die Deregulierungspolitik damit 
in großem Maßstab weiterbetrieben 
werden soll,

- daß sie der Vormacht des deutschen 
Kapitals dient,

- daß bestehende Ausgleichsmecha­
nismen der Währungsparität zwischen 
Gebieten unterschiedlicher Produktiv­
kraftentwicklung beseitigt werden und 
die Lohnhöhe zum entscheidenden 
Ausgleichsinstrument wird, der Druck 
auf die Reallöhne also EG-weit ver­
schärft wird,

- daß die Arbeitslosigkeit steigen und 
in Ländern wir Irland, Griechenland, 
Portugal die Verarmung und Verödung 
ganzer Regionen zunehmen wird,

und, und, und.
Dazu hört man von Schröder/Schar- 

ping nichts. Stattdessen positionieren 
sie die SPD dort, wo Brunner und Kon­
sorten nach Maastricht und dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts aufge­
hört haben: bei der „starken DM“.

Warum jetzt und warum so? Auf der 
letzten Konferenz der EU-Finanzmini- 
ster wurde der Fahrplan bestätigt, daß 
die Ergebnisse des Jahres 1997 darüber 
entscheiden werden, welche Länder an 
der Währungsunion teilnehmen. Für 
den Kreis der zukünftigen Mitgliedslän­
der der Währungsunion werden dann 
die Austauschrelationen festgeschrie­
ben, mit denen die bisherige Landes­
währung in die neue Währung eingeht. 
Waigel hat auf dieser Konferenz u. a. Ita­
lien bis ins nächste Jahrtausend „aus­
geschlossen“.

Unter dem Vorwand, es ginge um In­
flation und Geldwert innerhalb des 
zukünftigen Gebietes der Währungs­
union, kritisiert die SPD die Regierung 
wegen zu lascher Durchsetzung deut­
scher Interessen. Er scheue sich nicht, 
das „nationale Interesse“ zu themati­
sieren, tönt Schröder.

Die Bewertung der DM gegenüber an­
deren Teilnehmerstaaten der Wäh­
rungsunion, das Gewicht der DM inner­
halb der Währungsunion und die Be­
wertung der neuen Währung gegenüber 
dem Rest der Welt - dieser „Außenwert“ 
der DM, das ist es, worum es geht.

Wen interessiert das und für wen will 
sich die SPD mit dieser Kampagne ein­
setzen? Für-alle diejenigen, die Vermö­
gen, insbesondere Auslandsvermögen 
haben oder zu erwerben beabsichtigen, 
ob als Land oder Häuschen in der Tos­
kana, als Aktienpaket oder - vermittelt 
über die private Lebensversicherung - 
in Staatspapieren anderer Länder. Je 
„stärker“ die DM, umso billiger ist der 
Urlaub im Ausland und vor allem: umso 
billiger ist jeder Vermögenserwerb im 
Ausland. Diesem Klientel bieten Schar­
ping und Schröder die SPD an.

Derzeit und in den nächsten Jahren 
zunehmend werden Milliarden an Ver­
mögensbeständen in der Mittelklasse 
umgeschichtet durch Erbschaft. Neues 
Kapitalvermögen wartet auf wertstei- 
gemde Anlage. „Finanzen“, das Wirt­
schaftsmagazin für erfolgreiche Kapi­
talanleger“, meint dazu (und zu Schar- 
ping/Schröder): Werde der deutsche 
Kurs nicht akzeptiert, dann scheitere 
die Währungsunion. Der Versuch, für die 
starke Mark angeblich noch besser als 
die Union oder die FDP zu sorgen, wird 
die SPD kaum an die Regierung brin­
gen, aber weiter zerrütten. (ehe)
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Der Lauscher an der Wand...
Jürgen Korell über einen neuen Vorstoß der CDU- 
SPD-Landesregierung von Baden-Württemberg zum 
„großen Lauschangriff“

Es kam, wie es kommen 
mußte: Der Große
Lauschangriff wurde 
wieder in die Diskussion 
gebracht. Dieses Mal 
durch einen Gesetzesan­
trag der Großen Koaliti­
on von Baden-Württem­
berg an den Bundesrat, 
obwohl qie Würde des 
Menschen unantastbar 
ist und jeder das Recht 
auf die jyeie Entfaltung 
seiner i Persönlichkeit 
hat, die Freiheit der Per­
son sowie die. Wohnung 
ünverletzlichsind.

Verfassungs­
änderungen
Um die geplante Ergän­
zung des, Verbrechens­
bekämpfungsgesetzes 
mit dem Grundgesetz zu 
vereinbaren, sollen die 
Artikel 13 (Unverletzlich­
keit der Wohnung) und 14 
GG (Schutz des Eigen­
tums) geändert werden. 
Baden-Württemberg be­
gründet seinen Antrag, 
wie kann es anders sein, 
mit „der besonderen Be­
drohung durch die orga­
nisierte Rauschgiftkrimi­
nalität und das sonstige 
organisierte Verbre­
chen“. Die Schwaben be- 

. fürchten, daß die „organi­
sierte Kriminalität“ zu ei­
ner „systembedrohen­
den Kraft“ werden kann. 
Neben dem Großen 
Lauschangriff sollen 
nach dem Willen von SPD 
und CDU die Möglichkei­
ten der Vermögenseinzie­
hung erweitert werden. 
Ungewöhnlich deutlich 
lehnte der innenpoliti­
sche Sprecher der Bun­
destagsfraktion von 
Bündnis 90/Die Grünen, 
Rezzo Schlauch, den Ge­
setzesantrag ab. .Es* ist 
„ein doppelter Anschlag 
auf das Grundgesetz“, 
sagte Rezzo Schlauch in 
Bonn. Im Gegensatz 
dazu befürwortet die 
Bonner SPD den Antrag 
und wirft FDP und Teilen 
der CDU die Sabotage ei­
ner wirksamen Verbre­
chensbekämpfung vor. 
Auf diese Art und Weise 
überholt die* SPD Bun­
desinnenminister 
Kanther mit Vollgas auf 
der rechten Seite.

dem Ländle, sollen also künftig heimlich 
Videos in Wohnungen von „Tätern“ ge­
dreht werden können. Bezeichnend, 
daß im Gesetzentwurf von dem Täter 
die Rede ist, obwohl der Tatverdächti­
ge gemeint ist. Eine derartige Semantik 
impliziert, daß Unschuldige gar nicht 
erst in die Überwachungsmühlen gera­
ten können, obwohl bereits die Tele­
fonüberwachung zeigt, daß genau das 
Gegenteil richtig ist. Täter wird der 
Mensch nur durch die rechtskräftige 
Verurteilung und sofern die Beweise für 
eine Täterschaft vorliegen, wird der 
Große Lauschangriff überflüssig. Damit 
nicht von der totalen Überwachung die 
Rede sein kann, werden die Überwa­
chungsmöglichkeiten der Wohnräume 
vordergründig eingeschränkt. Der 
Große Lauschangriff in den Wohnräu­
men soll nämlich nur angewandt wer­
den, „wenn sich der Täter oder Teilneh­
mer dort aufhält oder aufzuhalten 
pflegt und wenn die Erforschung des 
Sachverhalts auf andere Weise aus­
sichtslos oder wesentlich erschwert 
wäre“. Widersinniger sind Formulie­
rungen kaum zu gebrauchen. Sofern 
eine Wohnung nicht genutzt wird, 
braucht sie auch nicht überwacht zu 
werden.

. Ein Senat beim Oberlandesgericht 
soll die Rechtsstaatlichkeit wahren und 
über die Maßnahmen entscheiden. Bei 
Gefahr im Verzug reicht die Entschei­
dung der Staatsanwaltschaft oder ihrer 
Hilfsbeamten aus. Ungeachtet der Fort­
dauer der Maßnahme muß der Senat an­
schließend über die Rechtmäßigkeit 
entscheiden. Sollte er eine andere Ent­
scheidung treffen, müssen die aufge­
zeichneten Unterlagen nachweisbar 
vernichtet werden. Aus den Köpfen der 
Ermittlungsbeamtinnen sind die Über­
wachungsergebnisse allerdings nicht zu 
löschen, und den Austausch der an der 
unberechtigten Überwachungsmaß­
nahme beteiligten Polizeibeamtinnen 
sieht das Gesetz nicht vor. Einerseits 
soll dem Persönlichkeitsschutz ein ho­
her Stellenwert eingeräumt werden, in­
dem die Entscheidung über die Ein­
schränkung der Grundrechte der Senat 
eines Oberlandesgerichts zu treffen hat, 
andererseits kann jeder Polizeibeamte, 
der gleichzeitig Hilfsbeamter der 
Staatsanwaltschaft ist, bei Gefahr im 
Verzüge längstens für ein Wochenende 
selbst über die Grundrechtseinschrän­
kungen entscheiden.

Verräterische Se­
mantik: „Täter“ statt 
„Tatverdächtigter“
Mit dem großen 
Lauschangriff ist nicht 
„nur“ das Belauschen, 
sondern auch die Auf­
zeichnung von Bildauf­
nahmen gemeint. Geht 
es nach dem Willen der 
Großen Koalition aus

Umkehr der Beweislast 
und Bereicherung 
durch Beschlagnahme
Liegen „schwerwiegende Straftaten“ 
vor, soll die Möglichkeit der Vermögen­
seinziehung erweitert werden. Schwer­
wiegende Straftaten sind nach der Er­
klärung keine schweren Straftaten, son­
dern ragen durch ihre spezifische Ge­
meinschädlichkeit besonders hervor. 
Schwerwiegende_Straftaten „sind ins­
besondere Straftaten der Organisierten 
Kriminalität“. Demnach kann der La­
dendiebstahl ebenso eine schwerwie­
gende Straftat sein wie die Wirtschafts­
kriminalität oder der Betrug. Aus­
schlaggebend ist letztendlich, daß die 
Straftat der „Organisierten Krimina­
lität“ zugerechnet werden kann, um 15. 
000 DM einziehen zu können. Dafür 
müssen „tatsächliche Anhaltspunkte“ 
die Vermutung zulassen, daß das Ver­

mögen aus schwerwiegenden Strafte 
ten herrührt oder dafür verwendet we: 
den soll. Begründen läßt sich die Ve: 
mutung schon, wenn der „Umfang d( 
Vermögens im offensichtlichen Wider 
spruch zu den Lebensumständen d< 
Betroffenen“ steht. Mit diesem Gese< 
zesvorschlag können Vermögen ohi 
eine gerichtliche Verurteilung eines B( 
schuldigten eingezogen werden. Niel 
einmal der Betroffene selbst muß eint 
Straftat verdächtig sein, geschweige 
denn, daß er vor der Maßnahme an 
gehört werden muß. Die Sicherstellui 
wird je nach Zuständigkeit von eint 
Landeskriminalamt oder dem Bunder 
kriminalamt angeordnet. Gegen die S‘ 
cherstellung kann der Betroffene inner 
halb eines Monats Beschwerde beim zt 
ständigen Gericht erheben. Der Betro' 
fene selbst muß die Gründe für die Aff 
hebung der Sicherstellung darlegen 
Eine Verfahrensweise, die landläufig al 
Beweislastumkehr bekannt wurde 
Während bei Durchsuchungen der Be 
troffene sofort Widerspruch gegen dii 
Beschlagnahme einlegen kann und dii 
Polizei eine richterliche Anordnung ein 
holen muß, trägt der Betroffene bei de: 
Vermögenseinziehung die Verantwor 
tuhg der rechtlichen Überprüfung 
selbst.

Der kompletten, d. h. entschädi 
gungslosen Einziehung unterliegt da; 
sichergestellte Vermögen, „wenn aff 
gründ tatsächlicher Anhaltspunkte dii 
hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dal 
es aus schwerwiegenden (...) Straftatei 
herrührt oder hierfür verwendet werdei 
soll“. Nicht einmal bei der endgültiger 
Einziehung müssen Beweise vorliegen 
Die hohe Wahrscheinlichkeit genügt fu: 
die Bereicherung des Staates, denn da; 
Vermögen geht in das Eigentum de; 
Bundes oder Landes über, dessei 
Behörde die Anordnung getroffen hat.

Statt Senkung der Kriminalität: 
Vorgetäuschte Hektik 
und Abbau von Grundrechten
Kriminalität kann lediglich aufgeklär 
werden und sollte nach Möglichkeit in 
Vorfeld verhindert werden. Dies ist zi 
erreichen, wenn Menschenwürde unc 
Menschenrechte als verinnerlichte Wer 
te breite gesellschaftliche Akzeptair 
erfahren. Werte, die ernst genommei 
werden, dazu führen, daß niemand weg 
schaut, der Gewalt und andere Krimi 
nalität erlebt, sondern in adäquate 
Form aktiv wird. Damit ist nicht dii 
Bürgerwehr gemeint, sondern die indi 
viduelle Verantwortung, die auch dii 
Polizei in die Lage versetzt, ihren 
Schutzauftrag ohne umfangreiche Ein 
griffsbefugnisse nachzukommen. Ein 
Straftaten verhindernde Kriminal- ui 
Sozialpolitik kostet Geld. Die Eil. 
schränkung der bürgerlichen Freiheits 
rechte bedarf keiner finanziellen Aul 
Wendungen. Sie täuscht aber nur ein 
operative Hektik vor, die noch vom Ei 
folg gekrönt sein wird.

Ein Staat, der die Erlaubnis zum Lai 
sehen in der Wohnung gibt, begibt siel 
auf die moralische Ebene der Krimine' 
len. Denn dann achtet der Staat di 
Menschenwürde und andere Grund 
rechte der Bürger ebenso wenig wie dt 
Straftäter.

Jürgen Korell ist Mitglied der BAG „Kritisch 
Polizistinnen und Polizisten“
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Nach dem Attentat auf Rabin
Ausgang des Friedensprozesses ungewisser denn je
„Shalom“, sagte mir vor wenigen Tagen 
ein israelischer Freund zum Abschied; 
sichtlich bewegt und irritiert durch die 
Ermordung des Chefs der Regierung in 
Israel. Während bislang als wahrschein­
lich erschien, daß allein aus dem arabi­
schen Lager Angriffe auf die israelische 
Politik erfolgen würden, setzt nun, un­
mittelbar nach der Attacke vom 4.11.95, 
eine Befragung darüber an, öb die Ge­
fahren durch die rechtsradikalen Sied­
lergruppen bislang nicht eher unter­
schätzt wurden. War etwa der Inlands­
geheimdienst Shin Beth, der sonst ger­
ne palästinensische Gefangene foltern 
läßt, zu sehr von der ideologischen In­
teressensgleichheit zwischen Regie­
rung und Siedlungsbewegung über­
zeugt, um hier keine Gefährdungspo­
tentiale erkennen zu können? Ist Rabin 
von seiner eigenen, bis zuletzt, auch 
überwiegend praktizierten Überzeu­
gung eingeholt worden, daß „Galiläa 
und Samaria“ (die Westbank) nicht auf­
gegeben werden? Welchen tatsächli­
chen Spielraum haben rassistische Or­
ganisationen wie „Kach“ oder „Kahane 
lebt“ oder „Eyal“, die trotz Verbot im-
Stande zu sein scheinen, sowohl bei den 
militanten Siedlerfraktionen Unter­
stützung zu erhalten als auch, zumin­
dest teilweise, innerhalb der parlamen­
tarischen und religiösen Rechten - dem 
Likud-Block - Rückhalt zu haben? Sie 
wünschten nicht nur einmal in der letz­
ten Zeit den Tod von Rabin herbei. Der 
für den Personenschutz Rabins zustän­
dige General ist inzwischen zurückge­
treten, die Regierung muß einö offiziel­
le Untersuchung zu den Versäumnissen 
während der Demonstration in Tel Aviv 
einleiten. Die Mär von der allseits be­
liebten Einzeltätertheorie wollte man 
sowieso nicht glauben.

Der Schock, den die israelische Bevöl­
kerung nun durchlebt hat, könnte ge­
nutzt werden, um nun - allerdings 
schnellstens! - die rechten Kräften im 
Land besser unter Kontrolle zu bringen 
und hiermit aufzuräumen; d.h. auch die 
Siedlungen zu evakuieren. Der sog. Frie­
densvertrag von Oslo im September 
1993 war schon immer eine Krücke: Die 
strategischen Wehrdörfer, selbst im Ga-

Gefangene im Aufruhr harter Repression

Die unerträglichen Zustände in den US- 
amerikanischen Gefängnissen haben 
Ende Oktober in mindestens vier Ge­
fängnissen zu Rebellionen geführt, auf 
die das Justizministerium mit einer 
neuen Welle von Repression reagierte.

i
Laut Berichten der US-Presse - andere 
Berichte liegen leider noch nicht vor - 
kam es am 20.10. in Memphis, Tennes­
see, zu Unruhen: Gefangene zerschlu­
gen die Fensterscheiben, zerstörten 
Zelleneinrichtungen, legten Brände, die 
die Feuerwehr erst am nächsten Tag un­
ter Kontrolle hatte. 50 Menschen erlit­
ten Rauchverletzungen, der Sachscha­
den betrug rund 5 Mio. Dollar.

Am gleichen Tag besetzten Gefange­
ne in Greenville, Illinois, die meisten 
Gefängnisgebäude und weigerten sich, 
in ihre Zellen zurückzugehen. Aus 
fürcht vor dem aufgestauten Haß der 
Gefangenen verbarrikadierte sich das 
Wachpersonal und wurde erst nach 
Stunden von der Polizei „befreit“. Nur 
wenige Tage zuvor hatten Gefangene in 

zastreifen, waren bislang nicht prakti­
scher Gegenstand der Verträge, d.h. der 
Stop des weiteren Ausbaus wurde nicht 
thematisiert. Die palästinensische Au­
tonomie ist eine von Israels Gnaden, die 
Zukunft einer eigenständigen Entwick­
lung in den besetzten Gebieten hängt 
vom Wohlwollen des US-amerikanisch 
dominierten Machtkartells ab. Hier ist

Auf den Schlachtruf rechtsradikaler Siedler „Tötet die Ara­
ber“ folgte der Schlachtruf „Tötet die Verräter“, auf die Lo­
sungen rechtsradikaler Demonstrationen folgte die Tat.

auch nach dem eilig zusammengeba­
stelten Abkommen, was schließlich in 
den USA unterzeichnet worden ist, 
nichts Entscheidendes passiert. Als im 
Februar 1994 in Hebron durch die zioni­
stische Siedlerbewegung ein Blutbad in 
der Moschee angerichtet wurde, zeigte 
sich die ganze Widersprüchlichkeit die­
ses Prozesses. Wahrscheinlicher als eine 
Beschleunigung der Appeasementpoli­
tikallerdings erscheint, daß mit demjet- 
zigen Attentat auch die bislang getrof­
fenen, eher minimalen Vereinbarungen 
zwischen israelischer Regierung und 
PLO noch zögerlicher umgesetzt wer­
den. Das Risiko, selbst für diese Über­
einkommen mit der entmachteten PLO 
auch in Israel noch ermordet zu werden, 
ist deutlich gestiegen. Auf einem schon 
bislang schmalen Grat der parlamenta­
rischen Mehrheit (eine Stimme!) läßt 
sich keine sog. Friedenspolitik fortset-

Talladega, Alabama, und Alienwood, 
Pennsylvania, rebelliert. Im Hochsi­
cherheitstrakt von Alienwood eskalier­
te eine Auseinandersetzung unter Ge­
fangenen durch das Eingreifen des 
Wachpersonals zu einer regelrechten 
Revolte. Es sei wie in einem Kriegsge­
biet gewesen, wird ein Feuerwehrmann 
zitiert.

Die unmittelbaren Anlässe der Revol­
ten sind nicht bekannt. Aber die allge­
meinen Ursachen sind unschwer auszu­
machen: Die Verschärfung von Geset­
zen und die Verlängerung der Strafdau­
er hat zu einer ungeheuren Überfüllung 
der Gefängnisse geführt, zu einer Kon­
zentration größten sozialen Elends und 
verzweifelter Hoffnungslosigkeit auf 
kleinstem Raum. Durch die Verschär­
fung der Haftbedingungen - so wurden 
in immer mehr Gefängnissen Rund­
funk- und Fernsehgeräte aus den Zellen 
entfernt, ’Sportmöglichkeiten gestri­
chen; außerdem verbietet ein neues Ge­
setz den Gefangenen, den College-Ab­
schluß nachzuholen - wird das Gefäng­

zen, falls damit nicht ausgeschlossen 
werden kann, daß die Gesellschaft in Is­
rael sich noch weiter polarisiert. Bereits 
jetzt ist die Gefahr einer Spaltung zwi­
schen einem eher „europäischen“ und 
einem mehr „orientalischen“ Teil der is­
raelischen Bevölkerung vorhanden - 
das Land beherbergt immerhin eine Ge­
sellschaft, die sehr heterogen zusam­

mengesetzt ist. Möglicherweise 
liegt hier ein viel größeres Pro­
blem als in einem sog. Frie­
densabkommen mit der PLO.

Keine andere offizielle Sicht­
weise werden die meisten ara­
bischen Regierungen haben 
können; bedingt durch das in­
ternationale Kräfteverhältnis 
ist zum Ausgleich mit dem bis­
herigen Feind keine Alternative 
vorhanden. Daher auch die 
schnelle Bestätigung nach dem 
Tod von Rabin durch Hussein 
und Mubarak für diesen Frie­
densprozeß; hingegen ist in der 
Haltung Libyens zwar zutref­
fend, daß Rabin für eine Vielzahl 
von Verbrechen an den Palästi- 
nenserlnnen verantwortlich 
ist, dennoch ist diese Ansicht 
eher von propagandistischen 
Motiven geleitet als von dem 

Angebot einer tatsächlichen politi­
schen Alternative zur jetzigen Situati­
on. Syrien hat sich ebenfalls von der jet­
zigen Eskalation der inner-israelischen 
Konfrontation konsterniert gezeigt und 
noch einmal auf ein zufriedenstellendes 
Abkommen über die Golanhöhen ge­
drängt.

Daß radikale islamische und palästi­
nensische Gruppen den Tod von Rabins 
begrüßen, liegt in der Logik ihrer Argu­
mente ; ein paar Tage zuvor war einer ih­
rer Anführer, Schakaki, in Malta vom is­
raelischen Mossad ermordet worden, 
Rabin soll den Auftrag gegeben haben. 
Diese Gruppierungen haben den An­
spruch, die arabische Armutsbevölke­
rung zu vertreten, die - paradox, aber 
ebenso wie die „orientalische“ jüdische 
Bevölkerung - in dem gegenwärtigen 
Prozeß immer schon das Nachsehen 
hatte. - (mc) 

nisleben vollends zur Hölle.
Das Justizministerium reagierte auf 

die Aufstandshandlungen, deren Aus­
weitung es zu befürchten scheint, mit 
brutaler Härte: In über 70 der 80 Bun­
desgefängnisse wurden die Gefangenen 
auf imbestimmte Zeit in ihren Zellen 
eingeschlossen; sie können seither nur 
mit ihren Zellengenossen kommunizie­
ren. Tatsächlich gibt diese Art Repres­
salie Anlaß zu größter Sorge. Es ist be­
kannt - Mumia*Abu-Jamal berichtet in 
seinem Buch... aus der Todeszelle aus­
führlich davon, daß ein verrohtes An­
staltspersonal für Widerstandshand­
lungen von Gefangenen furchtbar Ra­
che zu nehmen pflegt: So wurden Ge­
fangene z.B. im Gefängnis Camp Hill 
nach einer Rebellion schwer mißhan­
delt und erniedrigt, ihre Habseligkeiten 
wurden zerstört oder gestohlen.

Mit der jüngsten bundesweiten 
Einschließungsmaßnahme werden die 
Gefängnismauem zugleich gegen jede 
kritische Öffentlichkeit abgeriegelt. - 
(scc)

Ciller und 
Türkes
Bei den Parlamentswah­
len am 24.12. kandidiert 
die Regierunsgschefin 
im offenen Bündnis mit 
den Faschisten

Bei den für den 24.12. angesetzten 
Parlamentswahlen in der Türkei 
sucht die Regierungspartei unter 
Tansu Ciller unverhüllt Unterstüt­
zung auf der äußersten Rechten. Cil- 
lers Partei DYP hat ein Wahlbündnis 
mit der faschistischen MHP des Al­
parslan Türkes geschlossen. Das 
Wahlbündnis setzt eine seit fast 30 
Jahre dauernde, in den späten 60er 
Jahren zwischen Demirel und Tür­
kes formulierte Zusammenarbeit .der 
Vorgängerpartei der DYP mit der 
MHP offiziell fort. Zugleich hat die 
Regierungschefin, vier berüchtigte 
Polizeichefs dafür gewonnen, auf der 
Liste der DYP zu kandidieren:
- Hayri Kozakcioglu. Erster „Su- 

pergouvemeur“ für die Gebiete im 
Ausnahmezustand (seit 1987). Ver­
antwortlich für zahlreiche Dorfzer­
störungen, Folterungen und Morde.
- Önal Erkan. 1980, im Jahr des Mi­

litärputsches, wurde Erkan Polizei­
chef in Ankara, 1984 Polizeichef in 
Istanbul. 1991 wurde er zum Gene­
ral-Polizeichef ernannt und Gouver­
neur „für die Gebiete im Ausnahme­
zustand“ (also die kurdischen Ge­
biete) . In seine Amtszeit fällt u.a. der 
bis heute nicht aufgeklärte Mord an 
dem' DEP-Abgeordneten Mehmet 
Sincar. Erkans Kommentar dazu: „In 
einem Gebiet, in dem es Terror gibt, 
ist es normal, daß es unaufgeklärte 
Morde gibt.“
- Necdet Menzir. Er wurde 1992 Po­

lizeichef in Istanbul. In seiner drei­
jährigen Amtszeit wird ein „Rekord 
an Exekutionen“ durch die Polizei er­
reicht: Oppositionelle, die bei 
Schußwechseln, Überfällen der Poli­
zei auf Wohnungen, Fahndungen u.ä. 
auf offener Straße erschossen wer­
den. Menzir soll Kontakte zur Mafia 
haben.
- Mehmet Agar. 1988 Polizeichef 

von Ankara, 1990 Polizeichef in 
Istanbul. Es gibt Behauptungen, daß 
sein Aufstieg durch kompromittie­
rende Videos über die Frau des 
früheren Staatspräsidenten Özal be­
fördert wurde.

Der Generalsekretär der PKK, Ab­
dullah Öcalan, erklärte im Interview 
im kurdischen Fernsehsender med- 
TV, die PKK'werde eine „Demokra­
tische Front“ gegen die Koalition von 
Ciller und Türkes unterstützen. Cil­
ler und Türkes wollten die Türkei bis 
zum Jahr 2000 in den „Händen eines 
faschistischen Regimes“ halten. 
„Deshalb sollen sich pazifistische 
und demokratische Kreise vereini­
gen und ihre Kraft zusammentun ... 
Wir werden sie unterstützen.“

Die (prokurdische) Partei HADEP 
(Partei der Demokratie des Volkes)“ 
hat angekündigt, daß sie ein Wahl­
bündnis mit verschiedenen linken 
türkischen Parteien anstrebt. Man 
sei auch bereit, mit der Partei der 
Neuen Demokratie Cem Boyners 
(eines türkischen Großkapitalisten, 
der sich neuerdings für demokrati­
sche Reformen und einen Dialog mit 
der kurdischen Bevölkerung ein­
setzt) zusammenzuarbeiten, falls 
diese ihren „demokratischen An­
satz“ weiter verfolge. Quelle: dem- 
Nachrichtenagent, 8.11-(rül)
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I
n Erwartung der schrittweisen Auf­
hebung der Wirtschaftsaktionen ge­
gen die Bundesrepublik Jugoslawien, 
BRJ (Föderation aus den Staaten Ser­

bien und Montenegro), beginnt dort eine 
umfassende Debatte über die Neustruk­
turierung der nationalen Ökonomie 
und die Möglichkeiten einer Wiederein­
gliederung in den kapitalistischen Welt­
markt. Auf verschiedenen Wirtschafts­
konferenzen werden z.Zt. die unter­
schiedlichsten Modelle der Umgestal­
tung diskutiert.

Im Mittelpunkt der Auseinanderset­
zung steht in letzter Zeit die Diskussion 
über die Privatisierung.

Dabei geht es im Falle der BRJ nicht 
nur um die Veräußerung staatlichen Ei­
gentums in Privatkapital, sondern be­
trifft ebenso gesellschaftliche und ge­
nossenschaftliche Eigentumsformen. 
Schon jetzt ist aber nach den jüngsten 
Zahlen ein Übergewicht an Privateigen­
tum sichtbar. Nach den unlängst von 
der Wirtschaftskammer Serbiens veröf­
fentlichten Zahlen befinden sich von 
den 60 600 Unternehmen Serbiens rund 
85% in Privateigentum, während 7-8% 
gesellschaftliches Eigentum und 7-8% 
genossenschaftliches /gemeinschaftli­
ches Eigentum bilden (s. Kasten).

Analysiert man aber die Struktur der 
Privatuntemehmen genauer, zeigen 
sich größere Differenzierungen. Als 
nämlich durch das Privatisierungsge­
setz von Ende 1989 die'Gründung von 
Privatbesitz möglich wurde, schossen 
alle mögliche Kleinstfirmen wie Pilze 
aus dem Boden. Deren ökonomische 
Anfahgswerte waren entsprechend 
niedrig. Der Hauptteil des Vermögens 
liegt heute weiterhin in den Unterneh­
men des genossenschaftlich/gesell­
schaftlichen Gemeineigentums. Die De­
batte kreist nun darum, wie dieses Ver­
mögen privatisiert werden soll - oder 
eben nicht.

Privatisierung in Montenegro
Ein Teil der Wirtschaftswissenschaftler 
favorisiert das montenegrinische Priva­
tisierungsmodell. Montenegro hatte 
schon vor vier Jahren mit einer voll­
ständigen Privatisierung begonnen. 
Grundlage der Privatisierung bildet die 

Ausgabe von AktienJn den Transfor­
mationsprozeß sind die drei Republik­
fonds eingeschaltet: der Entwicklungs­
fonds, der Renten- und Schwerbeschä­
digtenfonds und der Beschäftigungs­
fonds. Mit dem Gesetz ist vorgesehen, 
daß der Rest des Gesellschaftskapitals, 
für den kein Eigentümer bestimmt ist, 
nach dem Aktienkauf in die Fonds über­
tragen wird, und zwar nach dem Schlüs­
sel: Entwicklungsfonds 60%, Renten­
fonds 30% und Beschäftigungsfonds 
10%. Diese Quellen sollen dann die

Privatisierungsdebatte 
in der BR Jugoslawien 
Deutschland und Japan als Vorbild?
Hauptfinanzierungsquellen für die Ent­
wicklung Montenegros darstellen. „Das 
Gesetz (über Eigentums- und Verwal­
tungstransformation) hat den letzten 
Funken von Gesellschaftseigentum eli­
miniert“, so mit deutlichen Worten der 
montenegrinische Ministerpräsident 
Djukanovic.

Grundlage für das montenegrinische 
Modell war die tschechische Brutalpri­
vatisierung. Der „Minister für das Un- x 
temehmertum“ in Serbien, Djukic, fa­
vorisiert dieses Modell mit den monte-

Eigentumsverhältnisse 
in Serbien
In Serbien gibt es insgesamt 60616 Un­
ternehmen im Gesellschafts-, Privat-, 
Genossenschafts- und Gemeineigen­
tum, heißt es in einer Analyse des Zen­
trums für Informatik der Wirtschafts­
kammer Serbiens.

Von 60616 Unternehmen sind 4500 
Gesellschafts-, 51412 Privat-, 2098 
Genossenschafts- und 2 605 Gemein­
schaftseigentum. \

In der Industrie und im Bergbau gibt 

negrinische Modifikationen auch für 
Serbien. Er sieht vor allem in dem Aus­
bau der Klein- und Mitteluntemehmen 
die Zukunft für die BRJ. Theoretiker 
dieses Modells ist der jetzt zum Minister 
ernannte Dragan Tomic. Dieser wurde 
vor zwei Jahren zum Vorsitzenden der 
Lobby der internationalen Manager in 
Belgrad gewählt und ist Direktor der 
Möbelfirma SIMPO. Diese Firma soll ge­
rade - nach serbischen Angaben - zur 
europagrößten Möbelfirma avanciert 
sein. Dabei besteht die SIMPO im Kem 

nur aus drei Fabriken mit nicht mehr als 
jeweils 500 Beschäftigten. Daneben 
wurden aber fast 40 kleine Betriebe ge­
bildet, die die nötigen Zuträgerdienste 
leisten. Dieses Modell ist natürlich nicht 
in Jugoslawien erfunden worden. Ohne 
Bedenken wird in der ökonomischen 
Debatte auf das Modell Japan hinge­
wiesen, in der genau die oben beschrie­
bene Wirtschaftsstruktur vorherrscht. 
Mit all den bekannten negativen Folgen 
auf die in den Kleinstfirmen abhängigen 
Beschäftigten.

es 1306 Gesellschafts-, 7 654 Privat-, 25 
Genossenschafts- und 758 Gemein­
schaftsunternehmen. Die Wasserwirt­
schaft zählt 51 Gesellschafts-, 8 Privat- 
und 6 Gemeinschaftsunternehmen. 
Im Handel sind 748 Gesellschafts- und 
30787 Privat-, 125 Genossenschafts 
und 690 Gemeinschaftsunternehmen. 
Im Sektor Verkehr und Verbindungen 
befinden sich 165 Gesellschafts-, 1208 
Privat-, 29 Genossenschafts-, 103 Ge­
meinschaftsunternehmen. ’ Gastge­
werbe und Tourismus: 1503 Privat-, 4 
Genossenschafts, 105 Gemeinschafts­
und 229 Gesellschaftsuntemehmen.

Das Modell Deutschland/Japan
Die Rigorosität, mit der die Verfech7 
der vollständigen Privatisierung in c' 
BRJ auftreten, wird von einem großen 
Teil der Ökonomen nicht geteilt, r 
Gouverneur der jugoslawischen Zf 
tralbank Avramovic kritisiert die v( 
ständige Privatisierung und fordert, ( 
der staatliche Sektor nicht vollständ 
.ausgeschaltet werden sollte. Er fav( 
siert die Einführung des sogenannt* 
postkeynesianischen Modells. Nach s* 
ner Auffassungsei die Grundlage diese 
Modells der Konsens zwischen Arb* 
tem, Arbeitgebern und dem Staat ui 
die Gleichberechtigung aller Eigei 
tumsformen - des Privat-, Staats- ui 
Gemeineigentums. Ein solches Mode 
trage zur größeren ökonomischen Eff 
zienz und sozialer Gerechtigkeit bei.

Es ist bei einer solchen Betrachtung: 
weise kein Wunder, daß in der Ökonom 
sehen Debatte in Jugoslawien immt 
wieder Deutschland und Japan als Vo: 
bilder genannt werden.

„Eine Vergleichsanalyse der Refc 
von 1989 und jener von 1994 ergibt, c 
das sogenannte japanisch-deutscl 
Modell für die Bundesrepublik Jugosk 
Wien mehr geeignet ist, denn es hat sic 
in der Kombination der marktwiri 
schaftlichen Art und Weise und der Prir 
zipien der gesellschaftlichen Solidariti 
als erfolgreich erwiesen.“ (Serbien 7 
1995) <
Die jugoslawische Linke , 
und das Modell China
In der letzten Zeit wird von der jugosk 
wischen Linken das chinesische Mode 
favorisiert. Nach ihrpn Auffassung* 
billigt die chinesische Regierung zv 
das Privateigentum, behielt aber troi 
starker Expansion im Privatsektor d 
dominante Position des Staatseiger 
tums bei. Darüber hinaus bewahrte d<r 
einheimische Kapital das Primat gc 
genüber ausländischen Investitioner 
eine der zentralen Forderungen der ji 
goslawischen Linken, die im wesentl’ 
chen repräsentiert wird durch die Naci 
folgeorganisation Bund der Kommun' 
sten - Bewegung für Jugoslawien, (hav

Friedensverhandlungen ? Dayton oder:
Ein Krieg wird fortgesetzt

Zu behaupten, der US-Beauftragte Hol­
brooke sei ein „Vermittler“ im Jugosla­
wien-Konflikt, zeugt von einer Blockie­
rung jeglichen Denkvermögens. Sind 
doch die USA seit langem selbst Partei 
in diesem Konflikt, ja sogar der wichtig­
ste Kriegsherr dort überhaupt. Ohne 
die US-geführten Bombardements 
etwa hätte die vereinte muslimische 
und kroatische Soldateska ihre Großof­
fensive vom September 95 (zusammen 
mit der vorangegangenen Krajina-Er­
oberung die mit Abstand größte ethni­
sche Säuberungsaktion des gesamten 
jugoslawischen Bürgerkriegs) nie 
durchführen können.

Genau betrachtet, hat der Krieg in Ju­
goslawien eine Doppelnatur: Er ist zum 
einen ein Bürgerkrieg zwischen Serben, 
Kroaten und Muslimen, und er ist zum 
anderen ein Interventionskrieg des We­
stens gegen die Serben, ein sog. Krieg 
niedriger Intensität, wie dies früher ein­
mal genannt wurde. Holbrooks jüngste 
Angriffe gegen die (bosnischen) Serben 
gleich zu Beginn der „Friedenskonfe­
renz“ beispielsweise, die den Serben 
das Recht auf Selbstbestimmung so­
wohl im Hinblick auf ihre Staatszu­
gehörigkeit als auch im Hinblick auf ihre 
politische Repräsentanz überhaupt ab­
sprachen, liegen auf einer Linie mit den 
verbrecherischen September-Bombar­

dements gegen serbische Verteidi­
gungsstellungen, Versorgungseinrich­
tungen, Verkehrswege, Fabriken, Kran­
kenhäuser, Schulen und Wohngebäude: 
So wie das Recht auf schwere Waffen in 
und um Sarajevo damals allein den Mus­
limen zugesprochen wurde, so soll nun 
das Recht auf Selbstbestimmung wie­
der einmal allein der muslimisch-kroa­
tischen Seite zuerkannt werden, den 
Serben nicht. Ob also nun US-Kriegs- 
handlung oder US-„Friedensinitiative“ 
- beides dient ausschließlich dazu, eine 
zum Prinzip gemachte, mit zweierlei 
Maß operierende Willkür-Politik des We­
stens durchzusetzen.

Durch sein Mitwirken in Holbrooks 
„Vermittlungs“-Theater hat Milosevic 
den USA für ihren weiteren diplomati­
schen und sonstigen Krieg gegen die 
Serben einen nicht zu unterschätzen­
den Vorteil zugespielt. Man kann dieses 
jegliche serbische Verhandlungspositi­
on untergrabende Verhalten Milosevics 
eigentlich nicht begreifen - und zwar 
auch und gerade dann nicht, wenn man 
die bloße Aufhebung der Sanktionen als 
dringlichste Aufgabe jugoslawischer Di­
plomatie ansieht> Sicher ist nur eines: 
Dadurch, daß das vom Sicherheitsrat 
installierte Haager Tribunal auftrags­
gemäß Anklage gegen Karadzic und 
Mladic erhob und damit sowohl die po­

litische als auch die militärische Spitze 
der bosnischen Serben vom unmittel­
baren Verhandlungsgeschehen weitge­
hend femhilt, hatte „Mr. Yes“ hier ein 
sehr leichts Spiel.

Nein, als Friedenskonferenz ist diese 
„Bosnien“-Konferenz genausowenig an­
gelegt wie seinerzeit das Münchener 
Treffen von 1938. Es geht vielmehr um 
die Entrechtung eines Volkes, in diesem 
Fall der bosnischen Werben, und um die 
exempelhafte Durchsetzung eines Dik­
tates von sich immer mehr als All­
machtsherrscher begreifenden
Großmächten.

Wie damals könnte es aber sein, daß 
die völlige Entmachtung noch gar nicht 
auf der Konferenz selbst, sondern viel­
mehr danach stattfindet: Wenn dann 
überall im Land Nato-Bodentruppen 
stationiert sind, die in kürztester Zeit 
sich bestens mit ihrer Umgebung ver­
traut gemacht haben, und wenn dann 
auch noch mit Milosevics'Mithilfe Ka­
radzic und Madie nfehr und mehr aus­
geschaltet werden, ja dann ist es Zeit für 
den letzten, finalen Militärschlag gegen 
die bosnischen Serben. Ein Vorwand 
wird sich finden, und wenn einem gar 
nichts einfällt, inszeniert mal eben Mar- 
kale III. Und vielleicht wird dann sogar 
schon die Drohung mit einem solchen 
Militärschlag genügen: Irgendein 

weichgekochter Vertreter der Srpsl 
wird einen Vertrag über deren vollstär 
dige Eingliederung nach Bosnien-Hei 
zegovina unterschreiben, und widei 
standslos werden Izetbegovics unc 
Tudjmans Truppen in die Serbisch« 
Republik einrücken, ihre Armee ent 
waffnen und dann ein paar „Übergriffe 
veranstalten... Die Krajina läßt grüßen 

Wie auch immer - die Zeichen stehei 
auf Sturm, und anstatt Milosevic-haf 
daherzuschwadronieren, daß man „ei 
ner politischen Lösung nie näher gewe 
sen“ sei (so aber jüngst der bosnisch 
serbische Parlamentspräsident Momci 
lo Krajsnik), ist es hohe Zeit, die Augei 
aufzumachen, die immer dreistere] 
Attacken des Westens wahrzunehmei 
und sie als solche zu verurteilen - an 
statt* in Sprachlosigkeit zu verharren 
Dabei ist die permanente Klarstellung 
unverzichtbar, daß eine Friedenskonfe 
renz ohne wirklich neutralen Organisa 
tor und ohne grundsätzliche Gleichbe 
rechtigung aller Konfliktparteien (aucl 
und gerade in bezug auf das Selbstbe 
stimmungsrecht) und insbesondere 
ohne ^neutrale, keinesfalls schon an 
Krieg beteiligte „Friedenstruppen“ lei 
der nichts anderes ist als eine Anti-Frie 
denskonferenz!
(H.K. - Eine Zuschrift aus dem Friedenslade* 
Heidelberg, aus Platzgründen leicht gekürzt)
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„Fabrikproblem, Lohnproblem, Wohnungs­
problem“ Arbeiterinnen aus Bangladesch in der Textilindustrie 

Malaysias. Eine Studie von Anja Rudnick
Die alternative Medienvereinigung 
GAMA (Global Alternative Media Asso­
ciation) veröffentlichte kürzlich eine 
Untersuchung, die sich mit der Lage Ar­
beiterinnen und Arbeitern aus Bangla­
desch in der Textilindustrie von Penang 
(Malaysia) befaßt. Diese Studie wirft 
ein Schlaglicht auf einige der Proble­
me, die die internationale Arbeitstei­
lung, die Ausgliederung arbeitsintensi­
ver Produktion in sogenannte Nied­
riglohnländer, für betroffene Arbeite­
rinnen und Arbeiter mit sich bringt: 
Wanderbewegungen, die der Nachfrage 
nach billiger Arbeitskraft folgen, aus­
ufernde Differenzierung selbst der Ärm­
sten. Wir dokumentieren Auszüge.

Obwohl die malayische Textil- und Be­
kleidungsindustrie im Vergleich zu den 
anderen bedeutenden Herstellungslän­
dern in Asien eher klein ist, wuchs die­
ser Sektor inzwischen zum zweitgröß­
ten Exportbereich industriegefertigter 
Güter in Malaysia. (...) Laut der malay­
sischen Behörde für Industrielle Ent­
wicklung arbeiten in diesem Sektor 
120000 Menschen. Manche ... schätzen 
jedoch, daß diese Zahl sogar 200 000 er­
reichen könnte, wenn man die nicht re­
gistrierten kleinen Fabriken mit einbe­
zieht. (...)

Unsere Studie in Penang zeigt, daß 
...das größte Problem des Sektors zur 
Zeit im Mangel an Arbeitskräften be­
steht ... Es stellte sich heraus, daß die 
Mehrheit der Textil- und Bekleidungs­
betriebe diesem Problem dadurch er­
folgreich begegnen, daß sie in großem 
Stil Arbeiterinnen aus Bangladesch 
einstellen. Von den 16 großen und klei­
nen Bekleidungsbetrieben, die wir in 
unserer Studie untersucht haben, be­
schäftigten nur drei keine Arbeiterin­
nen aus Bangladesch oder anderen Län­
dern. Zur Belegschaft der anderen 13 
Firmen zählten zwischen 15 und 50% 
Arbeiterinnen aus Bangladesch. (...)

Bangladeschis in Malaysia
In Malaysia gibt es angeblich die mei­
sten Arbeitsmigrantinnen in ganz Asi­
en. Offiziell gibt es etwa 1 Million Mi­
grantinnen, nimmt man jedoch illegale 
Migrantinnen hinzu, rangiert diese Zahl 
zwischen 1 und 3 Mio. bei einer Bevöl-. 
kerung von 18 Mio. Menschen. Zwei 

, Drittel der Migrantinnen kamen aus In­
donesien. (...)

1991 beschloß Malaysias Regierung, 
Arbeitgeberinnen zu gestatten, für be­
stimmte Industriebereiche Arbeiterin­
nen im Ausland zu rekrutieren, um den 
Arbeitskräftemangel zu überwinden. 
Danach zogen die Bangladeschis in den 
herstellenden Sektor ein. Die Regierun­
gen beider Länder vertieften ihre Be­
ziehungen, und der Migrationsfluß 
schwoll an und wurde beständiger. Heu­
te werden Bangladeschis auf Plantagen, 
in Pumpwerken, Restaurants, im Bau­
sektor und in bestimmten Industriebe­
reichen beschäftigt. Offiziell leben 
67000 Bangladeschis in Malaysia. An­
dere Quellen .... schätzen jedoch, daß 
diese Zahl inklusive der illegal Eingerei­
sten mindestens 200 000 beträgt. (...)

Eine Studie von 5 Fabriken
Hierzu führte ich Ende 1994 Interviews 
und Gruppendiskussionen mit etwa 45 
Arbeitsmigrantinnen aus fünf Fabriken 
im Staat Penang in ihren Wohnungen 
durch. Es wurden fünf verschiedene Fa­

briken untersucht, weil sich die Be­
handlung und Entlohnung der Arbeite­
rinnen aus Bangladesch womöglich von 
Fabrik zuFabrik unterschied. (...) Zwei 
von ihnen, ein Ausbeutungsbetrieb (Fa­
brik 1) und eine kleine Niederlassung ei­
ner vor Ort etablierten Firma (Fabrik 2), 
stehen am hinteren Ende einer Kette 
von Sub-Verträgen, eine weitere (Fabrik 
3) ist ein mittelgroßer Betrieb, und zwei 
sind gut etablierte Textiltöchter trans­
nationaler Konzerne (Fabrik 4: Tochter 
eines japanischen Multis; Fabrik 5: Nie­
derlassung eines Multis aus Hongkong). 
(...)

Agenturen und Arbeits­
voraussetzungen
Die Bangladeschis werden von Agentu­
ren in Bangladesch rekrutiert, die eng 
mit malaysischen Agenturen Zusam­
menarbeiten. In Bangladesch annon­
cieren die Agen­
turen in Tages­
zeitungen und 
behaupten; daß 
es für Arbeite­
rinnen aus 
Bangladesch 
Möglichkeiten 
gäbe, in Malay­
sia eine große 
^lenge Geld zü 
machen. (...)

Die meisten 
Arbeiterinnen 
waren zwischen 
20 und 30 Jahre 
alt. Etwa 25% 
der Befragten 
hatte einen Uni­
versitätsab­
schluß. (...) 
Bangladeschis 
werden jeweils 
nur für eine be­
stimmte Fabrik 
rekrutiert. Es 
ist streng ver­
boten, diese Fa­
brik-zu verlas­
sen und andernorts eine Stellung anzu­
nehmen. Die Verträge laufen immer auf 
der Basis von zwei Jahren. Arbeitgebe­
rinnen können einen Vertrag unrein 
Jahr verlängern, nach dessen Ablauf die 
Arbeiterinnen nach Bangladesch 
zurückkehren müssen.

Ausgenommen die Bangladeschis in 
Fabrik 1 und 2, die von derselben Agen­
tur rekrutiert worden waren, kamen die 
Arbeiterinnen von verschiedenen 
Agenturen. Diejenigen, die im Novem­
ber 1994 länger als ein Jahr in Malaysia 
gewesen waren, hatten der Agentur 
5 000 RM bezahlt. Ein zweites Kontin­
gent in Fabrik 2 hatte 6 000 RM bis 7 000 
RM bezahlen müssen. Auch eine Grup­
pe in Fabrik 4, die im September 1994 
angekommen war, hatte 6 000 RM be­
zahlen müssen.

Die Arbeiterinnen in Fabrik 1 (alle mit 
Universitätsabschluß) unterzeichne­
ten den Vertrag mit ihrer Agentur in 
Dhaka. In dem offiziell aussehenden Ar­
beitsvertrag wird erklärt, daß sie für die 
in Malaysia gesetzlich vorgeschriebene 
Höchstdauer von 8 Stunden Arbeit an 6 
Tagen in der Woche 500 RM pro Monat 
(20 RM pro Tag) ausgezahlt bekommen 
würden. Nach ihrer Ankunft in Malaysia 
wurde den Arbeiterinnen von ihren neu­
en Bossen erklärt, daß die Verträge Fäl­
schungen wären. Während der ersten 
vier Monate erhielten sie 270 RM pro 

Monat (10 RM pro Tag). Während des 
ersten Jahres erzielten sie zwischen 325 
und 350 RM pro Monat (12-13 RM pro 
Tag). Die Arbeitszeit wurde auf 10 Stun­
den pro Tag verlängert, und es wurden 
keine Überstundenzuschläge bezahlt 
(lt. Gesetz 150%). Am Ende ihres ersten 
Jahres konnten sie bis zu 16 RM für 10 
Stunden verdienen. Weitere 2,5 Über­
stunden wurden eingeführt, jedoch 
noch immer nicht extra vergütet. Heu­
te arbeiten sie mindestens 72,5 Stunden 
pro Woche. (...) (In den Fabriken 2,3 und 
4 geht es den Arbeiterinnen im Prinzip 
nicht anders - Red.)

Schulden oder Ersparnisse?
Selbst auf Grundlage begrenzter Daten 
wird offensichtlich, daß es sehr schwie­
rig, manchmal sogar unmöglich ist, die 
einmal bezahlte Gebühr von 5 000 bis 
7 000 RM während des zweijährigen Ver­

trages zurück­
zuverdienen, 
geschweige 
denn Geld, zu 
sparen, um die 
daheimgeblie­
bene Familie zu 
unterstützen.
In vielen Fällen 
hatte die ge­
samte Familie 
mitgeholfen, ei­
nem Familien­
mitglied zu er­
möglichen, 
nach Malaysia 
zu gehen. Land 
wird verkauft, 
und Ersparnis­
se gehen drauf. 
Manche Men­
schen leihen 
sich auch Geld 
und erhöhen so 
noch die Zins­
last ihrer Schul­
den. (...)

„Mein Vater 
hat viele, viele

Ringgit verloren“, erklärte ein Bangla­
deschi aus Fabrik 1 bewegt. Nach einem 
Jahr und vier Monaten harter Arbeit 
konnte er erst 1500 RM zurückbezah­
len. Seinen Kolleginnen ... erging es 
kaum besser. (...)

Löhne und Arbeitsbedingungen
Nach dem malaysischen Gesetz müssen 
Arbeitgeberinnen Migrantinnen und 
einheimische Arbeiterinnen gleichbe­
handeln, sowohl in der Bezahlung als 
auch in den Vergünstigungen. (...) Ob­
wohl ein systematischer Vergleich der 
Arbeitsbedingungen - und Bezahlung 
von Migrantinnen und Einheimischen 
nicht durchführbar war, traten in vier 
der fünf untersuchten Fabriken sub­
stantielle Unterschiede in Behandlung 
und Entlohnung zutage. (...) Wie bereits 
erwähnt, wird in den Fabriken 1 und 2 
Überstundenarbeit nicht mit den ge­
setzlich vorgeschriebenen 150% vergü­
tet. Auch an öffentlichen Feiertagen 
und Sonntagen erhalten die Arbeiterin­
nen statt der doppelten oder dreifachen 
Überstundenrate nur den normalen 
Lohn. In den Fabriken 1 und 3 müssen 
die Arbeiterinnen in „Notfällen“ sogar 
extreme Stundensätze arbeiten. 
Während des Untersuchungszeitrau­
mes mußten sie mitunter 35 Stunden 
arbeiten, ohne zu schlafen. Auch die Ar­

beiterinnen in Fabrik 4 wurden ge­
zwungen, 54 Stunden am Stück zu ar­
beiten, um einen Auftrag fertigzustel­
len, während die einheimischen Arbei­
terinnen nach Hause gehen konnten, 
wenn sie müde waren. (...)

Alle befragten Bangladeschis gaben 
an, daß Einheimische viel besser bezahlt 

’ würden. Ein Arbeiter... beschrieb: „Ich 
mache denselben Job wie ein chinesi­
scher Arbeiter: Beide müssen wir 
schleppen. Ich kriege 13 RM, und er 
kriegt 20 RM pro Tag. Dieselbe Arbeit, 
7 RM Unterschied.“ (...)

Einheimische Arbeiterinnen erhalten 
um die Zeit des chinesischen Neujahrs­
festes einen Bonus. Dieser Bonus be­
trägt gewöhnlich 1-2 Monatsgehälter. 
Die Bangladeschis in Fabrik 1 erhielten 
im vergangenen Jahr einen Bonus von 5 
RM. In den Fabriken 2 und 4 erhielten 
sie nichts ... An öffentlichen Feiertagen 
erhalten die Bangladeschis in den Fa­
briken 1, 2 und 3 nicht frei ... Der ge­
setzliche Jahresurlaub von 9 Tagen 
kommt den Bangladeschis in den Fa­
briken 1 und 2 nicht zugute ...

Freizügigkeit und
Lebensbedingungen
In allen Fabriken werden die Pässe der 
Bangladeschis vom Management ein­
behalten. Die Arbeitgeberinnen be­
fürchten, daß die Arbeiterinnen sonst 
fortgingen und einen besser bezahlten 
Job annähmen. (...)

Für die Arbeiterinnen aus Banglade­
sch ergeben sich daraus weitreichende 
Konsequenzen. In einem Land, in dem 
Ausländerinnen jederzeit in der Lage 
sein müssen, sich auszuweisen, bedeu­
tet das eine ernste Einschränkung ihrer 
Bewegungsfreiheit. (...) In der Regel 
müssen sie die Polizei zur Wache beglei­
ten, wo sie dann jeweils 50 RM „Ge­
bühren“ bezahlen müssen. (...) In Fa­
brik 4 behält das Management jeden 
Monat 50 RM vom Lohn der Banglade­
schis als sog. „Sicherheitszahlung“ ein. 
(...)

Das Management der Fabriken stellt 
Unterkunft und Transport bereit. Ob­
wohl die Managerinnen oft behaupte­
ten, die Unterkünfte seien gut möbliert 
und verfügten über Kühlschränke und 
Fernseher, fanden wir bei unseren Be­
suchen nur sehr einfache und stark 
überfüllte Wohnungen vor. Ein Apart­
ment wird in der Regel von 10 bis 15 Ar­
beiterinnen bewohnt, von denen die 
meisten auf dem Fußboden schlafen 
müssen. (...)

Fragt man die Arbeiterinnen aus 
Bangladesch, ob sie auch nach Malay­
sia gekommen wären, wenn sie vorher 
über die wirklichen Löhne und Arbeits­
bedingungen Bescheid gewußt hätten, 
verneinen dies alle mit Ausnahme der 
Arbeiterinnen von Fabrik 5. „Sie nah­
men mir zwei Jahre meines Lebens“, 
klagt ein Arbeiter aus Fabrik 1. (...) Die 
bitteren Gefühle über die Unterschiede 
in der Behandlung der Arbeiterinnen 
aus Bangladesch und der Einheimi­
schen überwiegen. Der Mangel an Be­
wegungsfreiheit und die feindselige Ein­
stellung vieler Einheimischer tragen 
weiter zum allgemeinen Unbehagen bei. 
So faßt ein Arbeiter aus Fabrik 3 zu­
sammen: „Leben in Malaysia ist so kom­
pliziert, so kompliziert. Bossproblem, 
Fabrikproblem, Lohnproblem, Woh­
nungsproblem, alle leiden.“ (...)
Anne Rudnik ist Studentin der Univer­
sität Amsterdam (Quelle: CL-Netz)
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Gifte und Gase in 
Ludwigshafen-Süd
Ludwigshafen. Seit Jahrzehnten ver­
breitet die Chemiefirma Raschig AG 
(730 Beschäftigte) in Ludwigshafen Süd 
einen ungeheuren Gestank, insbeson- < 
dere am Wochenende - beliebt ist die 
Nacht von Samstag auf Sonntag - 
schlimm sind auch heiße Tage im Som­
mer. Jahre zuvor wurde für 1994 eine 
Verbesserung angekündigt. Die Zeit ist 
verstrichen, die Situation blieb unver­
ändert.

Bei näherem Hinsehen entpuppt sich 
Raschig als eine hochbrisante Gift­
küche. Unter anderem wird dort verar­
beitet:
• Toluol, Benzol, Benzylchlorid, Dime- 

thylcarbamoylchlorid, Epichlorhy­
drin, Phenol - krebserregend, teils - 
sehr reaktiv, giftig, leicht entzündlich

• Chlor :• - - -
• Methanol - giftig und leicht entzüd- 

lich
• Propansulton - eindeutig krebserre- 

gend,
• Formaldehyd - giftig, stechender, rei­

zender und belästigender Geruch. 
Durch diesen Spezialbetrieb wird den

geplagten Raschig-Nachbam zum ei­
nen ein ekelerregender Geruch zuge­
mutet, der sich in der ganzen Wohnung 
einnistet und nicht mehr rauszutreiben 
ist, also die Lebens- und Wohnqualität 
erheblich eingeschränkt. Verursacher 
ist das zwar sehr geruchsintensive, aber 
„gänzlich unschädliche“ Pyridin, so die 
Beteuerungen der Geschäftsleitung 
bzw. des Gewerbeaufsichtsamtes (MM 
5.10.89). Um den Gestank abzustellen, 
„wären exponentiell hohe Kosten not­
wendig“; die jedoch gedenkt Raschig 
nicht aufzuwenden (Mannheimer Mor­
gen,16.2.1990).

Ein Sicherheitsrisiko
Vor allen Dingen aber schickt der Che­
miebetrieb sein behandlungsbedürfti- 
ges Abwasser, also hochgiftige, krebser­
regende Stoffe, über die städtische Ka­
nalisation durch Wohngebiete zur 
BASF Kläranlage. Dabei werden giftige 

Gase (z.B. Benzol- und Chloroform­
dämpfe) in Konzentrationen aufgewir­
belt, die zuweilen die zulässigen Grenz­
werte überschreiten, teilweise gar um 
ein Vielfaches, Benzol bis zum lßfachen 
des vom Länderausschuß für Immissi­
onsschutz vorgeschlagenen Grenz­
werts. Man kann durchaus von einer er­
heblichen Gesundheitsgefährdung der 
betroffenen Bevölkerung reden. Die Fir­
ma Raschig ist ein Sicherheitsrisiko. 
Stadt, Umweltamt, Gewerbeaufsicht­
samt, der Wirtschaftskontrolldienst 
wären schon lange gefordert.

Dann ging sogar die Polizei auf 
die Barrikaden
Im Mai diesen Jahres schließlich prob­
te sogar die Polizei des Präsidiums Lud- 
wigshafen-Süä eine Art Aufstand gegen 
die Raschig-Sauerei, < . 
nachdem es den Beam­
ten (oder auch Zellenin­
sassen) immer wieder 
zum Kotzen übel wurde. 
Die Polizeigewerkschaft 
schaltete sich ein. Das 
Gewerbeaufsichtsamt 
in Neustadt wurde alar­
miert und Kontaktauf­
nahme mit Umwelt­
schutzverbänden an­
gekündigt.
Die SPD-regierte 

Stadt Ludwigshafen 
spielte wieder ihre alte 
Rolle. Sie lud zu einer 
nichtöffentlichen An- . 
wohnerversammlung 
ein und versuchte, die
Leute zu beruhigen. Die GdP-Vertreter 
hatten den starken Eindruck, daß Stadt 
und Raschig die Angelegenheit herun­
terspielen (MM 11.05.1995). Ausder Ver­
sammlung kam der Vorschlag, die Ab­
wässer künftig durch den größeren 
städtischen Kanal in der Mundenhei­
mer Straße zu schicken, um sie stärker 
zu verdünnen und mithin den Gestank 
zu reduzieren. So wird es jetzt gemacht; 

Die zeitgemäße Losung.
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für die Firma Raschig ist das die billig­
ste Lösung. Aber wann werden endlich 
die Abwässer aufbereitet?

Grundwasserverseuchung
Damit nicht genug: Neben Gesundheit 
und Atemluft versaut Raschig seit Jah­
ren munter das Grundwasser. Auch da 
hat es wohl am Druck der Behörden er­
heblich gemangelt, oder die Familie Ra­
schig hat es verstanden, ihm geschickt 
auszuweichen. Dafür braucht es aller­
dings jemand, der aus weichen läßt.

Bereits 1989 wurde eine starke Grund­
wasserbelastung festgestellt und für 
das Trinkwasser eine „chronische, aber 
keine akute Gefahr“ diagnostiziert. Vor­
standsmitglied Gerd Raschig hatte da­
mals versprochen, die Firma werde die 
Sanierung vornehmen und bezahlen. 
(MM, 5.10.1989).

Sechs Jahre danach ist offenbar noch 
nicht viel passiert. 1994 tätigte die Fir­
ma nach Zeitungsmeldungen Rückstel­
lungen in Höhe von 3,2 Mio. DM für 
Grundwassersanierungsmaßnahmen. 
Insgesamt sind aber mindestens 10 Mil­
lionen DM notwendig. Jährlich will Ra­

schig angeblich 600000 
DM für die Sanierung 
locker machen. Zweifel 
sind angebracht, zumal 
Raschig in erheblichen fi­
nanziellen Schwierigkei­
ten steckt.Die Gründe 
dafür bieten Stoff für 
eine Kriminalstory. Im 
Frühjahr diesen Jahres 
belegte das Kartellamt 
die Firma mit einem 
Bußgeld über.4,2 Millio- 

nen DM wegen verbote­
ner Preisabsprachen im 

Fahrbahnmarkierungs- 
bereich. Straßen werden 
vom Staat gebaut, man 
kann davon ausgehen, 
daß hier die öffentlichen

Haushalte geschädigt wurden. Das Vor- 
standsmitgfied Friedrich Raschig (50% 
Aktienanteil) bekam eine Strafe über 
300000 DM wegen Verletzung der Auf­
sichtsratspflicht, zugleich wurde be­
kannt, daß die Staatsanwaltschaft 
Frankenthal wegen Schmiergeldzah­
lungen gegen Raschig ermittelt.

Das nicht gerade integre finanzielle 
Gebaren paarte sich mit „erheblichen 

Managementfehlem“ (IG Chemie LI 
Arbeitsplätze waren bedroht. Je 
wurde es in der Stadtverwaltung Li 

• wigshafen und ip der SPD lebhafter, 
beitsplätze, Standort in Gefahr! ( 
Schulte betonte, daß Stadt und Lai 
ein sehr großes Interesse am Fortt 
stand des Unternehmens hätten. „Di 
halb seien diese auch zur gemeinsam» 
Übernahme der Firmenlasten im l 
weltschutzbereich bereit“. 
28.07.1995) Raschig hat es gesct 
Verursacherprinzip hin oder her - d» 
Steuerzahler kommt mal wieder für d 
Schweinereien der Industrie auf.

Ende August 1995 wurden Friedri» 
Raschig und mit ihm zwei weitere Vo: 
Standsmitglieder entlassen. Rasch 
sitzt jetzt im Aufsichtsrat. Im „Main 
heimer Morgen“ wird der Mann als taj 
ferer Ritter präsentiert, der seine „pe: 
sönlichen Interessen“ zum Wohle d» 
Firma hintenanstellt. Kapitalgeb» 
werden gesucht. Die drei Herren hab» 
für ihren außerordentlichen Einsatz 
Fragen Untemehmensführung zusair 
men eine Million DM an Abfindung kai 
siert. Ursprünglich hätten es 3,2 Milli» 
nen DM sein sollen. Angeblich hat d 
IG Chemie. LU dies verhindert. Bei e 
nem normalen abhängig beschäftigt» 
Menschen wäre es wohl eine fristlo: 
Kündigung gewesen.

Die Stadt LU ist ihrer Industrie 
nicht gewachsen
Einiges spricht dafür, daß die Behörd» 
in LU mit der Kontrolle der Chemieb» 
triebe in ihrer Stadt völlig überford» 
sind, sowohl personell als auch in ihr» 
qualitativen Austattung. Statt McKir 
sey-Studien zu finanzieren und imm» 

mehr Personal abzubauen und von bei 
serem Service zu reden, hätte OB Schü 
te gut daran getan, im Umweltberei» 
mehr Leute einzustellen. Hier ließe sic 
etwas nachholen. Hoffnungen richt» 
sich da auf den neuen, im Sommer 19( 
eingesetzten Umweltdezementen V 
Tatge von den GRÜNEN. Ein traurige 
Kapital ist auch der Ludwigshafen» 
Umweltmeßwagen. Das Personal, c 
ihn bedienen kann, muß aus Mainz hei 
angekarrt werden. Das dauert - nach 
bis zu drei Stunden, ein unhaltbarer Zv 
stand bei einem Störfall. Und Störfäl 
häuften sich in letzter Zeit.
- (Luise, aus: Kommunalinfo Mannheim, gek.
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Köln. Samstag 28.10.: Eine Karawane von Bauwagenbewohnern mit ihren Wagen fuhr am 28. Oktober 
durch die Innenstadt und forderte bessere Stellplätze. Obwohl die Demonstration genehmigt war, er­
folgten kurz vor Ende der Demonstration Verkehrskontrollen durch die Polizei, es wurden an den Fahr­
zeugen völlig banale Mängel festgestellt, die Demonstration wurde gestoppt. Es kam zu Handgemen­
gen. Die Polizei verhaftet einige Demonstranten und behinderte Journalisten bei ihrer Arbeit.

- (aus Lokalberichte Köln)

Krefelder Memorandum zum 
Frieden auf dem Balkan
„Das jugoslawische Unglück beweist, 
daß Gewalt nicht mit Gewalt beant­
wortet werden darf, weil so immer neue 
Gewalt erzeugt wird. “ Das ist der Kern­
satz eines Memorandums, das friedens­

engagierte Bürger in Krefeld und Um­
gebung und in Meerbusch verfaßt und 
im Oktober der Öffentlickeit vorgestellt 
haben. Sie wollen mit ihrer Erklärung 
der verbreiteten Unsicherheit in der 
Frage des Verhaltens zum Konflikt auf 
dem Gebiet des ehemaligen Jugosla­
wien, namentlich dem militärischen 
Eingreifen, entgegentreten. Mit Blick 
auf die durch die Bombenangriffe der 
NATO erzwungenen, unter amerikani­
scher Führung stattfindenden Ge­
spräche der Machthaber der noch 
kämpfenden Volksgruppen spricht das 
Memorandum von Friedensplänen, die 
in Wirklichkeit auf ein Diktat hinaus­
laufen.

Das Memorandum stellt eine auf lang­
fristigen Frieden gerichtete Position zur 
Diskussion. Grundgedanke ist, daß die 
betroffenen Völker des ehemaligen Ju­
goslawien eine Lösung ihrer Konflikte 
selbst finden müssen. Darin dürften sie 
nicht durch eigensüchtige Einmischung 
von außen gestört werden. Alle fremden 

Truppen seien aus der Region zurück 
zuziehen. Die deutsche Beteiligung 
Eingreiftruppen ist zu widerrufen. Die 
.ser politische Ansatz stützt sich in d» 
Perspektive auf die Friedenskräfte ii 
den Völkern. Vorgeschlagen wird eil 
großes Projekt internationaler unei 
gennütziger Hilfe. Ein solches Solidar 
Projekt wird auch dem um sich greifen 
den Geist, der auf militärische Stärk» 
setzt, entgegenwirken. Das Memoran 
dum schließt mit der wichtigen Festei 
lung, daß einem Willen zum Frieden ni» 
die Mittel friedlicher Lösungen ausge 
hen. Zu den Unterzeichnern aus Krefek 
gehören u.a. die Stadträtin und Dozen 
tin Rita Thies, der vormalige SPD 
Landtagsabgeordnete Dr. Eugen Ger 
ritz, der Regional-Dekan Dr. Adolf Düp 
pengießer, der Verleger Klaus Düssel 
berg, die Leiterin des NS-Dokumenta 
tiönszentrums Villa Merländer, Dr. In 
grid Schupetta, und der DGB-Kreisvor 
sitzene Mittlerer Niederrhein Hartmui 
Wellsow. Zu den überregionalen Unter 
Zeichnern Dr. Uta Ranke Heinemann 
Dr. med. Till Bastian vom Komitee füi 
eine zivile Gesellschaft, der Joumalisi 
Eckart Spoo, der Staatsrechtler Prof 
Helmut Ridder, die Berliner Malerin Gi 
sela Breitling und der Liedermachei 
und Autor Franz Josef Degenhard.

- (Dr. med. Ifans Brender, Presseerklärung1
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Demonstration gegen den 
Abschiebeknast Glasmoor
Hamburg. Etwa 700 Menschen demon­
strierten am 11. November vor dem 
Hamburger Abschiebeknast Glasmoor 
gegen die Abschiebepolitik der BRD. 
Über Lautsprecher wurden die Gefan­
genen in englischer, türkischer und rus­
sischer Sprache über die Aktion infor­
miert. Der Containerknast Glasmoor 
(84 Haftplätze) liegt außerhalb Ham­
burgs in der Nähe des Flughafens, was 
den Behörden schnelle und heimliche 
Abschiebungen erleichtert und ist mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln nicht zu 
erreichen. Die Gefangenen sind zu 
sechst in 27 qm kleinen Zellen einge­
sperrt. Sie haben in der Woche an vier 
Tagen jeweils zwei Stunden Umschluß; 
statt medizinischer Versorgung erhal­
ten sie oft nur Beruhigungsmittel.

Allein schon durch die Lage des Kan- 
stes ist der Kontakt zu den Gefangenen.

Armut in Karlsruhe
Karlsruhe. Am 2. November hat die Re­
gierung Kohl die beabsichtigte Kürzung 
der Arbeitslosenhilfe um jährlich 3,4 
Milliarden Mark beschlossen. Diese Re­
form sieht u.a. vor, die Arbeitslosenhil­
fe für Langzeitarbeitslose jährlich um 
fünf Prozent zu kürzen.

Beim Forum der Volkshochschule „Ar­
mut in Karlsruhe“ wurden einige weni­
ge der Auswirkungen dieser Reform be­
leuchtet: Die Zahl derjenigen, die von 
Sozialhilfe leben müssen, wird auf über 
24000 ansteigen. Derzeit müssen 21000 
Menschen - das sind sieben Prozent der 
Karlsruher Wohnbevölkerung - von So­
zialhilfe leben. Schätzungen gehen da­
von aus, daß weitere 6500 Menschen 
ihre Ansprüche auf Sozialhilfe gar nicht 
erst geltend machen, weil sie sich z.B. 
nicht der entwürdigenden Behandlung 
durch die Behörden unterziehen wollen 
oder schlichtweg ihre Ansprüche nicht 
kennen. 34000 Menschen leben von we­
niger als der Hälfte des durchschnitt­
lichen Nettolohnes und fallen damit un­
ter den Begriff der Armut. Der Verfasser 
des Armutsberichts der Stadt Karlsru­

schwierig. Hinzu kommen Besuchs­
regelungen, die Isolierung verstärken 
sollen. Die Gefangenen dürfen nur alle 
zwei Wochen 1 Stunde Besuch haben, 
die Besuchszeiten sind zweimal wö­
chentlich von 13 bis 16 Uhr. Mit Be­
suchsverboten und Repressalien gegen 
Gefangene (z.B. Telefon- und Dusch­
verbot) versucht die Gefängnisleitung, 
die Unterstützung der Gefangenen zu 
verhindern - erfreulich erfolglos.

Seit am 6. November vierzig Gefange­
ne des Gefängnisses ihre sofortige Frei­
lassung und Bleiberecht forderten, or­
ganisiert die „Glasmoorgruppe“ jeden 
Sonntag „Sonntagsspaziergänge“ nach 
Glasmoor, um gegen den Abschiebe­
knast zu protestierten und durch die 
Zäune und Fenster Ruf- und Sichtkon­
takt mit den Gefangenen aufzunehmen.

-(bab)

he hatte bereits bei der Veröffentlichung 
der Untersuchung 1993 darauf hinge­
wiesen, daß vor allem jüngere Menschen 
und Lohnabhängige ausländischer Na­
tionalität von der Verarmung in der Ge­
sellschaft bedroht sind. Für junge Men­
schen sieht die Regierungsreform vor, 
überhaupt kein Arbeitslosengeld mehr 
zu zahlen, wenn sie keine oder nur kurz 
Versicherungsbeiträge geleistet haben. 
Sie sollen sofort auf Sozialhilfe gesetzt 
werden. Gegen die ausländischen Lohn­
abhängigen kann verstärkt das Auslän­
dergesetz wirken: z.B. Abschiebung, 
wenn der eigene Unterhalt nicht sicher­
gestellt werden kann. Damit wird die 
Rechtlosigkeit dieser Teile der BRD- 
Gesellschaft nochmals verschärft.

Eine weitere kritisierte Folge der Re­
form ist die zusätzliche Belastung der 
Kommunen. So ist der Anteil der So­
zialhilfe am Nettohaushalt der Stadt 
Karlsruhe seit 1993 von 38 auf 43 Pro­
zent angestiegen, während der Bund 
den Staatsanteil an den Sozialhilfezah­
lungen von 32 auf 15 % herunterdrück­
te. - (map)

Plakataktion gegen die Abschiebung der Romafrau Nidar Pampurova im Frühjahr 1993 in Köln.

Menschenjagd legitimiert
Köln. Das Landgericht Köln hat in der 
vergangenen Woche das Verfahren ge­
gen die Mitglieder der neofaschisti­
schen Deutschen Liga, Bernd Schöppe 
und Alfons Ellers, eingestellt. Sie hatten 
1993 ein Steckbriefplakat, versehen mit 
einer Belohnung von 5000 DM gegen die 
Romafrau Nidar Pampurova in ganz 
Köln verklebt.

Die Steckbriefkampagne der Deut­
schen Liga löste damals große 
Empörung aus. Nicht nur in Köln, in­
ternationale Presse reiste an, das Fern­
sehen berichtete, der Rat befaßte sich 
mit der Sache. Am 13. Januar 1994 wur­
den die zwei Liga-Leute zu Geldstrafen 
von 800 /1600 DM verurteilt. Das Land­
gericht Köln bestätigte diese Urteil am 
14. Juni 1994, kurz vor den Wahlen. Die 
Öffentlichkeit war davon ausgegangen, 
die Sache sei damit abgeschlossen.

Anfang 1995 hob das Oberlandesge­
richt Köln die Entscheidung des Land­
gerichtes auf und verwies die Sache 
zurück an das Gericht. Es war zu be­
fürchteten, daß die Justiz an einem Frei­
spruch bastelte. Das Oberlandesgericht 
hatte z. B. erklärt, daß persönliche Be- 
lohnüngsversprechen von privater Sei­
te durchaus üblich seien. Die Bezeich­
nung von Frau Pampurova als „Schein­
asylantin“ faßte das OLG ebenfalls 
nicht als Beleidigung auf. Die Deutsche 
Liga frohlockte in einer Presseer­
klärung: Ihre Rechtsauffassung habe 
sich bestätigt und dann hieß es: „Ange­

sichts der Tatsache, daß sich Nidar 
Pampurova aller Wahrscheinlichkeit 
nach immer noch illegal in Köln aufhält, 
haben wir nunmehr zu überlegen, wie 
wir in dieser Angelegenheit weiter am 
Ball bleiben können. “ Diese Zitate zei­
gen überhaupt keine Einsicht, sondern 
im Gegenteil, sie erklären, in der glei­
chen Gangart weitermachen zu wollen.

Das Landgericht Köln mußte die Sa­
che nun noch einmal neu behandeln. 
Laut Presseberichterstattung sollen 
sich die Angeklagten reuig gezeigt ha­
ben und zu Protokoll gegeben haben: 
Der Steckbrief sei ein „total falsches 
Mittel gewesen“. Der Kölner Stadt-An­
zeiger bemerkt: „Gericht und Staatsan­
walt quitierten so viel Einsicht mit einer 
Verfahrenseinstellung“. Wer die Deut­
sche Liga genauer kennt, weiß, was für 
Demagogen diese Leute sind. Die Be­
zeichnung „falsches Mittel“ ist auch kei­
ne Einsicht, welche Mittel werden sie in 
Zukunft einsetzen ? Die Entscheidung 
des Landgerichts Köln ist bitter: Die 
neofaschistische Deutsche Liga fühlt 
sich mit dieser schandbaren Steckbrie­
faktion bestätigt. Die Angelegenheit 
zeigt aber auch wieder einmal die Poli­
tik der Kölner Staatsanwaltschaft, sie 
trägt diese Politik mit und hatte an­
scheinend nur zum Schein und wegen 
der großen öffentlichen Proteste etwas 
gegen die Liga unternommen, dann 
aber im laufenden Verfahren eine Kehrt­
wendung eingelegt. - (jod)

AKW Krümmel weiter 
in Betrieb
Kiel. Der Antrag der beiden Lüneburger 
Ärzte Hayo Dieckmann und Ulrich Cle­
ver, das AKW Krümmel stillzulegen und 
die Betriebsgenehmigung zurückzuzie­
hen, wurde im Oktober vom Kieler En­
ergieministerium abgelehnt. Die Ärzte, 
beide sind im Verband der Internatio­
nalen Ärzte für die Verhütung des Atom­
kriegs (IPPNW), hatten in einer Studie 
hinreichende Anhaltspunkte für den 
Zusammenhang des AKW-Betriebs und 
der Häufung von Leukämiefällen in der 
Umgebung geliefert. Nach Ablehnung 
des Antrages durch das Energiemini­
sterium haben die beiden Ärzte Klage 
vor dem Oberverwaltungsgericht in 
Schleswig eingereicht, um die Stille­
gung des AKW’s zu erreichen. - (S.P)

Plutonium für den 
Schrottreaktor Krümmel
Kiel. Die beiden Betreiber des AKW 
Krümmel, die Hamburgische Elektrizi­
tätsgesellschaft (HEW) und die Preu­
ßen Elektra (Preag), planen den Einsatz 
der plutoniumhaltigen Mischoxid- 
Brennelemente (MOX) im Atommeiler. 
Bereits 1998 hatten die Krümmelbetrei­

ber in Kiel den Antrag auf Einsatz der 
MOX-Elemente gestellt - legten aber 
die vom TÜV für das Genehmigungs­
verfahren geforderten Unterlagen nicht 
vor. Der Aufforderung des S-H-Energie- 
ministers Möllers, den MOX-Antrag 
zurückzuziehen, kamen die Kraftwerks­
betreiber nicht nach. Des Ministers Ar­
gumentation: Durch die mit dem Ultra­
gift Plutonium bestückten Brennstäbe 
„würde das gesundheitliche Risiko“ von 
AKW-Mitarbeitem und Anwohnern 
„zusätzlich steigen“. Fachleute wie H. 
Hirsch von der Fachgruppe „Ökologie“ 
weisen darauf hin, daß „die Regelung 
des Reaktors durch den MOX-Brenn- 
stoff schwieriger“ wird:

Das AKW könne bei Störfällen schnel­
ler außer Kontrolle geraten. Um es den 
AKW-Betreibem • nicht allzu leicht zu 
machen, möchte Minister Möller die 
Hürde der Umweltverträglichkeitsprü­
fung und die Beteiligung der Öffent­
lichkeit im Rahmen des Genehmi­
gungsverfahrens durchsetzen. Die 
AKW-Betreiber lehnen dieses Ansinnen 
als „skandalös“ ab. Denn als 1990 die 
AKW-Betreiber für das AKW Brunsbüt­
tel den Antrag stellten, MOX-Elemente 
einzusetzen, gingen in Kiel 19618 Ein­
wendungen dagegen ein. Ergebnis: Das 
Genehmigungsverfahren wurde auf Eis 
gelegt. - (S.E)

Zwei Jahre und drei Monate 
Haft für Schönborn
Dortmund. So das Urteil der Dortmun­
der Staatsschutzkammer am 8. 11. ge­
gen den früheren NF-Vorsitzenden 
Schönbom. Das Gericht sah als erwie­
sen an, daß die Angeklagten die verbo­
tene NF weitergeführt haben und auch 
die Aktivitäten des Klartext-Verlag un­
ter das Verbot zu rechnen sind. In sei­
ner Urteilsfindung stützte sich das Ge­
richt auf die detaillierten Angaben, die 
Mitglieder der „Detmolder Bürgerin­
neninitiative gegen das Nazizentrum“ 
zu Schönborns Aktivitäten machen 
konnten, während der Bielefelder 
Staatsschutz bereitwillig an „private 
Feste und Geburtstagsfeiern“ glaubte 
und keinen Anlaß sah, sich diese näher 
anzusehen. Zur Urteilsbegründung er­
klärte das Gericht, die Bestrebungen 
der Rechtsradikalen seien unvermin­
dert darauf gerichtet, die Bundes­
republik abzuschaffen und - wie in ihren 
Publikationen angekündigt - einen so­
genannten „deutschen Volksstaat“ zu 
errichten. „Solche Entwicklungen müs­
sen unnachsichtig bekämpft werden. “ 
Die beiden Mitangeklagten, ebenfalls 
frühere Führungsmitglieder der NF, 
wurden zu je 10 Monaten Haft verurteilt.

-(FR 8.11., jw 8.11.-u.b.)

Demonstration kurdischer 
Jugendlicher in Duisburg 
Duisburg. Der Verband der Jugendli­
chen aus Kurdistan (YCK) hat am 28. 
Oktober, seinem Gründun’gstag, eine 
Demonstration in Duisburg durchge­
führt. Der Verband besteht nun seit 9 
Jahren. An det Demonstration, die auf 
dem Johannesmarkt durchgeführt wur- 
de, haben sich mehrere tausend kurdi­
sche Jugendliche beteiligt. Vertreter der 
Jugendorganisationen der PDS und der 
Grünen sowie ein Abgeordneter des 
kurdischen Exil-Parlamentes hielten 
auf der Demonstration Reden. In der 
Rede des Vertreters der grünen Jugend 
hieß es, auch selbst sei man staatlichen 
Repressionen ausgesetzt. Unterdessen a 
kam es zu einer Rangelei zwischen kur­
dischen und türkischen Jugendlichen 
vor einem türkischen Verein. Bei der 
Rangelei wurden die Fenster des Ver­
eins eingeschlagen. Polizeikräfte, die 
das Geschehen aufnehmen wollten, 
wurden von den Jugendlichen daran ge- 
hindert. Der Vorfall wurde von den Or­
ganisatoren als „Provokation“ von An­
hängern der türkischen MHP bezeich­
net. Der genannte Verein sei ein Verein 
der MHP Verschiedene türkische Orga­
nisationen beteiligten sich an der De­
monstration.- (Kurdistan-Rundbrief Nr. 23)
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Raubüberfall oder die Nadelstreifenvariante
Was drei Konsumgenossenschaften in Thüringen mit der Deutschen Bank 
in Sachen „Aufbau Ost“ erlebten.

124062,50 DM Provision einfach vom 
Konto abgebucht von 3 ostdeutschen Be­
trieben, ohne dafür eine Gegenleistung 
zu erbringen, gibt es so etwas? So etwas 
gibt es: Bei der feinen Adresse der Deut­
schen Bank, und das unter dem Motto 
„Hilfe für den Aufbau von mittelständi­
schen Strukturen“.

Als sich die Grenzen öffneten und das 
Herz der Bundesbürger voller Rührung 
war, wurden viele „wohlmeinende Hel­
fer“ sofort tätig. Die Deutsche Bank 
kümmerte sich sofort um den Ankauf 
der Deutschen Kreditbank AG (ehe­
mals Staatsbank), und die Allianzversi­
cherung um die DDR-Monopolversi­
cherung. Die Bundesregierung beauf- 

* tragte die Kreditanstalt für Wiederauf­
bau, im Rahmen der ERP-Kreditge- 
währung ein Sonderprogramm zur Mit­
telstandsförderung für DDR-Betriebe 
aufzulegen.

Diese KfW-Kreditmittel waren an be­
stimmte Auflagen geknüpft und konn­
ten selbstverständlich nicht durch 
Staatsbetriebe, Kombinate usw. in An­
spruch genommen werden.

Das Besondere bei diesen Mitteln war, 
daß sie gebunden waren an Modemisie- 
rungsauflagen für langfristig am Markt 
zu plazierende mittelständische Unter­
nehmen, und daß man jeweils von einer 
Hausbank eine Co-Finanzierung 
brauchte.

Das Verhängnis des Konsums 
nimmt seinen Lauf!
Die Kreisgehossenschaften in Apolda, 
Nordhausen und Worbis nahmen direkt 
im Juni 1990 Kontakt mit der Kreditan­
stalt für Wiederaufbau in Frankfurt auf. 
Jede der Genossenschaften entwickel­
te einen Modemisierungsplan für spezi­

elle Kaufhallen, die jeweils an guten 
Standorten gelegen und dringend mo- 
demisierungsbedürftig waren. Alle drei 
zusammen erhielten von der KFW eine 
Gesamtkreditzusage von 7 665 000 DM.

Alle Kreditanträge waren untersetzt 
mit entsprechenden Planungen, und 
alle Auflagen waren erfüllt, so daß von 
der KFW das jeweils notwendige Avis er­
teilt wurde. Die Gelder lagen bei der 
Hausbank - der Deutschen Bank - ab­
rufbereit. In allen drei Fällen waren von 
den Filialleitungen nach Prüfung der 
Unterlagen die jeweilige Co-Finanzie­
rung zugesagt. In Worbis sowie Apolda 
wurden die Konsumvorstände sogar 
von den Filialleitungen der Deutschen 
Bank ermuntert, vor der endgültigen 
Geldauszahlung doch schon einmal mit 
dem Umbau zu beginnen, weil alles an­
dere nur noch eine Formsache sei.

In allen drei Fällen ging dann munter 
der Umbau los, das Geld wurde an die 
Handwerker zur Begleichung von Rech­
nungen bezahlt, die Lieferungen orga­
nisiert. Aus den laufenden Einnahmen 
bzw. der Tageskasse wurden dann je­
weils die Rechnngen gezahlt, weil es we­
gen irgendwelcher kleinerer bürokrati­
scher Schwierigkeiten noch immer 
nicht zu der Kreditauszahlung gekom­
men war.

Gespräche der Vorstände mit den Fi­
lialleitungen führten immer zu beruhi­
genden Äußerungen?

Im III. Quartal stellte auf einmal die 
Deutsche Bank Anforderungen, die weit 
über die geforderten Unterlagen des 
KFW-Programmes hinausgingen. Mal 
fehlte dies, mal fehlte das. 1990, als die 
Richtlinien zur Erstellung der DM- 
Eröffnungsbilanz noch nicht ergangen 
waren, war es schwierig genug, entspre­
chende Wertermittler, Gutachter und 
Bilanzprüfer zu bekommen, um dieses 

alles auch auf den Weg bringen zu kön­
nen. Der Deutschen Bank war dies sehr 
wohl bekannt.

Nachdem aber endlich eine Rohbilanz 
erstellt war, kamen ständig neue - wie 
die Vorstände berichteten - schikanöse 
Forderungen.

Im Dezember 1990 - alle Vorgaben wa­
ren erfüllt - fehlte dann zur Auszahlung 
der 7,6 Millionen DM, dies seit Juli ab­
rufbereit in den Filialen vorlagen, als 
letzter Schlußbaustein - man glaubt es 
nicht und wird es in den Bereich der Fa­
bel abtun - es fehlte zur Eintragung der 
Registerauszug über die Existenz der 
Deutschen Bank! In der Zwischenzeit 
weigerte sich die Hausbank bzw. die zu­
ständigen Filialen der Deutschen Bank, 
die entsprechenden Baurechnungen 
weiter anzuweisen.

Es wurde nur angewiesen, was durch 
den Verband der Konsumgenossen­
schaften in Berlin als Globalbürgschaft 
anerkannt war. Der darüber hinausge­
hende Kreditbedarf, der ja auf dem Kon­
to schon abrufbereit lag, wurde nicht 
angewendet und auch als Gegenbürg­
schaft nicht akzeptiert.

Kurz vor der Fertigstellung einzelner 
Bauetappen wurden dann bestimmte 
notwendige Einbauten von Zulieferer­
firmen nicht mehr finanziert bzw. die 
Bezahlung eingestellt, mit dem Ergeb­
nis, daß Firmen ihre Ware bzw. die Pro­
duktionsteile nicht mehr zur Verfügung 
stellten und die notwendigen Bauten 
nicht termingerecht fertig wurden. Da­
durch entstand die Notwendigkeit, an­
dere dringend benötigte Geldmittel ab­
zuziehen, um den Bau der jeweiligen 
Kaufhallen nicht endgültig zu gefähr­
den.

Obwohl die Filialleitung der Bank 
mündlich zu diesem Bau angeraten hat­
te, wußte sie auf einmal davon nichts 

mehr. In dem konkreten Fall Wort 
hielt die dortige Konsumgenossi 
schäft das alles nur für unglücklicl 
Umstände, und im Februar 1991 wurc 
der Vorstand der Konsumgenossi 
schäft Worbis bei der KFW in F 
vorstellig. Dort versuchte man immi 
noch, den Kredit endlich freizubekon 
men.

Im Laufe dieses Gespräches bei 
der Vorstand der Konsumgenossei 
schäft Worbis zum ersten Mal - und 
ihn völlig unverständlich - ein Schreib! 
der Deutschen Bank Worbis vorgeleg 
in dem diese auf die beantragten Kn 
ditmittel schriftlich verzichtet hat ui 
den KFW-Kredit zurücküberwiesi 
hat.

Der Inhalt dieses Schreibens war di 
Konsumgenossenschaft als antragste 
lendes Unternehmen nicht bekann 
Diese Verhaltensweise der Deutsch* 
Bank war für die KFW völlig unve: 
stündlich. So etwas hätte man in dies* 
Art noch nicht erlebt. Man konnte ab* 
erst recht nicht begreifen, daß dieses 
drei gleichgelagerten Fällen in Thürir 
gen so geschehen sei.

Das Ende vom Lied - alle drei Kor 
sumgenossenschaften haben ihre Krc 
ditmittel nicht bekommen.

Alle drei Kreditmittelbeträge sind 
das KFW-Institut in Frankfurt zurücl: 
transferiert worden. Und als Dreistig 
keit zum Schluß buchte die Deutscl 
Bank in allen drei Fällen vom Betriebe 
konto die Summe von 124.062,50 DM ä 
Bereitstellungsprovision ab.

Das Ende vom Lied, der Markt war e 
nige unliebsame Konkurrenz los.
Alle Angaben in diesem Artikel sind durch Ui 
terlagen und eidesstattliche Versicherung! 
gedeckt.
Bodo Ramelow, Landesvorsitzender HL 
Thüringen. (Aus Platzgründen gekürzt)

Große Opposition statt Große Koalition ?
In Berlin will die SPD wieder mit der CDU koalieren
Drei Wochen nach den Berliner Wahlen 
deuten alle Zeichen auf eine weitere 
große Koalition. Nachfolgend kurz der 
Stand der Diskussion in einigen im Ab­
geordnetenhaus vertretenen Parteien.

SPD: Der Landesparteitag am 7.11. be­
schloß, Mitte November Sondierungs- 

1 Verhandlungen mit der CDU aufzuneh­
men sowie Gespräche mit den Grünen 
zu führen. Gleichzeitig wurde beschlos­
sen, erst auf einem weiteren Landes­
parteitag im Dezember über die Auf­
nahme formeller Koalitionsverhandlun­
gen zu entscheiden. Während dieses 
langsame Vorgehen (in die große Koali­
tion) mit 188 Stimmen gegenüber 104 
für den sofortigen Ausstieg in die Op­
position beschlossen wurde, zeigt das 
Abstimmungsergebnis zu der Frage, ob. 
die SPD-Senatoren zurücktreten sol­
len, wie zerissen die SPD gegenwärtig 
ist: Mit nur 9 Stimmen Mehrheit wurde 
die Forderung nach Rücktritt abge- 

■ „ lehnt.
Inzwischen wurden am 12.11. bereits 

Sondierungsgespräche zwischen SPD 
und CDU geführt.

Grüne: Die Grünen haben im Wahl- 
/ kampf für eine Koalition mit der SPD ge­

worben und ausgeschlossen, daß sie 

eine solche von der PDS tolerieren las­
sen. Sie fordern jetzt von der SPD, daß 
sie in eine große Opposition gehen soll. 
Gleichzeitig sagen sie Nein zu einer 
schwarz-grünen Koalition und zur Tole­
rierung eines CDU-Minderheitense- 
nats, den Teile der SPD befürworten. In 
ihrem auf der Landesdelegiertenkonfe­
renz am 11.11. gefaßten Beschluß spre­
chen sie sich für eine alternative Regie­
rungsmehrheit ohne CDU aus, sagen 
aber nicht, wie sie es konkret erreichen 
können, wenn sie gleichzeit eine Tole­
rierung durch die PDS ablehnen.

Auf Bezirksebene gehen die Grünen 
differenzierter vor. Sie haben sich von 
„Zählgemeinschaften“ gegen die PDS 
distanziert, wie sie Landowsky von der 
CDU gefordert hat. Sie lehnen PDS- 
Bürgermeister auch nicht grundsätz­
lich ab, wollen aber die Personalvor­
schläge gründlich prüfen. Konkret: Sie 
lehnen solche Kandidaten bzw. Kandi­
datinnen der PDS ab, die nach ihrer Auf­
fassung belastet sind (Stasi).

PDS: Die PDS-Basis hatte sich im Vor­
feld des Wahlkampfes gegen die Festle­
gung auf Tolerierung eines rot-grünen 
Minderheitensenats ausgesprochen; 
hierüber soll erst auf dem für Anfang De­
zember stattfindenden Landespartei­

tag befunden werden. Gleichwohl von 
Spitzenkandidaten bzw. Landesvor­
stand geäußerte Tolerierungsmeinun­
gen schienen deshalb irrelevant, weil 
nur wenige glaubten, daß die PDS 
tatsächlich in eine Lage kommen könn­
te, wo dies relevant werden würde.

Nach dem jetzigen Wahlergebnis ha­
ben SPD und Grüne zusammen 85 Sit-X 
ze gegenüber 87 der CDU. Sofort haben 
PDS-Landesvorstand als auch die mei­
sten Spitzenkandidaten ihr Tolerie­
rungsangebot erneuert und 7 Schwer­
punktthemen (u. a. Mieten, Sozialpaß, 
Ausbau des Straßenbahnnetzes statt U- 
Bahn) genannt. Mit Briefen an die SPD- 
Delegierten bzw. Anwesenheit von 
PDS-Vorstandsmitgliedern auf den Par­
teitagen von SPD und Grünen versucht 
die PDS, ihr Tolerierungsangebot an 
den „Mann zu bringen“. Von der PDS 
kam auch der Vorschlag, eine „unab­
hängige Persönlichkeit“ als Regieren­
den Bürgermeister zu wählen, zum Bei­
spiel Günter Gaus. Der winkte aber so­
fort ab.

Auf Bezirksebene fordert die PDS für 
5 Bezirke (Mitte, Marzahn, Hellersdorf, 
Lichtenberg, Hohenschönhausen) den 
Posten des Bürgermeisters. Dort hat sie 
jeweils Anspruch auf 3 der 5 Stadtrats­
posten. Da die Bürgermeister wie auch 

Stadträte trotzdem gewählt werd* 
müssen, ist hier die Aussage der Grün* 
wichtig, daß sie sich nicht zu Zählgt 
meinschaften gegen die PDS hergeber 
da dies nur der CDU nütze.

Praktische Zusammenarbeit vi 
SPD, Grüne und PDS gab es bereits ur 
ter den „Jungen“: In einer gemeinsam! 
Erklärung sprachen sie sich gegen eil 
große Koalition aus.

Auf dem Landesparteitag der SPD dc 
kumentierten sie die Ablehnung auf e’ 
nem Transparent: „Diepgen jetzt al 
setzen, linke Mehrheit nutzen. SPD - 
PDS + Grüne = 51,6%!“

In den Hintergrund bei allen Diskui 
sionen sind im Moment die Inhalte vi 
wie auch immer gearteten Koalition» 
getreten. Eine rot-grüne Koalition ist ei 
gentlich nicht vorstellbar, sieht mal 
sich die praktische Politik der SPD-Se 
natsverwaltungen an. Die Kluft zwi 
sehen Grünen-Forderungen und SPD 
Positionen selbst in Fragen des ÖPN 
des Städtebaus, der Asylpolitik, Fusioi 
Berlin-Brandenburg usw. ist extren 
groß.

Lediglich in Fragen von Haushalts 
kürzungen (konkret: Sparmaßnahme 
auf Kosten der Beschäftigten, Ausgabe 
stopp u. ä.) liegt man näher beieinandei 

-(har
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M
it dem am 27. Oktober vor der 36. 
großen Strafkammer des Landge­
richts Berlin eröffneten Prozeß 
gegen sechs Generale der ehemaligen 

Führung der Grenztruppen der DDR fin­
det die in der jüngeren deutschen Ge­
schichte beispiellose Abrechnung der 
Sieger mit den Besiegten ihre Fortset­
zung.

Auch dieser Prozeß sollte die Menschen 
in Ost- und Westdeutschland veranlas­
sen, sich Klarheit darüber zu verschaf­
fen, was seit der Herstellung der staat­
lichen Einheit Deutschlands „im Na­
men des Volkes“, also in ihrer aller Na­
men, wirklich geschieht: Unter 
mißbräuchlicher Berufung auf eine frei­
heitlich-demokratische Rechtsord­
nung und den Rechtsstaat erheben sich 
Richter des einen Staates zum Richter 
über die Gesetzgebung und Rechtsord­
nung eines anderen Staates, erklären im 
nachhinein seine Gesetze für „rechtlich 
nicht relevant“ bzw. für „ungültig“ und 
verkehren Recht in Unrecht. Das ist so 
einmalig und so absurd, das ist eine fla­
grante Verletzung fundamentaler völ­
kerrechtlicher Grundsätze, daß es un­
glaublich erscheint -r aber das prakti­
zieren bundesdeutsche Richter! '

Dabei wurde den Fragen des Schutzes 
der Staatsgrenze der DDR von Anfang 
an ein besonderer Stellenwert einge­
räumt. Offensichtlich gingen die politi­
schen Führungskräfte und die Justizor­
gane der BRD bereits 1990/91 von der 
Überlegung aus, daß sich die Opfer des 
Kalten Krieges - die es an der ehemali­
gen Staatsgrenze der DDR zur BRD und 
zu Westberlin bedauerlicherweise gab- 
besonders gut eignen, die DDR 
nachträglich weltweit zu diffamieren 
und ihre früheren Verantwortungsträ­
ger sowie die ehemaligen Angehörigen 
der Grenztruppen zu kriminalisieren 
und strafrechtlich zu belangen.

Die Gesamtstrategie für die Strafpro- 
zesse gegen gesetzestreue DDR-Bürger 
zeichnete sich bereits im 1. Grenzer­
prozeß ab. Dieser mit Priorität durch­
geführte Prozeß hatte dreifache Furtkti- 
on: erstens sollte er den „Volkszom“ dar­
über entfachen, daß nun „wieder ein­
mal“ die „Kleinen“ aufgehängt und die 
„Großen“ laufengelassen würden; er 
sollte zweitens als Pilotprozeß rich­
tungsweisend dafür sein, die reale ge­
schichtliche Situation der Systemaus­
einandersetzung, in der konkrete Hand­
lungen stattfanden, auszuklammem, 
und er sollte drittens die These vom 
„Unrechtsstaat DDR“ durch totale Ne­
gation der staatlichen Souveränität der 
DDR und durch totale Kriminalisierung 
des staatlichen hoheitlichen Handelns 
beweisen und begründen. Aufgabe der 
bürgerlichen Medien war es dabei, das 
Denken vieler Menschen nach dieser 
Konzeption auszurichten, wozu auch 
die suggestiven Formeln von den „Mau­
ermorden“ und den „Mauerschützen“- 
Prozessen beitrugen.

Die in den Anklagen und bisherigen 
Urteilen eigens für diese Verfahren ent­
wickelten Rechtskonstruktionen sind 
vielfach dubios, mißachten geltendes 
Völkerrecht sowie grundsätzliche 
Rechtsprinzipien der BRD und können 
nur als Ausdruck unverhüllter Sieger­
mentalität bewertet werden. So wurde 
und wird u. a. von den ehemaligen 
Grenzsoldaten gefordert, daß sie das 
von der Volkskammer der DDR be­
schlossene Grenzgesetz als „Unrechts­
gesetz“ hätten erkennen und Handlun­
gen zu seiner Durchsetzung hätten ab­
lehnen müssen.

Die Verfahren gegen Politiker und An­
gehörige der Grenztruppen der DDR 
laufen auf Hochtouren. Keine 
Führungsebene, vom Kommando der 
Grenztruppen bis zur Grenzkompanie 
bzw. vom Chef der Grenztruppen bis 
zum Postpnführer, soll ausgelassen wer­
den. Davon zeugen nicht nur die lau­

fenden Verfahren und erhobenen An­
klagen, sondern auch die zahlreichen 
Vorladungen zu Beschuldigten- und 
Zeugenvernehmungen. Jeder, der auf­
grund seiner Dienststellung und seiner 
Dienstpflichten an der Erarbeitung von 
Befehlen oder anderen militärischen 
Bestimmungen zum Schutz der Staats­
grenze der DDR mitgewirkt hat, der Be­
fehle erlassen oder erteilt hat, der am 
pioniertechnischen Ausbau beteiligt 
war, und jeder, der im Grenzdienst auf 
Grund der Lage veranlaßt war, in Übe­
reinstimmung mit dem Grenzgesetz 
von der Schußwaffe Gebrauch zu ma­
chen, soll vor Gericht gezerrt, des Tot­
schlags oder des versuchten Totschlags 
schuldig gesprochen und verurteilt wer­
den.

Grenztruppen. Die Forderung, Grenz­
verletzer „zu vernichten“, bezog sich nur 
auf die entschlossene Abwehr bewaff­
neter Angriffe bzw. auf die gefechts­
mäßige Sicherung der Staatsgrenze im 
Verteidigungsfall.

Auch bei der Bewertung des § 27 des 
Grenzgesetzes der DDR (Anwendung 
von Schußwaffen) durch die bundes­
deutsche Justiz wird Recht in Unrecht 
verkehrt. Jeder, der unvoreingenom­
men und unparteiisch diese Bestim­
mungen mit den entsprechenden Para­
grafen 11 und 12 des Gesetzes über den 
unmittelbaren Zwang bei Ausübung öf­
fentlicher Gewalt durch Vollzugsbeam­
te des Bundes vergleicht, erkennt, daß 
die Regelungen des Grenzgesetzes als 
Ausnahmeregelüngen konzipiert sind,

Abrechnung mit den 
DDR-Grenztruppen
Von Hans Fricke

Charakteristisch für diese Strafver­
fahren ist, daß die inhaltlichen Forde­
rungen von Beschlüssen, Direktiven, 
Befehlen und anderen militärischen Be­
stimmungen aus dem Zusammenhang 
gerissen, x willkürlich umgedeutet und 
im Sinne der Anklage als strafrechtlich 
relevante Beweismittel verwendet wer- 
den.So wurde, um ein Beispiel zu nen­
nen, im Verfahren gegen Erich Honecker 
und andere als „Beweis“ für die Existenz 
eines „Schießbefehls“ auch auf eine Pas­
sage des vom Verteidigungsministerium 
jährlich erlassenen Befehls 101 zurück­
gegriffen. Danach waren Grenzverletzer 
„festzunehmen“ oder „zu vernichten“. 
Hätte das Gericht diese Befehlspassage 
nicht formalistisch bewertet, sondern 
sich die Mühe gemacht, die Systematik 
dieses Befehls zu erfassen, dann wäre 
festgestellt worden, daß den Grenz­
truppen im Rahmen ihrer Hauptaufga­
ben immer Aufgaben in zweifacher Hin­
sicht gestellt wurden:

- den zuverlässigen Schutz der Staats­
grenze zu gewährleisten und Grenzver­
letzer festzunehmen und

- immer bereit zu sein, bewaffnete 
Überfälle subversiver Kräfte entschlos­
sen abzuwehren und im Falle einer Ag­
gression Gefechtshandlungen zur Si­
cherung und Verteidigung der Staats­
grenze zu führen.

Bei der erstgenannten Aufgabe war in 
Übereinstimmung mit dem Grenzge­
setz der Schußwaffeneinsatz nur als 
letztes Mittel zur Festnahme - also nur 
zur Verletzung, nicht zum Töten der 
Grenzverletzer erlaubt. Deshalb wider­
spricht es diesem Teil des Befehls 101, 
wenn in ihn eine Aufforderung zum Tö­
ten von Grenzverletzern hineininter­
pretiert wird, und es widerspricht auch 
der Praxis der Aufgabenstellung in den

den für solche Fälle international übli­
chen Kriterien entsprechen und sich in 
ihrem wesentlichen Inhalt überhaupt 
nicht von den geltenden Rechtsvor­
schriften der BRD, die im konkreten Fall 
die strafrechtliche Verantwortung aus­
schließen, unterscheiden. Deshalb ist es 
rechtlich unhaltbar, die im Grenzgesetz 
enthaltene Befugnis, unter den gesetz­
lichen Voraussetzungen von der 
Schußwaffe Gebrauch zu machen, als 
„Schießbefehl“ abzuqualifizieren. Es ist 
auch nie ein anderes Dokument gefun­
denworden, das eine solche Zielstellung 
enthalten Hätte. Bei einer objektiven, 
rechtsstaatlich fundierten Suche nach 
der objektiven Wahrheit wäre es Pflicht 
der Staatsanwaltschaften und der Ge­
richte gewesen, definitiv das Nichtvor­
handensein eines „Schießbefehls“ zu 
bestätigen. Nachdem sich im Prozeß ge­
gen Erich Honecker und andere her­
ausgestellt hatte, daß es einen „Schieß­
befehl“, auf dem die ganze Anklage be­
ruhte, nicht gegeben hat, wurde trotz­
dem weiterverhandelt und bestraft, als 
sei nichts geschehen.

Da die auffindbaren und nachweisba­
ren Befehle keine Aufforderung zum 
willkürlichen Töten von Grenzverlet­
zern enthalten, sich also nicht zur 
Grundlage für die Bestrafung von 
Grenzsoldaten und ihrer Vorgesetzten 
eignen, werden sonst völlig ungewöhn­
liche und unbekannte Methoden ent­
wickelt, um sie dennoch zu bestrafen. 
So wird erklärt, den Soldaten sei von 
ihren Vorgesetzten „suggeriert“ wor­
den, sie sollten im Zweifelsfall schießen: 
Ein toter Flüchtling sei besser als ein 
entkommener - ganz wie den US-Sol- 
daten in Vietnam beigebracht wurde, 
ein toter Vietnamese ist besser als ein 
lebender! - Natürlich gibt es auch für 

solches Suggerieren keinen faßbaren 
Nachweis, aber es paßt wie andere Un­
terstellungen so schön zur These vom 
„Unrechtsstaat DDR“.

Die bundesdeutsche Justiz sieht auch 
in den im Grenzgebiet angelegten Mi­
nensperren eine strafrechtliche Verant- 4‘ 
wortlichkeit von Politikern und Militärs 
der DDR. Sie weigert sich beharrlich, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß es sich bei 
der Grenze der DDR zur BRD nicht nur 
um eine Staatsgrenze im Sinne des Völ­
kerrechts handelt, sondern daß diese 
Grenze gleichzeitig für die Staaten des 
Warschauer Vertrages die vorderste Li­
nie für die gemeinsame Verteidigung im 
Falle eines bewaffneten Konflikts zwi­
schen Warschauer Vertrag und NATO 
war. Weil das so ist, wurden bestimmte 
Maßnahmen des Schutzes dieser Gren­
ze nicht allein durch die DDR, sondern 
als vorsorgliche Verteidigungsmaßnah­
men in den politischen und militäri­
schen Gremien des Warschauer Vertra­
ges 'bzw. zwischen den politischen und 
militärischen Führungen der DDR und 
der Sowjetunion festgelegt. Dazu 
gehörten auch Entscheidungen zur Ver­
legung von Minen.

Es gibt keine völkerrechtliche Be­
stimmung, die einem Staat verbietet, 
seine Grenzen zum militärischen Sperr­
gebiet zu deklarieren und erforderli­
chenfalls auch durch Minensperren ab­

zusichern, sofern durch die Anlage die­
ser Sperren und ihre Kennzeichnung 
bzw. Absperrung eine Verletzung der Zi­
vilbevölkerung ausgeschlossen ist. Die 
Minenfelder befanden sich ausschließ­
lich an der Staatsgrenze der DDR zur 
BRD, und zwar im Schutzstreifen, der 
seinem Charakter nach militärisches 
Sperrgebiet war und von den Grenz­
truppen militärisch gesichert wurde. 
Sie waren durch einen 2 Meter hohen 
Drahtzaun ausreichend abgegrenzt und 
durch große Warnschilder von beiden 
Seiten unübersehbar gekennzeichnet, 
so daß sie nur den Personen gefährlich 
werden könnten, die sich wissentlich 
dieser Gefahr aussetzten.

Man mag politisch und moralisch über 
das Grenzregime der DDR streiten: 
rechtlich - und allein darauf kommt es 
bei den Strafprozessen an - kann es 
nicht als rechtswidrig bezeichnet wer­
den, sondern muß von der bundesdeut­
schen Justiz als staatsrechtlich zulässig 
hingenommen werden. Dazu gibt es in 
einem Rechtsstaat keine Alternative! 
Deshalb führt jedes Gericht, das in ei­
nem Verfahren zum Grenzregime das 
Recht der DDR zu ihrer Grenzsicherung 
grundsätzlich verneint, einen politi­
schen Prozeß und fällt ein politisches 
Urteil. Gerichte, die Hoheitsträger der 
DDR für Handlungen in Übereinstim­
mung mit dem Völkerrecht und auf der 
Grundlage der Verfassung ihres damali­
gen souveränen Staates anklagen, be­
gehen damit einen Akt der Siegerjustiz. 
Indem sie nachträglich Handlungen für 
strafbar erklären, die zur Zeit ihrer Be- 
gehung nicht strafbar waren, verletzen 
sie das strafrechtliche Rückwirkungs­
verbot und verstoßen damit gegen fun­
damentale völkerrechtliche und rechts­
staatliche Prinzipien.

Politik und Justiz Deutschland sind 
aufgefordert, endlich Schluß zu machen 
mit der
DDR, eines anderen Staates, vjed üies 
weder historisch, politisch, moralisch, 
noch juristisch begründet ist und den 
Weg zum Inneren Frieden in Deutsch­
land für lange Zeit versperrt.
Hans Fricke war lange Jahre ein Kommandeur 
der Grenztruppen der früheren DDR. Im GNN- 
Verlag erschienen von ihm 1993 seine Erinne- - 
rungen: „Davor, dabei, danach. Ein ehemaliger 
Kommandeur der Grenztruppen der DDR be­
richtet“. Sein Beitrag stützt sich auf das von 
der Gesellschaft zum Schutz von Bürgerrecht 
und Menschenwürde (GBM) herausgegebene 
und im GNN-Verlag erschienene Weißbuch 
,„Nr. 5: „Unrecht im Rechtsstaat - Strafrecht 
und Siegerjustiz im Beitrittsgebiet“.
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IMELDUNGEN AUS BETRIEBEN UND GEWERKSCHAFTEN!

Daimler rüstet Türkei 
weiter auf
Auf einer Veranstaltung der Grünen in 
Wörth berichteten am 2.11. Holger Isa­
belle Jänicke vom „Büro für alternative 
Rüstungsexport-Kontrolle im DFG- 
VK“ zum Thema Waffenexport der Bun­
desrepublik an die Türkei. Die Türkei ist 
das Waffenimportland Nr. 1 auf der Welt, 
die Deutschen lieferten seit 1964 im 
Wert von knapp neun Milliarden Dollar. 

Daimler Benz ist massiv daran betei­
ligt. U.a. sind vom Werk in Wörth bislang 
elf Sattelzugmaschinen für den schnel­
len Transport von Panzern auf den Weg 
in die Türkei geschickt worden. Minde­
stens zusätzliche 115 Stück sollen fol­
gen. Gegenüber den Beschäftigten im 
Werk werde Geheimniskrämerei.betrie- 
ben,' die Fahrzeuge werden als CKD 
(completely knocked down), das heißt 
als Bausatz, verschickt und dann in der 
Türkei bei Mercedes zusammengebaut.

- Mit friedlichen Aktionen soll dagegen 
vorgegangen werden. . ? • (evd)
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Seehofer verweigert 7000 
Pflegestellen
Das Bundeskabinett hat am 24.10.1995 
auf Antrag von Bundesgesundheitsmi­
nister Seehofer (CSU) beschlossen, die 
Pflege-Personalregelung (PPR) auszu­
setzen. Damit will die Bundesregierung 
erreichen, daß im nächsten Jahr 7000 
Krankenpflegestellen, die aufgrund der 
PPR ermittelt wurden, nicht besetzt 
werden können. Die PPR wurde als Ar­
tikel 13 des Gesundheits-Strukturge-, 
setzes 1993 in Kraft gesetzt. Seitdem er­
mittelt das Pflegepersonal tagtäglich 
die Pflegeintensität eines jeden Kran­
ken auf den Allgemeinstationen. Auf 
dieser Basis wird jeder Kranke einer von 

J- insgesamt neun Pflegeintensitätsgrup­
pen zugeordnet. Je höher der Inten­
sitätsgrad der Pflege, um so mehr Pfle­
gepersonal sollte den Krankenhäusern 
aufgrund der PPR zustehen. Das Pfle­
gepersonal erduldete den enormen Ver­
waltungsaufwand dieser Erfassung in 
der trügerischen Hoffnung nun endlich 
belegen zu können, was die Pflegenden 
tatsächlich leisten.

Dem Gesetzgeber war von vornherein 
klar, daß die PPR ein enormes Mißver­
hältnis zwischen ermitteltem Pflegeauf­
wand und besetzten Stellen im Pflege­
dienst offenkundig machen würde. Der 
ermittelte Mehrbedarf sollte deshalb 
nicht auf einen Schlag verwirklicht wer­
den, sondern in Stufen in einem vier­
jährigen Zeitraum vom 1. Januar 1993 
bis zum 31. Dezember 1996. '

Ursprünglich war das Gesundheitsmi­
nisterium davon ausgegangen, daß 
durch die PPR ein Personalmehrbedarf 
von 13 000 Stellen ermittelt werden wür­
de. Nach Aussagen des Gesundheitsmi­
nisteriums sollen bis heute bereits 
20000 Stellen aufgrund der PPR ermit­
telt und neu geschaffen worden sein, 
was allerdings von der Deutschen Kran­
kenhausgesellschaft (DKG) bezweifelt 
wird. Ohne die jetzt vom Kabinett be- 

a schlossene Aussetzung kämen 1996 
nochmals 7000 Stellen hinzu.

Diese 7000 Stellen werden von Seeho­
fer nunmehr verweigert. Dabei ist ihre 
Notwendigkeit aufgrund der Maßstäbe 
ermittelt worden, die die Parlaments­
mehrheit mit der PPR vorgegeben hat­
te. Und diese Maßstäbe waren schon 
kritikwürdig genug: ausreichend, 
zweckmäßig und wirtschaftlich (§ 1, 
Abs. 3 PPR) sollte Pflege im Kranken­
haus sein - mehr nicht! Berufsverbände 
und Gewerkschaften kritisierten, daß 

x > insbesondere der Zeitaufwand für so­
ziale und psychische Betreuung der 

Kranken durch die PPR viel zu wenig 
berücksichtigt würde. Wenn nun aber 

. selbst die 7000 für eine ausreichende 
Pflege notwendigen Stellen verweigert 
werden, ist die Regierung offensichtlich 
an einem Punkt angelangt, wo sie die 
Krankenhäuser zu einer Pflege zwingen 
will, die schlechter als ausreichend ist.

Um so bedenklicher, daß in einer Ge­
sprächsrunde im Bundesgesundheits­
ministerium die einflußreichen berufs­
ständischen Pflegeverbände Kompro­
mißbereitschaft signalisierten und vor­
schlugen, die PPR nur teilweise umzu­
setzen. Nur die ÖTV und andere Ge­
werkschaften sowie - der Marburger 
Bund bestanden auf der fristgemäßen 
Umsetzung der vierten Stufe der PPR. 
Anstalten dafür zu kämpfen, macht die 
ÖTV aber auch nicht.

Die Aussetzung der PPR ist nur Teil ei­
nes ganzen Maßnahmenkatalogs, der 
die Krankenhausleistungen drastisch 
beschränken soll. Die Bundespflege­
satzverordnung (BPflVO) 1996, die die 
Krankenhäuser in finanzielle Engpässe 
treiben wird, ist noch nicht in Kraft, da 
bereitet Seehofer bereits ein Vorschalt­
gesetz zur BPflVO vor, das noch Mitte 
Dezember über die parlamentarische 
Bühne gebracht werden soll. Die 
Empörung über den Seehoferschen 
PPR-Betrug ist groß. Gewerkschaftli­
che Aktionen für die fristgerechte Um­
setzung der vierten Stufe der PPR könn­
ten vielleicht nützen, um das ganze Vor­
schaltgesetz zu Fall zu bringen, (kar)

Süddeutscher Verlag: 
Jubelfeier doch ohne Eier!
Der Süddeutsche Verlag (SV) soll in drei 
Teile zerschlagen werden. Belegschaft 
und Betriebsrat waren entschlossen, 
die negativen Folgen dieser Betriebs­
aufspaltung nicht hinzunehmen.

Am 6.10., dem 50jährigen Jubiläum der 
Süddeutschen Zeitung flogen nun doch 
keine Tomaten auf den Bundespräsi­
denten, wie Geschäftsführer Braun be­
fürchtet hatte, keine wütenden Kolle­
gen demonstrierten vor dem Festsaal, 
als die Gäste einzogen, und die Plakate 
mit dem Protest der Belegschaft blie­
ben ungeklebt. Denn aus Furcht vor ei­
ner Störung des Jubiläums hatte die 
Geschäftsleitung nachgegeben und ei­
nige wichtige Forderungen des Be­
triebsrats erfüllt. Der erzielte Kompro­
miß sieht folgendermaßen aus:

Der soziale Besitzstand wird gesi­
chert: das übertariflich höhere Weih­
nachts- und Urlaubsgeld, Treueurlaub, 
Fahrgeldzuschuß, EDV-Schutzbestim­
mungen, Leistungszulagen usw. Alle 
geltenden Betriebsvereinbarungen sol­
len in den neuen Technik-Gesellschaf­
ten übernommen werden. Die neuen nahmeklinik im Umkreis Stuttgarts ist, 
Betriebe treten dem Kapitalistenver­
band bei, so daß die Tarifbindung ge­
währleistet ist.

Diese Zusage wurde allerdings bitter 
erkauft. Die Geschäftsleitung war nur 
bereit, hier zuzustimmen, wenn der Be­
triebsrat einer neuen Maschinenbeset­
zungsregelung in der Rotation zu­
stimmt. Die Maschinenbesetzung re­
gelt per Tarifvertrag, wieviele Drucker 
und Helfer an einer Druckmaschinen­
straße stehen müssen. Ca. 54 Kollegen 
sollen danach ausscheiden. Sie werden 
zwar nicht entlassen, da es genügend 
Kollegen gibt, die gern mit Sozialplan 
ausscheiden.'Aber natürlich bedeutet 
das, daß die restlichen Kollegen ent­
sprechend intensiver malochen müssen 
- die zusätzliche Belastung ist groß.

Der bestehende Betriebsrat darf bis 
zu den nächsten Betriebsratswahlen, 
also für etwa zweieinhalb Jahre, in sei­
nem Amt bleiben. (aus: AufDraht)

Pflege 
gefährlich
Bundesweit wird von Betreibern der 
Privatisierung von kommunalen Kran­
kenhäusern das Stuttgarter Modell 
Sana GmbH als Musterprojekt propa­
giert: Kostensparend, weil privates Ma­
nagement jedem bürokratischen Den­
ken von Kommunalbeamten und ge- 
meinderätlicher Kontrolleuren überle­
gen sei. Jetzt berichtet die AG Weiße Fa­
brik, eine Arbeitsgruppe der ÖTV an 
zwei Stuttgarter Krankenhäusern, von 
Erfahrungen in • der psychiatrischen sätzlich vom Pflegepersonal mit aufge- 
Klink des Bürgerhospitals.

Betriebsintem dokumentiert das Pfle­
gepersonal der geschlossenen Statio­
nen bereits seit Jahren durch Überla­
stungsanzeigen, daß sie die Verantwor­
tung für die untragbaren Zustände 
jiicht mehr übernehmen können. Auch 
die ÖTV informiert durch ihre Betriebs­
zeitungen seit langem (zuletzt im Juli 
1995 ausführlich über fünf Seiten) auch 
die lokale Presse und den Gemeinderat 
der Stadt Stuttgart. All das wurde re­
gelmäßig ignoriert. Es brauchte, so 
scheint es, zuerst eine Beschwerde ei­
ner ehemaligen Patientin (in einem Le­
serbrief an die Stuttgarter Zeitung, 
d.Red.), damit die für Personal und Pa­
tienten unerträglichen Zustände an die 

: Öffentlichkeit gebracht werden. Allein 
diese Tatsache bereits zeigt, daß sich 
der verantwortliche Krankenhausdi- . 
rektor, Herr Spindler von der Sana, erst 
dann genötigt sieht, darauf einzugehen, 
wenn er durch die Öffentlichkeit dazu 
gezwungen wird.

Zu den „feldlazarettähnlichen Zu­
ständen“, die Herr Professor Täschner 
im Artikel der Stuttgarter Zeitung vom 
9.10.1995 treffend beschreibt, gehören 
Flurbetten und Zwangsmaßnahmen 
wie Fixierungen oder der hochdosierte 
Einsatz von Psychopharmaka. Immer 
wieder kommt es vor, daß nur zwei bis 
drei Pflegekräfte 25 bis 30 akute psy­
chiatrische Patienten in geschlossener 
Umgebung verwahren müssen; gesetz- 
lichyorgeschriebene Pausen können oft 
gar nicht genommen werden. Ein Zu­
sammenhang zwischen Suiziden oder 
anderen Todesfällen in der Psychiatrie 
und den unerträglichen Mißständen 
läßt sich im Einzelfall natürlich nicht 
nachweisen. Offenkundig ist aber, daß 
es einen Zusammenhang zwischen der 
Versorgung der Patienten und der An­
zahl, Qualifikation und Erfahrung der gute kommen würde, ist dabei mögli- 
Kolleginnen und Kollegen gibt.

Neben der Tatsache, daß das Bürger­
hospital die einzige psychiatrische Auf-

gibt es aber eine ganze Reihe hausge­
machter und bekannter Mißstände. 
Denn trotz aller Rechenakrobatik des 
Krankenhausdirektors Spindler sind 
längst nicht alle Stellen besetzt. So wur­
den vom Krankenhausmanager Spind­
ler auch Aushilfen, die bei höchster Per­
sonalnot geholt werden, ganz im Sinne 
organisierter un-menschlicher vorder­
gründiger Wirtschaftlichkeit so ver­
rechnet, als wären diese Stellen 
tatsächlich auf den Stationen vorhan­
den. Des weiteren lohnt es sich genau 
hinzusehen, wie die Pflegepersonalstel­
len qualitativ besetzt sind. Statt durch 
examiniertes Personal werden nach wie 
vor viele Stellen auf den geschlossenen 
Stationen durch ungelernte Hilfskräfte 
besetzt.

Ein weiterer Punkt ist die hohe Fluk­
tuation auf den geschlossenen Statio­
nen; denn es gibt nur wenige Kollegin­
nen, die es lange unter den beschriebe-

Privatisiert: Sana 
GmbH in Stuttgart
nen Zuständen aushalten. In der Fol[ 
bedeutet dies, daß es zu wenige Kolle 
ginnen gibt, die eine große Psychiatrie 
Erfahrung haben. Immer wieder komm 
es zu Kündigungen von drei bis secfr 
Kolleginnen pro Station auf einer 
Schlag. Durch die ständige Überlastung 
sind die Ausfallzeiten auf den geschlos 
senen Abteilungen besonders hoch. Ds 
es im ärztlichen Bereich nicht viel an 
ders aussieht, müssen diese Defizite zu­

fangen werden. Es gibt allerdings eir 
Gegenbeispiel: Eine der geschlossener 
Aufnahmestationen: in ihrem ausgear­
beiteten Konzept wurde festgelegt, daf 
weniger Patienten als auf den anderer 
geschlossenen Stationen betreut wer­
den müssen, Flurbetten nicht vorkom­
men und die Station ab abends keine 
akuten Zugänge mehr aufhehmen muß 

So schlimm es ist, es bleibt eine Tat­
sache, daß sich diese Mißstände füi 
Krankenhausdirektor Herr Spindlei 
auszahlen. Und auch der Gemeinderat 
und die Stuttgarter Presse schauter 
bisher nur auf das enorm reduzierte De­
fizit im Bürgerhospital, ohne darauf zu 
achten, wie dies erkauft wurde:
- Eine Personalstelle mit einer unqua­

lifizierten Hilfskraft zu besetzen, ist er­
heblich billiger, als eine qualifizierte 
Pflegekraft einzustellen.
- Je höher und schneller die Fluktua­

tion, desto billiger sind die Arbeitskräf­
te. Erfahrene Kolleginnen, die lange im 
Betrieb sind, kosten wegen Be-

. Währungsaufstieg und höherer Alters­
gruppenstufe mehr als neue, junge Kol­
leginnen.

- Gar nicht besetzte, aber von den 
Kassen finanzierte Stellen sind zum Ab­
bau des Krankenhausdefizites natür­
lich besonders effektiv zu verwenden.

Wenn Herr Spindler also in der Öf­
fentlichkeit von Qualitätssicherung 
und hoher Pflegequalität spricht, ist in 
der Realität gefährliche Pflege an dei 
Tagesordnung. Gemäß seinem Auftrag 
von der Stadt Stuttgart geht es ihm 
eben nicht um eine gute Patientenver­
sorgung, sondern um eine ausreichende 
Patientenversorgung und um den Ab­
bau des Defizits. Dies bedeutet, daß 
Mitarbeiterinnen wie Patienten in er­
ster Linie reibungslos zu funktionieren 
haben, ein gutes Betriebsklima, das im 
Endeffekt ebenfalls den Patienten zu­

cherweise nicht einmal gewünscht. Mit 
einem Wort von Herrn Spindler eben ein 
„Rekrutierungsproblem“.

Momentan wird der Betrieb der ge­
schlossenen Aufnahmestationen mit 
administrativen Maßnahmen aufrecht­
erhalten. So wurden bereits einige Kol­
leginnen zwangsversetzt und die Ver­
antwortung für die Aufrechterhaltung 
des Stationsablaufes an die jeweils noch 
anwesenden Pflegekräfte abgegeben.

Auch in den anderen Bereichen des 
Bürgerhospitals und des Krankenhau­
ses Bad Cannstatt (für beide Kliniker 
ist Herr Spindler der Krankenhausdi­
rektor) werden die Zustände drastisch 
schlechter.

Auch in anderen Bereichen ist es alsc 
nur noch eine Frage der Zeit, bis die 
Presse die Öffentlichkeit über die Miß­
stände in den Kliniken informierer 
muß; entweder weil es immer schmutzi­
ger wird und die Versorgung immei 
schlechter oder weil sich wieder Patien­
ten an die Presse wenden.

AG Weiße Fabrik der ÖTV (gekürzt)



Aus Betrieben und Gewerkschaften 13

Zwickel für Anpassung an „Industriestandort“
SG-Metall-Gewerkschaftstag: Starke Kritik an Vorstandspositionen, 
aber keine Mehrheitsbildung auf der Linken
Von vornherein wurde in der Öffentlich­
keit versucht, die Delegierten des Ge­
werkschaftstags unter Druck zu setzen 
und die Richtung der Auseinanderset­
zung vorzugeben. Der Spiegel wollte 
mit Enthüllungen über die Verschleu­
derung von Gewerkschaftsvermögen 
den Schwerpunkt der Diskussion set­
zen, weiter sollten sich „Traditionali­
sten“ und „Modernisierer“ um die 30- 
Stunden-Woche .streiten, wobei die 
„Modernisierer“ diejenigen sind, die sie 
ablehnen und damit „neue“ Wege in der 
Gewerkschaftspolitik gehen.
Bundespräsident Herzog legte in sei­

ner Eröffnungsansprache geschickt 
nach: „Die Ressource Mensch - an sich 
schon eine unmoralische, inhumane 
Formulierung (Beifall) - pfleglich zu be­
handeln, ist besonders in einer Gesell­
schaft überlebenswichtig, die von der 
Kreativität und Schaffenskraft ihrer 
Bürger lebt.“ Und später: „Es sollte in 
der Diskussion über eine arbeitsplatz-' 
schaffende Tarifpolitik nicht von vorn­
herein gleich schon Tabuthemen ge­
ben.“

Nach der Berichterstattung der ge­
schäftsführenden Vorstandsmitglieder 
wurde in etlichen Diskussionsbeiträgen 
die Politik der Sozialpartnerschaft an­
gegriffen, das „Co-Management“, die 
Flexibilisierung, auch der Arbeitszeiten 
über Langzeitkonten, die mangelnde 
Bestimmung der öffentlichen Diskussi­
on durch gewerkschaftliche Themen. 
Parallel laufen Unterschriftenlisten zu 
Initiativ- und Ergän^ungsanträgen, 
darunter einer, der die Einsetzung einer 
Untersuchungskommission zu den Im­
mobiliengeschäften der IG Metall in 
Frankfurt forderte. Ansonsten be­
stimmte dieses Thema die Debatte 
nicht.

Eine Organisationsdebatte mit 
verqueren Standpunkten
Die erste große Diskussion wurde dar­
über geführt, ob der Vorstand von elf auf 
neun geschäftsführende Mitglieder ver­
ringert werden soll. Die Vorstandskriti­
ker wollten bei elf bleiben, um die De­
mokratie gegen den nicht gewählten Ap­
parat zu verteidigen, und erst später 
eine umfassende Organisationsreform 
durchführen. Es ergab sich eine kuriose 
Auseinandersetzung, in der keine Seite 
offen argumentierte, wie bei Personalf­
ragen oft. Die Kritiker wollten linke Po­
sitionen und Yilmaz Karahasan im Vor­
stand nicht verlieren, der Vorstand hat­
te kein Konzept vorgelegt, wie der Ap­
parat beschnitten, die Aufgaben besser 
verteilt und die Verwaltungsangestell­
ten, bei denen bisher am meisten ge­
spart wurde, wieder gestärkt werden 
können.

Er wollte den bisherigen Proporz wah­
ren, freie Hand haben bei der Aufga­
benverteilung und sah die Symbolik ei­
nes ausländischen Kollegen im Vor­
stand als erledigt an. Die Zweidrittel­
mehrheit für neun Vorstandsmitglieder 
wurde erreicht. Zwickel wurde mit 92 % 
gewählt, ein sehr hohes Ergebnis, Rie­
ster mit 80 %, Abstriche wegen seiner Ei­
genmächtigkeiten in der Flexibilisie­
rung. Schreiber, der Hauptkassier, wur­
de mit 48 % eigentlich abgewählt, nimmt 
man die 46 Enthaltungen als Neinstim­
men dazu. Später wurde in der Diskus­
sion daran erinnert, daß der gesamte 
Vorstand eigentlich für die Millionenge­
schäfte die Verantwortung hat, Zwickel 
und Riester hielten vor der Wahl ge­

schickt Distanz. Die Satzungsdebatte 
zog sich bis zum vorletzten Tag hin u.a. 
mit dem Beschluß, die Wahlperiode in 
der IG Metall von drei auf vier Jahre zu 
verlängern. Auch wegen ihr muß der Ge­
werkschaftstag am 25./26. 11 in Mainz 
noch mal tagen. Es konnten später nur 
noch drei von acht Entschließungen mit 
Anträgen behandelt werden.

Der Vorstand muß 
Zugeständnisse machen
Drei Punkte sollten aus der Organisati­
onsdebatte noch erwähnt werden: In 
der Debatte um eine Frauenquote ver­
fehlten jene Delegierten um 15 Stimmen 
die Zweidrittelmehrheit, die nach jah­
relangen Appellen endlich Taten sehen 
wollten. Der Vorstand hatte eine ande­
re Position, schickte aber die Satzungs­
beratungskommission vor. Am näch­
sten Tag mußte Riester dazu ans Mi­
krophon und sagte Organisationsricht- z 
linien zu, die den Willen der Delegierten 
umsetzen sollen. Einen Aufstand der 
Verwaltungsangestellten, denen finan­
ziell der Boden unter den Füßen verlo­
ren geht, verhinderte Riester mit einer 
Erklärung, daß ein Strukturfonds mit 20 
Millionen DM für die nächsten vier Jah­
re eingerichtet werden soll. Und es wur­
de ein Ergänzungsantrag zur E 2 (Orga­
nisationsentwicklung) beschlossen: ein 
außerordentlicher Gewerkschaftstag 
soll neue Organisationsstrukturen be­
schließen.

Die Delegierten als Statisten bei 
Änderung in Grundsatzfragen
Zurück zu den Eckpunkten der Tarifpo­
litik. Zwickel hatte in seinem Grund­
satzreferat mit den Aussagen zu einem 
„Bündnis für Arbeit“ die Delegierten als 
Kulisse vorgeführt. Er will als „Macher“ 
seinem Vorgänger Steinkühler und sei­
nem Vize Riester offensichtlich nicht 
nachstehen. Nicht die Delegierten und 
ihre Beschlüsse, sondern die „Stars“ be­
wegen seiner Meinung nach die Medien 
und damit die Welt.

Entsprechend die Reaktionen in der 
Presselandschaft. Zwickels Vorschlag 
wird als „Bewegung“ gefeiert und damit 
als „Fortschritt“, in der Sache als Auf­
gabe von Grundsatzpositionen und 
Übernahme der Argumente der Arbeit­
geber.

Kurz nach Zwickels Grundsatzreferat 
trat auf dem Gewerkschaftstag eine 
kämpferische Delegation der DASA auf, 
deren Sprecher, Jörg Heinrich, Vertrau­
enskörperleiter des Werks Speyer, unter 
anderem mit riesigem Beifall erklärte: 
„Nur wenn wir sie selbst, die Art des 
Wirtschaftens, in Frage stellen, entsteht 
dieser Druck, der es uns ermöglicht, 
Entlassungen nicht nur zu vermeiden, 
indem wir sie Vorruhestand nennen und 
55jährige der Allgemeinheit zur Ernäh­
rung zur Verfügung stellen. Stellen wir 
uns dieser Grundfrage nicht, gehen wir 
und die Republik vor die Hunde.“ 
Zwickel solidarisiert sich.

Zwickels Positionen werden 
in Frage gestellt
Die Diskussion des Grundsatzreferats 
beginnt. Zwickel wird angegriffen. Red­
ner wenden sich gegen das Modell der 
Marktwirtschaft, gegen die Arbeitszeit­
flexibilisierung. Loderer wird zitiert mit 
seiner Aussage: „Solange der Kapitalis­
mus mit uns keinen Frieden macht, ha­

ben wir keine Grund mit ihm Frieden zu 
machen!“ Im Konkreten wird aber allein 
auf die Einstiegslöhne für Langzeitar­
beitslose Bezug genommen, die man ab­
lehnt. Insoweit ist die Kritik vorsichtig. 
An die Frage der Tarifforderung traut 
man sich weniger. Sichern niedrige Löh­
ne Arbeitsplätze oder nicht?

Bei „Impulsreferaten“ am Nachmittag 
(„Erwartungen anderer an die IG Me­
tall“) spricht u.a. Dr. Dieter Vogel, Vor­
sitzender der Thyssen Handelsunion: 
„Eine Tarifpolitik der IG Metall, die Ein­
stiegstarife ins Auge faßt, Lohner­
höhungen für einige Zeit auf ein ver­
nünftiges Maß, beispielsweise den In­
flationsausgleich, beschränkt, und die 
volle Flexibilität der Arbeitszeit akzep­
tiert - also die Summe dieses Horrorka- 
talogs - eine solche Politik hätte dann 
natürlich auf der Arbeitgeberseite den 
Anspruch auf eine stärkere, noch zu de­
finierende Arbeitsplatzsicherung.“ Ein 
Schuft, der Böses dabei denkt.

Nach. der Hälfte der Diskussions­
beiträge wird mit Antrag auf Schluß der

Sa/d nur noch eine Parole der Vergangenheit?

Debatte die Diskussion zunächst been­
det. Sie findet ihre Fortsetzung bei der 
Entschließung 3 zur Tarifpolitik. Es gibt 
einen Ergänzungsantrag, der die 30- x 
Stunden-Woche in der Perspektive auf­
nehmen soll. Von der Antragsbera­
tungskommission werden von den fast 
50 Anträgen zur Arbeitszeitpolitik alle 
als Material zur Annahme empfohlen, 
nur die ca. zehn Anträge, die die 30- 
Stunden-Woche formulieren, zur Ableh­
nung.

Entscheidung zur 30-Stunden- 
Woche trifft nicht den Kem
Keiner der Antragsteller will die 30- 
Stunden-Woche als Tarifforderung 1996, 
keiner der Gegner lehnt die Perspekti­
ve ab. Klar ist, daß eine weitere Verkür­
zung der Arbeitszeit in den Betrieben 
nicht Diskussionsthema ist; Fragen wie 
Arbeitszeitregelungen und Tarifstruk­
turen entsprechend neuen Arbeitsfor­
men drängen. Die Taktik des Vorstands 
und der mangelnde Überblick der Lin­
ken läßt die Diskussion wieder ins Lee­
re laufen. Mit deutlicher Mehrheit wird 
der 30-Stunden-Antrag abgelehnt. 
Dafür wird eine tarifpolitische Fach­
konferenz zur Arbeitszeit für 1997 be­
schlossen.

Der Flexibilisierung sollen 
Grenzen gesetzt werden
Relativ kurz ist danach die Diskussion 
um einen Ergänzungsantrag zur Frage 
der Arbeitszeitkonten, der hier der Fle­
xibilisierung Grenzen zieht, z.B. in Be­
zug auf Jahres- oder Langzeitarbeits- 
konten, in Bezug auf die tarifvertragli­
chen Festlegung, daß vorgearbeitete 
Zeit nicht ausgezahlt werden darf und 
daß in den Betrieben überhaupt erst die 
Voraussetzungen geschaffen werden 
müssen, Freizeitausgleich zu nehmen. 

Die.Diskussionsredner sprechen für An­
nahme des Antrags, die Antragskom­
mission hatte Annahme als Material 
vorgeschlagen. Riester ergreift das Wort 
und verlangt Ablehnung des Antrages, 
da es bisher in der Praxis schon eine an­
dere Politik gäbe. Die Stimmung der De­
legierten ist an diesem Freitagabend 
nicht gerade vorstandsfreundlich. Die 
Kommission bleibt bei ihrem Votum.

Entscheidungen widersprechen 
Zwickels Position
Mit großer Mehrheit wird der Antrag als 
Material angenommen. Anhand der E3 
wird die Diskussion des Grundsatzrefe­
rates wieder aufgenommen. Denn es 
steht in der E3 „Öffnungsklauseln, 
durch die tarifliche Mindestbedingun­
gen verschlechtert werden, lehnt die IG 
Metall entschieden ab.“ Wie in der E6 
(Sozialpolitik) steht: „Die IG Metall 
lehnt darüber hinaus alle Vorschläge zur 
Einführung untertariflicher Einstiegs­
entgelte ... ab.“ Ebenso steht in der E3 

zu Tarifforderungen: „Die zu erwar­
tende Preissteigerung, der gesamt­
wirtschaftliche Produktivitätszü- 
wachs und eine Umverteilungskom­
ponente bleiben die Grundlagen un-' 
serer Forderungen.“ All dies wird in 
der Diskussion aufgegriffen, die Dele­
gierten wehren sich, eine „Kanzlerge­
werkschaft“ zu sein, Zwickel soll sei­
nen Vorschlag zurücknehmen. Umge­
kehrt die Frage in vielen Ge­
sprächen: kann man den gerade ge­
wählten Vorsitzenden per Beschluß 

demontieren? Wie schadet das der IG 
Metall?

Bezirksleiter gehen in die Bütt für den 
Vorschlag; Karl Feuerstein, Betriebs­
ratsvorsitzender im Daimler-Benz- 
Konzem begrüßte ihn schon vorher, und 
für Samstagmorgen kündigen sich 
Ergebenheitsadressen an. Einen Kriti­
ker aus dem ehrenamtlichen Vorstand, 
der aus dem Nähkästchen geplaudert 
hat, versuchen Zwickel und Riester un­
ter der Gürtellinie zu demontieren.

Zwickel erhält sich 
freien Spielraum
Zwickel ergreift am Samstag noch ein­
mal das Wort. Er habe keine Positionen 
aufgegeben. Im Gegenteil, er habe von 
den Arbeitgebern Vorleistungen gefor­
dert. Dann sei man bereit, etwas von 
den berechtigten Lohnforderungen zur 
Verfügung zu stellen. Einstiegslöhne 
könnten vereinbart, aber nicht im Ta­
rifvertrag festgeschrieben werden. 
Wortmeldungen werden zurückgezo­
gen.

Die E3 wird mit großer Mehrheit ver­
abschiedet. Offen bleiben die nächsten 
Schritte. Wie soll es funktionieren, den 
Entgeltrahmentarifvertrag „streikfä­
hig“ zu machen, wie es Zwickel forder­
te, wenn die Lohnforderungen nicht 
über die Preissteigerungsrate hinausge­
hen? 1998 läuft fast der gesamte Man­
teltarifvertrag aus, der „Horrorkatalog“ 
der Arbeitgeber steht zur Verhandlung, 
wo sind die Eckpunkte der IG Metall? 
War Zwickels Vorschlag der Einstieg, 
sich der „modernen“ deutschen Indu­
strie anzupassen und Löhne wie tarifli­
che Mindestbedingungen zu opfern im 
vergeblichen Versuch, den Kapitalex­
port aufzuhalten?

Widerstand dagegen gibt es reichlich, 
aber er kann sich noch nicht durchset­
zen. ‘ (dir)
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„Lebensweltlicher 
Klassenbegriff“
Verschwinden soziale Interessen 
in „Kräftefeldern“ ?

Im Bund-Verlag ist 1993 unter dem Titel 
„Soziale Milieus im gesellschaftlichen 
Strukturwandel“ eine umfangreiche so­
zialwissenschaftliche Studie erschie­
nen (1). Praktisches Ziel war, eine Ori­
entierung für künftige sozialdemokrati­
sche Politik zu geben. Theoretisch ging 
es ihnen darum, eine Gesamtlandkarte 
der Sozialstruktur der BRD-Gesell- 
schaft zu erstellen. Die Autoren wenden 
sich gegen einen „radikalen Subjekti­
vismus“ und nennen ihr Konzept einen 
„lebensweltlichen Klassenbegriff“.

Grundvoraussetzung der Untersu­
chung ist, das Dasein der Menschen in 
verschiedene Sphären des sozialen 
Handelns aufzugliedem, die sich (weit­
gehend) unabhängig voneinander ent­
wickeln. So wird konsequent zwischen 
Lebenswelt, also dem Alltagshandeln 
und politischen Grundhaltungen unter­
schieden. Entsprechend soll die Unter­
suchung Grundeinstellungen zu Aspek­
ten des Alltagslebens, politische 
Grundeinstellungen und Freizeit- bzw. 
Gesellungspraktiken erheben. Außer­
dem wird die soziale Lage anhand von 
Veränderungen der Berufsstrukturen 
erhoben. (In Anlehnung an das Konzept 
von Bourdieu - s. PB 18/95 S. 15)

Operationalisiert wurde das ganze in 
sieben Politik- und sechs Gesellungssti- 
le. Auf dem Hintergrund der ökonomi­
schen Lage werden dann aus Kombina- 

s tionen dieser Stile Milieus gebildet (Zel­
len), die mehr oder weniger.fortschritt- 
liche Mentalitäten aufweisen. Dabei 
wird der reformorientierte Politiktyp 
des „kritisch-engagierten“ durchaus 
auch vom technokratisch liberalen Mi­
lieu gespeist. „Der Sozialraum ist also 
nicht wie ein Schubladensystem, son­
dern eher wie ein Magnet- oder Kräfte­
feld strukturiert. Beteiligt sind gleich­
zeitig mehrere Dimensionen der sozia­
len Ungleichheit.... Einige dieser Kräf­
te ändern sich im geschichtlichen Ver­
lauf, andere sind eher beharrlich.“ (S. 
18) Gerade die Politikstile und Gesel- 
lungsformen der alternativen Milieus 
und der neuen Arbeitnehmermilieus - 
also die jüngeren Generationen - seien 
reform- und integrationsorientiert. Hier 
wird eine wachsende Mehrheit für fort­
schrittliche Politik gesehen.

In dem Konzept bleiben die Quellen 
^der Modemisierungsprozesse in der 

BRD weitgehend im Dunkeln. Vier Pha- 
. sen der Nachkriegsentwicklung werden 

gesehen: 1950 - 60 Übergang zum fordi- 
stischen Modell; - 70 Öffnung des sozia­
len Raums (durch Veränderungen der 
Berufsstruktur); - 80 Bildungsreform; - 
90 soziale Schließungen (Abschottung 
neuer Milieus und Strukturen). Zwar 

' wird der Herausbildung neuer Berufe, 
die in der Untersuchung zu Berufsgrup­
pen mit spezifischen zugeschriebenen 
Wertmaßstäben gruppiert werden, eine 
besondere Bedeutung für den Struk­
turwandel zugeschrieben. Was aber nun 
das neue an ihnen ist,,wird keiner Be- 
trachtung unterzogen.

Die Stellung dieser Berufsgruppen zu 
den Produktionsmitteln, ihre spezifi­
sche Situation im Produktionsprozess, 
in der betrieblichen Hierarchie wird 
überhaupt nicht betrachtet. Dabei ha- 

. ben gerade auch die technologischen 
Veränderungen Ümbrüche in den Re­

produktionsverhältnissen und somit im 
sozialen Alltagshandeln bewirkt (s. PB 
18/95 S. 14). Verstärkte Technisierung 
der Produktionsabläufe, eine ausgefeil­
tere Arbeitsteilung (auch zwischen 
Konzemabteilungen) und in der Folge 
eine weitgehende Übertragung von Ka­
pitalfunktionen auf Lohnabhängige hat 
nicht nur veränderte Bildungsvoraus­
setzungen hervorgerufen (die jetzt ir­
gendwie als aufgeklärte Politikstile in 
die Gesellschaft zürückwirken), son­
dern auch zur Ausbildung einer ausge­
klügelten Funktionshierarchie geführt, 
in der nicht wirklich Entscheidungs­
spielräume wachsen, sondern der Sach­
zwang immer stärker auf das Handeln 
wirkt. Das Leben in dieser betrieblichen 
Hierarchie erschwert eher den doch vor­
handenen Wunsch nach Kooperation. 
So will beispielsweise VW das Kunden­
prinzip als durchgängiges Grundver­
ständnis verankern. Jeder Arbeitsplatz 
ist der Kunde des vorherigen. Diese Vor­
stellung des sozialen Handelns als 
Dienstleistung erschwert die Verständi­
gung über soziale Interessen.

Rudolf Scharping wird in der Studie 
ausdrücklich als Vertreter der moder­
nen Milieus genannt. Vielleicht liegt er 
mit seinem Vorschlag mehr Dienstver­
hältnisse in privaten Haushalten zu 
schaffen gar nicht so schlecht. Ein nicht 
unerheblicher Teil der modernen Milie­
us verfügt nicht nur über hohe Bil­
dungsabschlüsse, sondern auch über 
ausreichend ökonomisches Kapital.

Generell verliert die Untersuchung 
aufgrund ihrer politischen Zweckset­
zung an Wert. Auf dem Weg zur Macht 
braucht die Sozialdemokratie Mehrhei­
ten, und diese werden im Bereich ge­
meinsamer Grundhaltungen gesucht. 
Konkrete soziale Interessen als Quelle 
sozialen Handelns werden von den Au­
toren ausdrücklich ausgeschlossen, 
kommen also auch nicht ins Blickfeld. 
So werden zwar Milieus von zwei Pro­
zent der Wohnbevölkerung gebildet und 
als Träger neuer Lebensstile akribisch 
untersucht, aber der immerhin 10% um­
fassende ausländische Bevölkerungs­
anteil, der ökonomisch und rechtlich die 
anderen Bevölkerungsgruppen sozusa­
gen unterschichtet und selbst von den 
Untersuchungsschwerpunkten ein ei­
genes Milieu abbilden würde, taucht in 
der Studie lediglich als Integrationsfak­
tor in den Fragebögen auf: sollen „die 
Ausländer, die bei uns leben, das Wahl­
recht bekommen?“

Eine der zentralen Grundfragen der 
Untersuchung bleibt interessant. Wie 
vermitteln sich „objektive gesellschaft­
liche Strukturen“ in „subjektive Dispo­
sitionen“. Anders gefragt: wie ent­
wickeln sich in der modernen bürgerli­
chen Gesellschaft die Wechselbeziehun­
gen zwischen Produktion und Repro­
duktion; wo sind die Quellen, etwas 
auch anders zu machen, als bisher. Der 
Beitrag der Studie ist in Bezug auf die­
se Frage eher dürftig..

- (rog)

(1) Michael Vester, Peter von Oertzen, Heiko 
Geiling, Thomas Hermann, Dagmar Müller, So- 
zialö Milieus im gesellschaftlichen Struktur­
wandel - Zwischen Ausgrenzung und Integra­
tion; bund: Köln 1993

„Zum Strukturwandel der Gesellschaft“
„Auf der Grundlage von Max Webers Para­
digma sozialer Praxis gehen wir von drei 
Handlungsebenen der Menschen aus, d.h. 
davon, daß mit der ökonomischen Lage der 
Menschen noch nicht zwingend feststeht, 
welches die Prinzipien ihrer alltäglichen Le­
bensführung sind, und daß wiederum aus 
diesen alltäglichen Milieu-Mentalitäten 
nicht direkt folgt, zu welchen politisch-ideo­
logischen Lagern die Menschen gelangen.“ 
(S. 32)

Für ihre Untersuchung stellen die Autoren 
folgende drei Thesen auf:

„(1) Die ,Pluralisierung’ der alten Großmi­
lieus ist eine empirisch belegbare Erschei­
nung. Sie ist teilweise eine neue Entwick­
lung, aber auch eine »Revitalisierung’ einer 
(unter den historischen Lagerzwängen 
zurückgedrängten) lange schon angelegten 
Pluralität von Milieus und Mentalitäten un­
serer Gesellschaft.

(2) Die »Individualisierung' als Options­
steigerung und zunehmende Selbstbestim­
mung der Individuen bei nachlassender so­
zialer Kontrolle, hat ebenfalls unbestreitbar 
zugenommen, aber sie hat für viele Men­
schen auch die Schattenseiten der Autono­
mie und auch ihre Grenzen -...

(3) Die »Entkoppelung4 von sozialen Lagen 
und für sie »typischen' Mentalitätsformen ist 
ebenfalls eine unbestreitbare Erscheinung. 
Sie ist aber in vielen Fällen historisch nicht 
neu. Denn Mentalitäten von Milieus führen 
-.... - grundsätzlich ein Eigenleben, da sie 
nicht durch '.Wiederspiegelung4 objektiver 
Strukturen entstehen, sondern durch das 
soziale Handeln der menschlichen Verge­
meinschaftungen produziert und auch - ...- 
über die Generationen tradiert werden. (S. 
108)

„Es kann in der Tat nicht abgestritten wer­
den, daß die alte Klassengesellschaft sich 
stark relativiert hat. Die Gesellschaft ist 

Gesellschaftspolitische Grundeinstellunger 
SINUS-Milieus: HED - hedonistisch; NEA - neue Arbeitnehmer; TEC - technokratisch-liberal; 
ALT - alternativ; AUF - aufstiegsorientiert; KON - konservativ-gehoben; TLO - traditionslose 
Arbeitnehmer; TRA traditionelle Arbeitnehmer; KLB - kleinbürgerlich.

Repräsentativbefragung "Gesellschaftlich-politische Milieus in Westdeutschland 1991": Basis: n = 
2.684; deutschsprachige Wohnbevölkerung ab 14 Jahren in Privathaushalten der BRD (West) und Berlin 
(West); Forschungsgruppe Sozialstrukturwandel, Universität Hannover

Ideologische 
Lager

Typus des 
’ Politikstils’

Soziale 
Biographie

Verhältnis zur 
'großen Politik'

Häufiger 
Gesellungstypus

SINUS- 
Milieus

Kritisch- SOZ vor allem jüngere sehr enttäuscht, Erlebnisorientierte HED
Engagierte (12,8 %) 

Sozial­
Altersgruppen; Auf 
stieg in moderne

basisaktiv NEA 
TEC

23,6 % integrative mittlere Lagen "politische rege offene ALT
Verdrossenheit’ Geselligkeit AUF

RAD vor allem jüngere kritisch, basis- Erlebnisorientierte TEC
reformorientiert, 
moderne und

(10,8 %) 
Radikal­

Altersgruppen; 
moderne höhere

und parteiaktiv - ALT 
NEA

gehobene 
Lebensstile

demokraten Lagen rege offene 
Geselligkeit

HED 
KON

Desillusionierte SKED 
(17,7 %)'

vor allem jüngere 
und mittlere Alters

in Teilgruppen 
enttäuscht,

Suchende HED
TLO

ca. 25 %

reformorientiert,

Skeptisch- 
Distanzierte

gruppen; Aufstieg 
in mittlere Lagen 
(Facharbeiter, 
Angestellte)

basisaktiv •

"politische 
Verdrossenheit"

rege Geselligkeit 
in vertrauten 
Kreisen

TEC 
ALT

moderne Arbeit­
nehmermitte GKO alle Altersgruppen; eher zufrieden, Suchende AUF

(17,6 %) Facharbeiter, mitt­ politisch eher Unkomplizierte KLB

Zufriedene

ca. 24 %

Gemäßigt- 
Konservative

lere Angestellte und 
Beamte; teilweise 
aufgestiegen

passiv Erlebnisorientierte 

rege konventio­
nelle Geselligkeit

TRA

TKO eher Ältere; höhere zufrieden, Zurückhaltende KON
hierarchische (13,8 %) Angestellte, Beam­ politisch Resignierte KLB
Orientierungen, 
konservativ­
mittelständische 
Lebensstile

Traditionell- 
Konservative

te und Selbständi­
ge; teilweise mittel­
ständische Herkunft

interessiert Bodenständige 

konventionell­
distanzierte 
Gesellungsformen

Deklassierte EAP 
(13,4 %)

viele Rentner, 
Alleinlebende;

ehr enttäuscht, 
politisch fatali­

Resignierte KLB 
TRA

27,2 %

Ressentiments,

Enttäuscht- 
Apathische

bescheidene Lagen, 
traditionelle Qualifi­
kationen, Eltern oft 
Arbeiter

stisch 

politische
Verdrossenheit"

i
•

reduzierte
Geselligkeit

TLO

traditionale und 
bescheidene EAG viele Rentner, ehr enttäuscht. Unkomplizierte KLB
Lebensstile (13,8 %) Alleinlebende; be­ Sympathie für Zurückhaltende AUF

Entäuscht- scheidene Lagen, ggress. Ausein- Erlebnisorientierte TRA
Aggressive traditionelle Qualifi­

kationen, Eltern oft 
Arbeiter und Bauern

ndersetzungen

politische 
Verdrossenheit"

Resignierte

alle Gesellungs­
formen

TLO

zwar noch vertikal gestuft aber ohne extre­
me Polarisierungen. Außerdem hat sie siet 
horizontal pluralisiert, und zwar auf eine 
Weise, daß die Potentiale der gegenseitiger 
Toleranz und Integration verschiedener Le­
bensweisen zugenommen haben.

Natürlich dürfen solche Tendenzen nicht 
idealisiert werden. Sie sind in der Realität 
auch mit ichbezogenen, elitären oder vorur- 
teilshaften Zügen vermischt.... Daher zeigen 
wir ... eine Typologie von sieben Politiksti­
len. Diese lassen sich in vier Lager von je ei­
nem Viertel der Westdeutschen zusammen­
fassen:“ (S. 17-18) (siehe Abbildung)

„Schließlich haben wir noch versucht, das 
von uns zu Beginn unserer Untersuchung 
hypotetisch umschriebene und sodann qua­
litativ interpretierte Feld der neuen gesell­
schaftlich-politischen Milieus auf der 
Grundlage der Repräsentativbefragung und 
ihrer Ergebisse näher zu bestimmen. Wir ha­
ben alle Zellen mit überdurchschnittlicher 
Zustimmung zum Ausländerwahlrecht und 
überdurchschnittlicher Kombinationsprä­
ferenz SPD/GRÜNE zusammengefaßt. ... 
Alle neun Zellen zeigen einen überdurch­
schnittlichen Grad sozialen und politschen 
Engagements, sieben eine überdurch­
schnittliche Erstpräferenz für die GRÜNEN, 
sechs eine überdurchschnittliche Bejahung 
eines inkonventionellen Politikverständnis­
ses. Alle sind überdurchschnittlich jung, alle 
haben einen mittleren und/oder höheren 
Schul-Bildungsabschluß und sozialen/be- 
ruflichen Status, sieben von ihnen haben ei­
nen überdurchschnittlichen Anteil neuer 
Berufe. Insgesamt umfassen diese Zellen 
rund 24% der Bevölkerung. Der wenn man 
so will harte Kem dieser Gruppierung um­
faßt rund 15% der westdeutschen Bevölke­
rung, d.h. also etwa jene Größenordnung, die 
wir bei Beginn unserer Untersuchung hypo­
tetisch den von uns vermuteten neuen ge­
sellschaftlich-politischen Milieus zuge­
schrieben hatten.“ (S. 386)
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Interventionslust: Gegenargumente kommen auf
Dokumente aus der Diskussion der Grünen und der PDS

Dem SPD-Parteitag wird, so heißt es 
in der Presse, durch den den außen­
politischen Sprecher der Bundes­
tagsfraktion, Voigt, ein Antrag vorge­

legt, wonach die Partei die bisherige Be­
schränkung einer Zustimmung zu Bun­
deswehrentsendungen ausschließlich 
für Blauhelmeinsätze aufgeben soll. Bei 
den Grünen steht noch im Dezember 
eine Bundesdelegiertenkonferenz an. 
Joschka Fischer, der beim letzten Anlaß 
im Bundestag noch gegen Entsendung 
stimmte, wird versuchen,- die Partei­
mehrheit auf das Gleis von Interventi­
onsbefürwortung zu rangieren. Bei der 
PDS hat unter Federführung der außen­
politischen Sprecherin der Bundestags­
gruppe Andrea Lederer eine Diskussi­
onbegonnen, ob eine Befürwortung von 
Interventionen wirklich unter allen 
denkbaren Umständen abzulehnen sei.

Andrea Lederer, die aus dem KB und 
damit aus der Grünen Partei kommt, 
weiß bestimmt, wie es bei den Grünen 
gelang, die Parteilinke in eine öde, weil 
sachleer prinzipialistische Auseinan­
dersetzung zwischen „Fundis“ und Rea­
los zu drängen. Ihre scheinheilige Fra­
ge: Unter welchen Umständen... will ein 
entrüstetes „Niemals“ provozieren und 
dann „Diskussionsunfähigkeit“ feststel­
len. Es gibt jedoch Anzeichen, daß die 
Diskussion diesen Verlauf ins Abseits 
nicht nimmt. Bei den Grünen haben 
sich Gegner der Interventionismus in 
Form eines Offenen Briefes an Joschka 
Fischereine Plattform gegeben (wir do­
kumentieren Auszüge), in der sie eine 
neue Blockbildung und Teilung der Welt 
feststellen, die von den alten West­
mächten ausgeht und gewaltbereit, 
überstaatlich organisiert vor allem 
durch die Nato die Welt zu deren Vorteil 
ordnen will.

Einen anderen Aspekt steuert in ei­
nem Beitrag im „Neuen Deutschland“ 
(bereits dort gekürzt) die stellvertre­

Sie Welt ist auf dem Weg zu einer 
„neuen Blockkonfrontation“
Aus: „Wohin führt die Forderung nach einer 
militärischen Interventionspflicht gegen Völkermord ? 
Einoffener Brief an die Mitglieder von
Bündnis 90/ Die Grünen

... Faktisch steuert die internationale 
Politik auf eine neue Blockkonfrontati­
on zu - mit allen Folgen. Die negative 
Schlüsselfunktion hat dabei die NATO, 
die sich über angeblich humanitäre Auf­
träge neue Legitimation verschafft, mit 
ihrer Politik und ihren Absichten aber 
weit darüber hinaus geht. Wer jetzt die 
NATO, die sich als weltweite Schutz­
macht aufzuspielen beginnt, über ihre 
angeblich humanitäre neue Funktion le­
gitimiert, muß darlegen, wie er sich 
denn internationale Abrüstung und die 
Verminderung von Rüstungsprodukti­
on und -export vorstellt. Wie eine neue 
Blocklogik verhindert werden soll. Wie 
man sich eine ökologisch-solidarische 
Weltwirtschaft vorstellen kann als Ant­
wort auf die ungeregelte und chaotische 
Globalisierung, die die Dritte Welt tiefer 
ins Elend stürzt und den Aufstieg von 
Schwellenländem zum Vorwand der 
Bundesregierung für ’ Deregulierung, 
Lohndrückerei und Sozialabbau macht. 
Steht die subtile Befürwortung der 
NATO, die hinter der Interventionsfor­
derung steht, im Zusammenhang mit 

tende Vorsitzende der PDS, Sylvia- 
Yvonne Kaufmann bei. Sie betont die 
Unterscheidbarkeit von angemessenem 
Widerstand bedrohter Menschen und 
Völker von staatlichem Interventionis­
mus. Sie hat wahrscheinlich recht, wenn 
sie anmerkt, daß kriegerisches Gesche­
hen am besten durch umfassende Boy­
kottmaßnahmen bekämpft werden soll­
te; denn es ist ja so, daß ohne die politi­
sche Schirmherrschaft und wirtschaft­
liche Förderung durch die Großmächte 
Kriege kaum beginnen, jedenfalls aber 
nicht dauern könnten.

Sylvia-Yvonne Kaufmann merkt aller­
dings auch an, daß gerade von den 
Nachbarländern, die sich durch das 
große neue Deutschland bedroht 
fühlen, Bestrebungen ausgehen, die 
BRD durch Einbindung in internatio­
nale Institutionen gleichsam zu ent­
schärfen.

Es wäre in der Tat ein verlockender 
Gedanke, den deutschen Staat unter 
Mithilfe der Weltgesellschaft zu zivili­
sieren. Aber die realen Verhältnisse sind 
nicht so, es zeigt sich beinahe täglich, 
daß die BRD ihre Sache im Bündnis mit 
den großen Mächten des Westen und ge­
stützt auf die internationalen Institu­
tionen vertritt.

So meldet zum Beispiel die SZ vom 11. 
/12. November anläßlich des Kohl-Be­
suchs in China unter Berufung auf In­
formationen aus der US-Botschaft, auf 
der Wunschliste der Chinesen stünden 
zum Beispiel die Cockpitelektronik des 
neuen Eurofighter, deutsche Raketen­
lenksysteme sowie dieselgetriebene U- 
•Boote.

Was macht der BRD-Staat aus dem 
Souveränitätszuwachs nach dem An­
schluß? Wichtiger Fesseln für den Rü­
stungsexport ledig, spielt man damit, 
die Nachbarn der GUS-Länder gegenü­
ber der veraltenden sowjetrussischen 
Rüstung überlegen zu rüsten. (maf) 

dem Weltwirtschaftlichen Selbstbe­
hauptungsinteresse Westeuropas und 
Deutschlands, wie es Joschka in seinem 
von der Presse sogenannten Wirt­
schaftspapier beschreibt?

Was bleibt angesichts der realen Ent­
scheidungsmechanismen überhauopt 
von einem moralisierenden Interventi­
onsansatz übrig? Die Führungsmacht 
von NATO, G-7 und Sicherheitsrat hat 
für den Hausgebrauch ihrer eigenen, 
höchst realen Kriterien für einen Mi­
litärschlag entwickelt: Er muß trotz 
Haushaltsdefiziten finanzierbar sein, 
die anderen Westpartner müssen mit­
machen, der Sieg muß sicher und die 
ganze Operation mehrheitsfähig sein, 
sprich die Wiederwahlchancen des Prä­
sidenten erhöhen. Dieser Pragmatis­
mus steht in bemerkenswertem Gegen­
satz zum Moralismus grüner Interven­
tionistinnen (einen ähnlichen Rat zum 
„Pragmatismus“ gibt Joffe der Bundes­
regierung). Sollen Grüne den USA 
stattdessen raten, das Trauma des ver­
lorenen Vietnamkrieges, das immer 
noch wirksam ist, zu verdrängen und 

zurückzukehren zur Doktrin des ehe­
maligen Präsidenten Woodrow Wilson? 
Der forderte zu Beginn des Jahrhun­
derts, die USA müßten überall auf der 
Welt ohne Rücksicht auf pragmatische 
Überlegungen die Werte des freien We­
stens und die Menschenrechte durch­
kämpfen. Er forderte damals in seiner 
Doktrin, die bis heute eine ideologische 
Grundlage der us-amerikanischen 
Außenpolitik ist:

„Wir sind auf keinen Wettbewerb im 
Handel und ebensowenig auf eine an­
dere friedliche Errungenschaft eifer­
süchtig. Wir wollen unser eigenes Leben 
nach unserem Willen leben, wir wollen 
aber auch andere leben lassen. Wir sind 
die aufrichtigen Freunde aller Völker 
der Welt, weil wir niemanden bedrohen, 
Niemandes Besitz begehren und Nie­
manden vernichten wollen.“

Das klingt nach grüner Selbstbe­
schränkung. Doch dieser Humanismus 
ist mit einem Staat verknüpft, der nur 
durch den Völkermord an den norda­
merikanischen Indianern hatte entste­
hen können. Mehr noch: wie die heuti­
gen grünen Interventionistinnen leitet 
Wilson aus dieser Haltung eine weltwei­
te Verpflichtung ab:

„Wir bestehen auf Sicherheit in der 
Verfolgung unserer selbstgewählten 
Richtlinien staatlicher Entwicklung. 
Wir tun mehr als das: Wir fordern sie 
auch für andere. Wir beschränken unse­
re Begeisterung für persönliche Freiheit 
und eine freie staatliche Entwicklung

Die PDS ist eine pazifistische
Partei Von Sylvia-Yvonne Kaufmann
Mit dem „Problem-Papier“ aus unserer 
Bundestagsgruppe wurde eine Diskus­
sion über Internationalismus ausgelöst. 
Dabei geht es nicht um Abstraktes, son­
dern darum, wie sich die PDS ange­
sichts der 1994 weltweit 40 Kriege und 
27 Millionen Flüchtlinge und der rasan­
ten Militarisierung von Politik und Ge­
sellschaft zu den sich daraus ergeben­
den aktuen Fragen der Friedens- und 
Sicherheitspölitik positionieren muß.

Politisches Gewicht erhält die PDS- 
Positionsbestimmung dadurch, daß 
sich durch sie ihr Profil als sozialistische 
Partei ausprägt, daß auch davon ihre 
bundesweite Akzeptanz abhängt.

Die im Forum der Neuen Europäi­
schen Linken vertretenen Parteien wa­
ren sich bei ihrem jüngsten Treffen in 
Delphi einig, daß die 1996 beginnende 
Maastricht-Revisionskonferenz ein Po­
litikschwerpunkt sein wird und ihnen al­
ternative Antworten auf komplizierte 
außen- und sicherheitspolitische Fra­
gen abverlangt werden. Mit Blick auf 
Maastricht II stellt sich das Problem der 
Vergemeinschaftung von Innen-, 
Außen- und Verteidigungspolitik, d.h. 
der Übertragung von nationalstaatli­
cher Souveränität an die internationale 
Institution EU. Befürworter meinen, 
Deutschland könne dadurch fester ein­
gebunden werden und seinen Groß­
machtambitionen Grenzen gesetzt wer-
den. Das ist ein gewichtiges Ar­
gument. Die Einbindung der 
BRD ist stabilitätssichemd. 
Nur: die Bundesregierung tritt 
am eifrigsten für die Verge-. 
meinschaftung dieser Poli­
tikbereiche ein, Großbritanni­
en lehnt sie ab und Paris hat die 
EU damit konfrontiert, seine 

nicht auf Zufälligkeiten und die Bewe­
gungen der Geschehnisse, die uns selbst 
berühren. Wir empfinden sie vielmehr 
überall da, wo ein Volk auf diesen 
schwierigen Pfadender Unabhängigkeit 
und des Rechts zu wandeln sucht.“

Wenn sich diese Sätze auf den ersten 
Blick auch harmlos ausnehmen, so bil­
deten sie faktisch die Begründung für ei­
nen weltweiten amerikanischen Inter­
ventionismus, wie Henry Kissinger in 
seinem Kommentar dazu ausführt:

„Fortan hatte Amerika eine Art Frei­
brief, sich im Ausland einzumischen. > 
Welch ungewöhnlicher Einfall, aus der 
Warnung vor Einflußnahme im Ausland 
eine Rechtfertigung weltweiter Inter­
ventionen abzuleiten! Welch Paradox, 
eine Neutralitätsphilosophie zu ersin­
nen, die eine Verwicklung in Kriege un- - 
abwendbar machte!“

Uind welch verblüffende Ähnlichkeit 
mit den Denkfiguren der heutigen grü- 

x nen Interventionsfreundinnen.
Spätere Präsidenten wiesen diese 

„Kreuzzugs“-Mentalität (Kissinger) 
zwar zurück, bedienten sich bei der Ver­
folgung des nationalen Interesses aber 
fleißig der Wilsonschen Menschen­
rechtsrhetorik, um ihre eigentlichen 
Absichten zu verschleiern.
aus: Kerstin Müller, Claudia Roth, Jürgen Trit­
tin, Ludger Vollmer: Wohin führt die Forderung 
nach einer militärischen Interventionspflicht 
gegen Völkermord? Ein offener Brief an die 
Mitglieder von Bündnis 90 / Die Grünen. Bonn, 
den 31. Oktober 1995

Atomstreitmacht zu „europäisieren“.
Knackpunkt im „Problem-Papier“ ist 

die Frage, ob es u.a. unter Bedindgun- 
gen einer reformierten UNO denkbar 
sein, Frieden auch militärisch wieder­
herzustellen. Diese Frage ist nicht neu 
für mich. Sie tauchte z.B. 1993 in einem 
Diskussionspapier eines Mitglieds der 
AG FIP auf. Es heißt dort, daß nach Ka­
pitel VII der UN-Charta „zulässige Waf­
fengewalt“ der UNO „aus linker Sicht 
äußerst kritisch beurteilt werden“ müs­
se, „aber nicht ein für allemal abgelehnt 
werden“ könne.

Ich bleibe dabei, die aufgeworfene 
Frage mit „nein“ zu beantworten. Wir 
sprachen uns dafür aus, daß die PDS als 
linke sozialistische Partei eine Anti-
kriegs- und pazifistische Partei sein soll. 
Frieden kann heute mit schärfsten öko­
nomischen Sanktionen erzwungen wer­
den. So, wie wir uns in der Innenpolitik 
zu ausschließlich demokratischen Mit­
teln bekennen, müssen wir internatio­
nal beim Gewaltverzicht bleiben. Das 
wirft Fragen auf, z.B. wie wir uns zu Be­
freiungskämpfen stellen. Ich denke, wir 
sind solidarisch gegenüber Völkern oder 
Minderheiten, die sich gegen Aggressi- - 
on oder Unterdrückung wehren, beken­
nen uns aber als Partei für freidliche 
Wege zur Konfliktlösung.
aus: Neues Deutschland, 14. November 1995



„Eine Leiche im 
Landwehrkanal“
Die Ermordung der Rosa L. 
Ein Buch von Klaus Gietinger

„Der Fall Luxemburg/Liebknecht war 
sozusagen der Sündenfall, ,in dem Mör­
der mordeten und wußten, die Gerichte 
versagen'“

1919 wurde ausgerechnet ein Militärge­
richt der Garde-Kavallerie-Schützen- 
Division (GKSD) mit dem Prozeß be­
traut, jener Division, der die Mörder an­
gehörten. In der Folgezeit „konnte die 
Militärjustiz Fakten vertuschen und 
konnten sich in einer gigantischen juri­
stischen Monokausalkette von über 
öOjähriger Länge die jeweils nachfol­
genden Juristen auf das scheinbar logi- 
sehe und gesetzliche Handeln ihrer Vor­
gänger berufen. Wobei der Camouflage­
prozeß vor dem Kriegsgericht der 
GKSD immer den Ausgangspunkt bil­
dete...“

So leitet Autor Klaus Gietinger sein 
Buch „Eine Leiche im Landwehrkanal - 
Die Ermordung der Rosa L “ ein, das in 
diesem Jahr im Verlag 1900 Berlin ver­
öffentlicht wurde. Ursprünglich wollte 
der Soziologe, Drehbuchautor und Re­
gisseur einen Film machen:

„Als im Januar 1989 der Süddeutsche 
Rundfunk über sich selbst hinauswuchs 
und anläßlich des 70. Todestages von 
Rosa Luxemburg das Femsehspiel von 
Dieter Ertel aus dem Jahr 1969 über ihre 
Ermordung - trotz eines gerichtlichen 
Verbotes aus dem Jahr 1971 - wieder­
holte, saß auch ich vor dem Fernseher.

Ich fand nicht nur das Femsehspiel 
spannend, sondern auch die Geschich- 

* te seines Verbotes. Ich beschloß, darü­
ber selbst einen Film zu machen, und 
begann zu recherchieren.

Diese Recherchen führten mich im­
mer weiter zurück... Ich befragte Zeit­
zeugen und fertigte ein Drehbuch. Doch 
das wollte keiner mehr haben ... Ein 
ZDF-Redakteur gar eröffnete mir, er 
werde sich doch nicht darauf einlassen, 
ein Urteil eines deutschen Gerichtes in 

Hetzblatt gegen Luxwemburg und Liebknecht (ihre Namen stehen 
jeweils auf dem Landenschurz).

Der Text unten lautet: „Wie das Wappen, so wird auch der 
Wahlspruch Suum cuique - Jedem das seine - geändert wer­
den. Man schwankt noch zwischen dem gemäßigten „Nimm 

c dir wat, so haste wat“ und dem schärferen „Dat Jeld oder dat 
Leben".

einem Femsehspiel anzuzweifeln... Da 
saß ich nun mit meinem Material und 
wollte es nicht herumliegen lassen. Viel­
leicht würde sich die Gelegenheit bie­
ten, einen Aufsatz darüber zu schreiben. 
Mit dieser vagen Hoffnung recherchier­
te ich weiter.

Doch inzwischen hatte mich das Fie­
ber des Kriminalisten gepackt. Ich kam 
nicht mehr los von diesem Mord. Ich 
wollte - wie schon andere vor mir - letzt- 
liche Klarheit über die Umstände der 
Tat haben. Also folgte ich denen, die 
Licht ins Dunkel gebracht hatten, und 
wühlte mich durch Akten, durch die' 
sich schon Leo Jogiches, Paul Levi, 
Berthold Jacob, Josef Bornstein, Dieter 
Ertel und Heinrich Hannover gewühlt 
hatten, uni nur die wichtigsten zu nen­
nen. Ich trug alles zusammen, was bis­
her nur zum Teil oder gar nicht veröf­
fentlicht worden war. Auch die Öffnung 
der DDR-Archive und die Vorarbeit der 
dortigen Historiker erwiesen sich als - 
sehr nützlich.

Doch dann bekam ich Material zu Ge-. 
sicht, das keiner vor mir hatte durch­
forsten können. Der Zufall kam mir da­
bei zu Hilfe, denn eigentlich ist dieses 
Material noch bis zum Jahr 1999 ge­
sperrt...“ (Aus dem Vorwort von Klaus 
Gietinger)

Unter anderem wurde K.G. fündig im 
Bundesarchiv-Militärarchiv. Dortbefin- 
det sich der Haupt-Nachlaß von Walde­
mar Pabst - dem Mann, der als 1. Gene­
ralstabsoffizier und faktischer Kom­
mandeur der GKSD einem ausgesuch­
ten Teil des ihm unterstellten Marine- 
Eskadrons (geleitet von Pflugk-Hart- 
tung) den Mordbefehl erteilt hat. Karl 
Liebknecht sollte ganz offiziell „auf der 
Flucht“ erschossen werden; für die geh­
behinderte Rosa Luxemburg mußte ein 
anderer Weg gewählt werden. Pabst ent­
schloß sich, sie „aus einer aufgebrach­
ten Menge heraus von Unbekannt“ er-

schießen ’ zu lassen. Der 
große Unbekannte, wie er 
lange Zeit in den einschlägi­
gen Gerichtsprozessen ge­
nannt wurde, war Leutnant 
Souchon. Er war auf das 
Trittbrett des Wagens ge­
sprungen, in dem Rosa Lu­
xemburg saß, und schoß ihr 
quer durch die Schädel­
decke.*)

Als Dieter Ertel das und 
vieles mehr rausbekommen 
hatte und in sein Femseh­
spiel aufhehmen wollte, ge­
schahen merkwürdige Din­
ge. Der des Mordes bezich­
tigte Herr Souchon trat 
plötzlich - 50 Jahre nach sei­
ner Tat - als Ankläger vor 
dem Landgericht Stuttgart 
auf, und der, der seine Tat 
aufgedeckt hattte, saß auf 
der Anklagebank. Das war 
1969.

K.G. studiert u.a. die 
1500seitige Dokumentation 
der Vor- und Nachgeschich­
te des Verfahrens Souchon 
gegen den Süddeutschen 
Rundfunk und Dieter Ertel 
(1966-1976) und muß dabei 
immer wieder zurückkehren 
in die juristische Behänd-' 
lung des Mordkomplotts 
von 1919 an. Er rollt das

Rosa Luxemburg (1871-1919).

Kan Liebknecht (1871-1919).

bruchlose Ineinander-übergehen von 
Militärjustiz - „Kameradengericht“ - 
und gut bürgerlicher Klassenjustiz auf:

Zum Beispiel an der Person des 
Kriegsgerichtsrates Joms, dessen erste 
Amtshandlung die Freilassung der 
Hauptverdächtigen Vogel und Pflugk- 
Harttung 1919 war, der 1931 Vertreter 
der Anklage gegen Carl von Ossietzky 
war und dessen Urteile am Freisler- 
Volksgerichtshof noch 1993 von Alexan­
der v. Stahl bis aufs Messer verteidigt 
wurden..., .

Zum Beispiel an der Person des spä­
teren Spionagechefs Hitlers, Wilhelm 
Canans. Der war 1919 schon ein Freund 
Pabsts und Pflugk-Harttungs und: als 
Richter (!) für den Prozeß 1919 be­
stimmt. Später beim dritten Joms-Pro- 
zeß verhalf Richter Canaris dem Ange­
klagten zur Flucht und besorgte ihm 
dafür die falschen Papiere ...

K.G. schließt den Inhalts-Teil seines 
Buches mit dem Satz:

„... die Führer der SPD hatten über­
sehen, daß mit dem Leichnam Rosa Lu­
xemburgs auch schon die Weimarer Re­
publik im Landwehrkanal untergegan­
gen war.“

Das Buch ist sehr sorgfältig gemacht. 
Der Inhalts-Teil des Buches ist mit 340 
Quellenangabe^ versehen, der Anhang 
bietet die Lebensläufe der Beteiligten 
des Mordkomplotts bis in die jüngste 
Zeitgeschichte hinein und bisher nicht 
veröffentlichte Korrespondenzen und 
Protokolle von Gesprächen von und mit 
Waldemar Pabst. Alle Dokumente, die 
Klaus Gietinger verwendet, sind nach­
prüfbar. Brigitte Zuber
Verlag 1900 Berlin, Goßlerstr. 27a, 14195 Berlin, 
ISBN 3-930278-02-2,190 Selten, 29,80 DM
♦) Der Kolbenschlag auf den Schädel durch 
den Husar Runge kurz vorher war weder vor­
gesehen durch Pabst, noch war es der tödliche 
Schlag, wie dies verschiedentlich noch ver­
breitet wird.
Diese Buchvorstellung erhielten wir von der 
Redaktion der „Kommunistischen Arbeiterzei­
tung“ (KAZ), in der sie zeitgleich erscheint.
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KONKRETE 
ARGE bei der DEMOKRATIE 
PDS SOZIALE 
___BEFREIUNG

PDS ThüTingßiu Leitaiitrag KoinmimalpQlitik

Bürgerbewegte Kommunen - das Fundament 
für den Lebensort Deutschland
1. Der Platz der Kommunen im 

Gesellschaftssystem der BRD
Die Kommunen sind Brennpunkt der sozialen, ökolo­
gischen, wirtschaftlichen und kulturellen Problemla­
gen in der BRD. Sie tragen höchsten Anteil der daher 
rührenden Lasten, ohne nennenswerten Einfluß auf 
die Rahmenbedingungen der Umstände zu haben, die 
sie selbstbestimmt verwalten sollen.

Aufgrund des gesetzten juristischen und finanziellen 
Rahmens bestehen auf kommunaler Ebene nur gerin­
ge Gestaltungsmöglichkeiten. Ca. 80 Prozent der kom­
munalen Aufgaben wrden auf Landes- und Bundese­
bene bestimmt. Für freiwillige Selbstverwaltungsauf­
gaben stehen kaum noch personelle und finanzielle 
Mittel zur Verfügung.

Auf zentraler Ebene versuchte Lösungen entbehren 
oft der Problemnähe und damit genügender Sach­
kenntnis und Betroffenheit.

Das konkrete Leben jeder Gesellschaft findet in 
Städten und Gemeinden statt. Bürgerinnen und Bür­
ger erleben Staat in erster Linie in den Kommunen. 
Hier zeigt sich letztlich, ob kulturelle und ökologische, 
ob soziale und wirtschaftliche Entwicklungsmöglich­
keiten erweitert oder vernichtet werden.

Die tiefe gsellschaftliche Krise, in der sich die Bun­
desrepublik Deutschland befindet, wird immer deut­
licher auf die Kommunen abgewälzt, die Lebensfähig­
keit von Kommunen erheblich eingeschränkt. Die 
Möglichkeiten und Bedingungen für Kommunalpoli- 
tikschwinden zunehmend. Demokratieabbau, Abwäl­
zung sozialer Aufgaben der Gesellschaft auf die Kom­
munen, Zerstörung der Alltagskultur, Verhinderung 
kommunaler Selbstverwaltung - die Gesellschaft sägt 
sich den Ast ab, auf dem sie sitzt.

Deshalb besteht nicht nur eine der Grundfragen der 
weiteren Ausgestaltung der Demokratie in der BRD 
darin, die Tendenz der Entmündigung kommunaler 
Entscheidungsträger durch die Bundes- und Landes­
ebene zu stoppen und die realen rechtlichen und fi­
nanziellen Handlungsspielräume der kommunalen 
Vertretungskörperschaften wesentlich zu erweitern.

Aufgrund der gegebenen politischen Praxis ist Kom- 
I munalpolitik ihrer Natur nach Oppositionspolitik ge­

gen die auf Demokratie- und Sozialabbau gerichtete 
Bundes- und Landespolitik. Es geht also um die Ver­
änderung der Bedingungen für Kommunalpolitik.
Nur aus den Kommunen kann die Überwindung der 

Parteienkonkurrenz durch zeitlich und sachlich be­
grenzte, genau fixierte Projekte zur gesellschaftlichen 
Umgestaltung in Richtung auf eine nachhaltige Ent­
wicklung erwachsen. Nur dort gibt es die Chance ei­
ner gesellschaftlichen Erprobung neuer Lebensfor­
men. Sie können die Kerne einer kleinräumigeren, re- 

' gional weitgehend geschlossenen, dabei vernetzungs­
öd kooperationsfähigen Reproduktion werden. Nur 
solche lebensfähigen, flexiblen Sozialräume können 
die notwendigen Gegengewichte zu den zentralisti­
schen Strukturen aller wesentlichen Gesellschaftsbe- 

’ reiche abgeben.
I

2. Platz der Kommunalpolitik in 
der Gesamtpolitik der PDS

j Die Kommunen befinden sich objektiv betrachtet im­
mer mehr in einer Oppositionsrolle gegenüber Land 

•öd Bund. Schon jetzt kommen auch von Kommu- 
’mipolitikern aus CDU und SPD Kritiken hinsichtlich 

; der faktischen Unmöglichkeit kommunaler Selbstver­
waltung. Hinzu kommt, daß in den Städten und Ge­
meinden auch Kräfte außerhalb der Parteien berück­
sichtigt werden müssen (Bürgerinitiativen, Kultur­
öd Sportvereine, Eltemvertretungen usw. usf.). In 
dieser Hinsicht ist der Wirkungsspielraum der PDS auf 
kommunaler Ebene von vornherein günstiger als auf 
Landes- bzw. Bundesebene.

Dem Beschluß der 2. Tagung des 3. Landes­
parteitags der PDS in Thüringen lag die Ab­
sicht zugrunde, das Thema Kommunalpoli­
tik nicht in Scheinaltemativen zu behandeln. Sol­

che lagen im Vorfeld nach dem Bundesparteitag und 
dem Streit um die Tagesordnung der 2. Tagung ja 
genügend in der Luft: Ideologiestreit oder prakti­
sche Politik im Interesse der Menschen bzw. Aus­
weichen vor der notwendigen Strategiedebatte. Der 
die Thüringer be- und einschwörende Beitrag von 
Gregor Gysi in Erfurt oder die Rezeption des Lan­
desparteitags durch Herrn Liebers im ND zeigen, 
daß solche Sichten immer noch aktuell sind. Der 
Thüringer Landesparteitag hatte aber schon im Ja­
nuar 1995 vor dem Bundesparteitag festgelegt, ein 
Programm alternativer Kommunalpolitik als Teil ei­
ner langangelegten politischen Strategie zu entwer­
fen.

So waren dem am 2. Dezember in Erfurt zur Dis­
kussion stehenden Antrag von seinen Müttern und 
Vätern eine Reihe grundsätzlicher politischer Über­
legungen eingeschrieben worden: Grundzüge einer 
Demokratisierung der geltenden Thüringer Kom­
munalordnung, Widerstandsformen gegen die Ver­
fälschungkommunaler Selbstverwaltungin ein Aus­
führungsorgan von Bundes- und Landespolitik, Ver­
längerung des Föderalsystems des GG bis in die 
Kommunen, Verteidigung und Umnutzung kommu­
nalen Eigentums, Neuordnung der Mittelverteilung 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen als Teil ei­
ner PDS-Initiative zur Steuerreform, eine Prioritä­
tenliste der PDS angesichts der Finanzmisere der 
öffentlichen Hand.

All das hing zusammen mit einer weiteren Ausar­
beitung des in Thüringen seit langem verfolgten 
Konzepts einer Veränderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse durch fortgesetzte Interventionen von 
unten. Ein solches Konzept setzt auf die Begrenzt­
heit wechselnder sozialer Akteursgruppen (statt ei­
nes vorherbestimmten auserwählten „Subjekts der 
Geschichte“), auf die inhaltliche Begrenzung, ja Be­
schränktheit solcher „Eingriffe“ und ihre vorher 
nicht absehbaren Fern- und Nebenwirkungen (statt 
der Systemüberwindung), auf kulturell-soziale Ent­
wicklungen in der Lebensweise verschiedenster 
Menschengruppen und ihr emanzipatorisches Po­
tential als „Baumaterial“ und „Konstruktionsmu­
ster“ gesellschaftlicher Umgestalten, auf Bewegun­
gen und Zusammenschlüsse von Bürgerinnen und 
Bürgern als Impulse, Korrektiv und Lebensspender 
für etablierte Parteiensysteme, auf Entwicklung un­
ten (statt Revolution von oben). So sahen sie Kom­

Für die PDS ist der unmittelbare Kontakt zu den 
Menschen wesentliche Grundlage ihrer Politik. Sie 
benötigt deshalb möglichst viele Kenntnisse über de­
ren Fragen und Ansichten, Forderungen und wünsche. 
Mit dem fortschreitenden Mißtrauen in die „große Po­
litik“ und dem damit verbundenen Rückzug großer 
Bevölkerungsgruppen aus den politischen Parteien 
und Institutionen gewinnen Aktivitäten kommunaler 
Politiker an Bedeutung. Die PDS tritt konsequent für 
die sozialen Interessen und demokratischen Rechte 
der Menschen ein. Sie widersetzt sich dem Diktat der 
sogenannten Sachzwänge, wenn diese im Gegensatz 
zu den sozialen Interessen und demokratischen Rech­
ten stehen. Sie kann daher einerseits alternative Kon­
zepte unterbreiten, ohne auf „Oben“ Rücksicht neh­
men zu müssen. Andererseits ist sie in der Lage, sol­
che Alternativen über die kommunale Ebene direkt an 
den Meinungen der Menschen sowie an den objekti­
ven Wirkungen zu überprüfen. Beides trägt dazu bei, 
daß PDS-Politik weiteren Realitätsgewinn erzielt. 
Kommunalpolitik fungiert als Meßlatte für das nach­
vollziehbare Agieren von Parteien. Wer die gsell- 

munalpolitik nicht einfach pragmatisch als das Feld, 
auf dem sich die PDS die besten Chancen ausrech­
net, sondern als das wichtigste Feld für Initiative, 
Ideenreichtum, soziale Phantasie, parteiüber­
schreitende Kommunikation und Kooperation, als 
den Ort, wo sie quicklebendig sein muß und kann.

Die vielen Veränderungsanträge, die vor dem und 
während des Parteitages eingingen, machten dies 
Anliegen nicht gerade deutlicher. Dazu drängten zu 
viele praktische Bedürfnisse hinzu, ganze Felder 
kommunaler Aktivität suchten ihren Platz, neue An­
strengungen im Kampf um Arbeitsplätze verdräng­
ten alte Formeln, brennende Nöte der Kommunen 
und ihrer Bewohnerinnen und Bewohner („Alt­
schulden“, Kommunalabgaben, Mieterschutz oder 
Haushaltssperren) heischten einen Standpunkt der 
PDS.

Dennoch, oder gerade deshalb? Kam es in drei 
grundsätzlichen Fragen zu alternativen Abstim­
mungen: ob der Antrag auf einen - sicher nicht aus­
gereiften - umweltpolitischen Teil verzichten kön­
ne, ob die Kommunen als Ort der Veränderung der 
Lebensweise einen solchen zentralen Platz zuge­
wiesen bekommen sollten und ob die Kommunen 
auch Kerne eines wirtschaftspolitischen Umbaus 
sein könnten. War die erste durch einen ultimativen 
Antrag der AG Umwelt (entweder grundsätzliche 
ökologische Neufassung oder Verzicht auf ein spezi­
fisches „Feld“) ausgelöst, so zielten Anträge sowie 
der AG Wirtschaft auf die Streichung solcher „Orts­
bestimmungen“, weil sie die Rolle der Kommunen 
überbewerteten; dort könne nur jener Druck er­
zeugt werden, den eine Veränderung im „gesell­
schaftlichen Maßstab“ zweifellos brauche.

In allen drei Fällen gab es bei starker Unterstüt­
zung für die Antragstellenden klare Mehrheitsent­
scheidungen für das im Entwurf entwickelte Kon­
zept. Bemerkenswert, daß es jedesmal nicht um die 
ungleiche Rolle von Leitantrag und Änderungsan­
trägen ging, sondern um deutlich ausgesprochene 
politische Kontroversen. Die Abstimmungen zeigen 
daher nicht nur an, was mehrheitsfähig war, sondern 
auch, wo weitere politische Verständigung ge­
wünscht und notwendig ist.

Eine im Vorfeld erkennbare Altemativabstim- 
mung (ob und in welcher Form antimilitaristische 
Arbeit der PDS auch ihr kommunalpolitisches Pro­
fil prägen solle, wie das in mehreren Thüringer Städ­
ten bereits praktiziert wird), „erledigte“ sich durch 
die Annahme eines grundsätzlichen Antrags zur an­
timilitaristischen Position der PDS.

Dieter Strützel

schaftlichen Verhältnisse in Deutschland von unten 
verändern will, wer davon ausgeht, daß nur so Mehr­
heiten für Veränderungen zustande kommen, der muß 
die besondere Bedeutung der Kommunalpolitik für 
die PDS in Rechnung stellen.

Die Konkurrenz der Kommunen verführt zu egoisti­
schen Alleingängen. Kommunale Selbstverwaltung 
kann und muß in kommunaler Kooperation entwickelt 
und durchgesetzt werden. Die PDS muß hier mithel­
fen, daß die kommunalen Spitzenverbände zu wir­
kungsvollen Interessenvertretern der Kommunen 
werden.

In den Städten und Gemeinden gibt es für die PDS 
die weitaus meisten Kontakte zu anderen Parteien, In­
itiativen, Vereinen und Verbänden. Diese sind oft im 
Gegensatz zu ihren Zentralen zu sachlicher Zusam­
menarbeit mit der PDS bereit^

In den kommunalen Fraktionen arbeiten eine ganze 
Reihe von Genossinenn und Genossen sowie Sympa­
thisantinnen und Sympathisanten mit spezifischen 
Fähigkeiten und einer hohen Sachkompetenz. Dies 
strahlt auf die Partei insgesamt sowie auf ihr Ansehen 



in der Öffentlichkeit aus.
Die PDS Thüringen unternimmt verstärkte An­

strengungen zur Weiterbildung von Kommunalpoliti­
kern und deren Einbeziehung in die Arbeit des Lan­
desvorstands. Ausschlaggebend für eine erfolgreiche 
PDS-Kommunalpolitik ist die Gewinnung von fähigen 
und bei der Bevölkerung geachteten Menschen als 
Kandidaten für die Kreistage, Stadträte und Gemein­
deräte, Bürgermeister und Landräte.

Die Anzahl der Stadt- und Gemeinderäte, in denen 
die PDS vertreten ist, ist in Thüringen gegenüber den 
anderen neuen Bundesländern mit ca. 20% gegenwär­
tig einfach zu niedrig. Der Landesverband schafft, 1996 
beginnend, die Voraussetzungen, um diesen Zustand 
1999 zu verändern.

3. Bundes- und landespolitische 
Voraussetzungen für tatsächliche 
kommunale Selbstverwaltung

Schon jetzt bildet sich in einer Reihe von Gemeinden 
parteiübergreifend Übereinstimmung heraus, daß für 
tatsächliche kommunale Selbstverwaltung folgende 
Forderungen erfüllt werden müssen:
- Neuordnung des gesamten rechtlichen Rahmens 

für die finanzielle Ausstattung der Kommunen, um 
diese hinreichend auszustatten und um die finanziel­
le Haftung des Gesetzgebers für die den Kommunen 
aufgebürdeten Aufgaben und deren Folgen herzustel­
len. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die 
15 Forderungen der PDS-Bürgermeisterkonferenz, die 
wir nachdrücklich unterstützen.
- Ausdehnung der Rechte der Kommunen, unter an­

derem durch weitere- Ausgestaltung.des Satzungs­
rechts und Einschränkung der Gesetzes- und Verord­
nungsvorbehalte.
- Neufassung der gesetzlichen Grundlagen öffentli­

cher Vergabe von Lieferungen und Leistungen,
- Mitspracherecht bei der inhaltlichen Ausgestal­

tung der Schulentwicklung.
Darüber hinaus setzt sich die PDS Thüringen dafür 

ein, •
- das Föderalprinzip als wesentliches Element der 

Demokratisierung bis hinunter zu den Kommunen 
auszubauen,
- alle Formen der direkten Demokratie voll auszu­

schöpfen,
- die Vorrangstellung der gewählten Kommunalver­

tretungen als oberstes Willensbildungs- und Be­
schlußorgan zu gewährleisten,
- die kommunalen Zweckverbände durch Erweite­

rung der Einflußmöglichkeiten der Kommunalvertre­
tungen zu demokratisieren,
- die Transparenz kommunaler Entscheidungspro­

zesse zu erhöhen,.
- die Kontrollrechte gegenüber den Kommunalver­

waltungen sowie allen Organisationsformen der kom­
munalen Gemeinschaftsarbeit (Arbeitsgemeinschaf­
ten, Zweckverbände) zuerweitem,
-‘das allgemeine kommunale Ausländerwahlrecht 

einzuführen,
- ds allgemeine kommunale Wahlrecht ab 16 Jahren 

einzuführen.
Die politische Auseinandersetzung zu diesen Forde­

rungen muß in eine Initiative zur Novellierung des 
Thüringer Kommunalrechts (Thüringer Kommunal­
ordnung, Kommunalwahlrecht und kommunale Sat­
zungen) münden.

4. Vorhandene Spielräume 
voll nutzen

Trotz vieler Fortschritte ist davon auszugehen, daß die 
PDS Thüringens noch lange nicht alle Möglichkeiten 
nutzt, die über das Agieren in den und um die kom­
munalen Vertretungskörperschaften gegeben sind.

Dazu zählt, daß
- unterschiedliche Standpunkte bekanntgemacht 

werden, um eine Öffentlichkeit für Politik zu schaffen,
- PDS-Mandatsträger in Verbänden, Vereinen und 

Initiativen auftreten,
- die Rechte von Beiräten, die Möglichkeiten zur An­

hörung von Sachverständigen, die Rechenschafts­
pflicht von Bürgermeistern, Landräten und Mitglie­
dern der Zweckverbände ausgeschöpft werden,

- wesentlich stärker mit eigenen Anträgen gearbei­
tet und nicht die Tagesordnungen von Landrat oder 
Bürgermeister abgewartet wird. Das gilt insbesonde­
re im Zusammenhang mit Haushaltsfragen, mit der 
Entwicklung eigener alternativer Lösungsvorschläge, 
für die Erarbeitung eines öffentlich geförderten Be­
schäftigungssektors, für die Festlegung von Bele­
gungsbindung für Wohnungen kommunaler Woh­
nungsgesellschaften, mit Entschließungen zur Lan­
des- und Bundespolitik.

Der Landesverband tritt dafür ein, daß die Gemein­
degebietsreform nicht als Zwangsreform beendet 
wird.

Die PDS-Fraktion im Thüringer Landtag wird ge­
meinsam mit kommunalen Abgeordneten Vorschläge 
zur Gemeindegebietsreform einbringen, die den re­
gionalen Gegebenheiten und den Forderungen von 
Bürgerinnen und Bürgern entsprechen und die der 
Bildung von Mammutgemeinden bzw. -Verwaltungs­
gemeinschaften entgegenwirken.

In den betroffenen Gebieten organisiert die PDS in 
enger Zusammenarbeit von Vorständen und Abge­
ordneten Widerstand. Sie unterstützt die entspre­
chenden Bürgerinitiativen.

Gemessen an> unseren programmatischen An­
sprüchen bestehen erhebliche Defizite in den Fragen 
von kommunaler Umweltpolitik, Kultur-, Jugend-, Se­
niorenpolitik und Wirkung der PDS als Antikriegs­
partei in den Kommunen.

Umwelt: Die Kommunalpolitik muß als ständigen Be­
standteil und Ziel die Erhaltung und den Schutz der 
natürlichen Lebensräume von Mensch, Tier und Pflan­
zenwelt haben und die Lebensressourcen für künftige 
Generationen schützen. Alle politischen Entschei­
dungen sind dahingehend zu überprüfen.
Stichworte für besonders dringliche Anliegen sind:
- die Verhinderung weiterer Flächenversiegelung,
- die Gewinnung alternativer/regenerativer Energien,
- Verkehrsvermeidung, ÖPNV-Förderung,
- Abfallvermeidungskonzepte,
- Anwendung wassersparender Technologien, Erhal­
tung der Grundwasserschichten, dezentrale Wasser- 
ver- und -entsorgung in den Regionen.

KuZfzzr: Finanzierung von Kultur muß als Pflichtaufga­
be akzeptiert werden, die entsprechende Ausstattung 
der kommunalen Haushalte durch Land und Bund 
muß gesichert sein.
Zu dieser Pflichtaufgabe gehören:
- die Vielfalt der kulturellen Angebote und Äußerun­
gen,
- alternative Kulturprojekte und Projekte kultureller 
Randgruppen,
- Achtung und Wahrung kultureller Leistungen der 
DDR,
- Erleichterung des Zugangs aller Bürger zu Wissen­
schaft und Kultur,
- finanzielle Förderung, Stützung und Unterstützung 
von Vereinen, Verbänden, von Verlagen, Theatern, Ga­
lerien, Kinos und Museen,
- Denkmalschutz im Sinne kultureller und histori­
scher Vielfalt und zur Förderung des Werterhalts von 
Denkmalen in allen Eigentumsformen,
win kulturelles Angeobt sowie die Förderung kultu­
reller Projekte in ländlichen Regionen und kleinen 
Städten,
- eine sorgfältige und verantwortungsbewußte Stadt­
entwicklungsplanung, die Bausubstanz erhält, Frei­
zeiträume und Grünflächen erweitert, Ortstypisches 
unangetastet läßt und Alt- bzw. Innenstädte nicht ent­
mischt oder gar entvölkert,
- zielstrebige und vielseitige Nutzung öffentlicher Ge­
bäude.
Während gegenwärtig von zentralen Stellen ange­
strebt wird, spektakuläre „Leuchtturmveranstaltun­
gen“ zu planen, drängen wir darauf, „Weimar 99“ als 
eine Chance zu nutzen, überlebensfähige Strukturen 
eines breiten kulturellen Wirkens in und um Weimar - 
mit seiner zwiespältigen Geschichte - zu schaffen. 
Dazu gehört auch, der Vernachlässigung des klassi­
schen Literaturerbes entgegenzutreten, wie sie in der 
Schließung des Schillermuseums zum Ausdruck 
kommt. Die Region im Wechsel und Austausch der eu­
ropäischen und außereuropäischen Kulturen - das 
muß Weg und Ziel des Kulturstadtgedankens sein.

Jugend: Es deutet sich an, daß aus Haushaltsgründen 
vorgenommene Einsparungen in den Kommunen be­
sonders zu Lasten der Mittel für Jugendarbeit vorge­
nommen werden. Dagegen wehrt sich die PDS und un­
tersetzt gleichzeitig ihre Forderungen nach mehr de­
mokratischen Rechten für Jugendliche. Sie setzt sich 
ein für:
- Erhalt und Schaffung von Jugendfreizeiteinrichtun­
gen, besonders von nichtkommerziellen Jugendhäu­
sern und deren Betreuung durch Sozialarbeiter/innen 
und Freizeitpädagogen/innen in festen Arbeitsver­
hältnissen,
- alternative Jugendobjekte,
- die Entbürokratisierung der Kinder- und Jugendar­
beit,
- ein umfassendes Angebot zum kulturellen und mul­
tikulturellen Erleben,
- die Einrichtung von Zufluchtsstätten für Kinder und 

Jugendliche, die Problemen und vor allem der Gewa 
in Elternhaus und Schule nicht gewachsen sind,
- die Förderung von Projekten zur Arbeit mit gewal 
bereiten und kriminell gefährdeten Jugendlichen ui 
deren Eltern,
- Kinder- und Jugendvertretungen, die eigene Bi 
Schlußentwürfe in die jeweiligen Räte einbringen köi 
nen und bei allen Entscheidungen, die Auswirkung! 
auf ihr künftiges Leben oder das nachfolgender Gi 
nerationen haben, gehört werden müssen.

Senioren: Altenplanung muß eine Pflichtaufgabe di 
Kommunen werden. Kommunalpolitik für den ältere 
Menschen heißt, die Voraussetzungen für ein Leben 
sozialer Sicherheit, den Erhalt der persönlichen Kon 
petenz und Würde zu schaffen. Dabei können selbst 
gewählte Seniorenvertretungen bei den Kommunä 
Parlamenten die Probleme der über 50jährigen Bürgt 
aufgreifen und in die Entscheidungsfindung einbezk 
hen. Maßstab ist eine bedarfsorientierte soziä 
Grundsicherung, die ein Abgleiten in Altersarmut vei 
hindert. Deshalb sind ausreichend seniorenfreundlc 
he Wohnungen, sozial in Ausstattung, Mietpreis ur 
Größe bereitzustellen. Eine seniorenfreundliche Ir 
frastruktur heißt auch, für Senioren erschwinglicl 
Fahrpreise zu sichern und Möglichkeiten für kulture1 
les Zusammensein einzurichten.

Antikriegspartei: In den Kommunen muß die PDS ä 
eine konsequente Antikriegspartei Profil entwickelr 
Sie unterstützt deshalb Vereine, Gruppen und Initk 
tiven, die sich mit Themen und Vorhaben zur Erhä 
tung sowie zur weiteren Ausgestaltung und Festigt 
des Friedens befassen. Dort, wo in Thüringen die Bur 
deswehr Einheiten stationiert hat oder über Lieger 
schäften verfügt, strebt die PDS die Entwicklung ur 
öffentliche Diskussion alternativer Vorstellungen ur 
Lösungen zur zivilen Nutzung solcher Objekte an. D 
PDS sieht eine ständige Aufgabe darin, Jugendliche 
die aus politischer, moralischer oder religiöser Übei 
zeugung den Kriegsdienst verweigern wollen, bei de 
Bewältigung ihrer Probleme zu helfen und die Fest.“ 
gung ihrer Haltung zu unterstützen. Sie lehnt korr 
munale Patenschaften mit Bundeswehreinheiten i 
und setzt sich dafür ein, daß militärische Demonstre 
tionen (Vereidigungen, Truppenschauen) nicht auf ö.' 
fentlichen Plätzen stattfinden.

5. Kommunen als 
Wirtschaftsobjekte

Weder das Problem der Massenarbeitslosigkeit ur 
der zu geringen industriellen Basis in Thüringen noc 
die notwendige ökologische Umgestaltung sind zu lö 
sen, wenn nicht die Kommunen eine zentrale Rolle al 
Wirtschaftssubjekte erhalten.

Deshalb setzt sich die PDS Thüringen ein für:
- einen starken öffentlich geförderten Beschäfti 

gungssektor in den Kommunen und die Kommunali 
sierung der Arbeitsförderung,
- die Entwicklung, Umgestaltung und Stabilisiere 

regionaler Wirtschaftskreisläufe und neuer wirt 
schaftlicher Potentiale in den Kommunen. Dabei leg 
sie besonderen Wert auf die Neugestaltung des länd 
liehen Raumes für alternative Wirtschafts- und Le 
benszusammenhänge,
- den Erhalt und die Mehrung des kommunalen Ver 

mögens und dessen langfristige Nutzung für Erhal 
und Schaffung von Arbeitsplätzen, für den Entschei 
dungsspielraum der Kommunen und die Überleitung 
zur nachhaltigen Entwicklung. Deshalb ist den Priva 
tisierungsbestrebungen entgegenzuwirken;
- kostenlose Überlassung der Flächen der Treu 

handnachfolgeeinrichtungen an die Kommunen,
- die Ausübungkommunaler Dienstleistungen durcl 

Kommunen und Landkreise.
Zur Stärkung eines öffentlich geförderten Beschäf 

tigungssektors in den Kommunen bringen die kom 
munalen Abgeordneten unter anderem Anträge ein:
- zur Beteiligung von Kommunen an Arbeitsförde 

rungs-, Beschäftigungs- und Strukturentwicklungs 
Gesellschaften (ABS),
- zur Vergabe öffentlicher Aufträge an Träger des öf 

fentlich geförderten Beschäftigungssektors,
- zur Förderung der Schaffung von Arbeitsplätzer 

durch Altstadtsanierung,
- zur Schaffung von Lehrstellen in Kreisverwaltun 

gen,
- zur Schaffung von Arbeitsplätzen durch Ansied 

lung von Gewerbe, besonders produzierendes Gewer 
be.

Die Vorstände und Mitglieder unterstützen die Vor 
haben durch Zusammenarbeit mit Gewerkschaften 
ABS, Arbeitsloseninitiativen usw. und durch entspre 
chende Öffentlichkeitsarbeit.



6. Unsere Standpunkte 
aktuellen Problemlagen

Haushalte: Wir unterstützen den Mut zu nichtausge­
glichenen Haushalten, wenn soziale und kulturelle 
Verantwortung dies erfordert. Diese sollen Druck in 
Richtung eines gerechten kommunalen Finanzaus­
gleichs ausüben. Das kann geschehen
-über die praktische Einführung einer Rangfolge fol­
gender Aufgaben:
- soziale Sicherung, einschließlich Sicherung vorhan­
dener und Schaffung neuer Arbeitsplätze sowie ande­
rer transferunabhängiger Existenzsicherungen,
■ Zukunftsinvestitionen (öffentlich geförderter Be­
schäftigungssektor, ökologischer Umbau, Jugendar­
beit, Soziokultur, soziale Infrastruktur),
- Aufwendungen für Bürger/innenmitwirkung
- Ausgleich von Standortnachteilen für örtliches Ge­
werbe,
- örtliche und regionale Verkehrsstruktur
■ Sicherheit
-Verwaltungskosten,
-über Interventionsmöglichkeiten für Bürgermeister 
und Landräte,
-überEinleitungvonSchlichtungsverfahrenzwischen 
Landesverwaltungsamt und Kommunen bei Nichtge­
nehmigung von Haushalten.
Haushaltsstops sind weder für Maßnahmen der Ar- 
oeitsförderung noch den soziokulturellen Bereich 
zulässig.
tfohnen.'Die Lebenssituation vieler Bürgerinnen und 
Bürgerist durch die steigenden Aufwendungen für das 
Wohnen und für kommunale Abgaben mittelbar oder 
unmittelbar bedroht. Deshalb engagiert sich die PDS 
-für die Schaffung eines Bestandes von ca. 30 v.H. So­
zialwohnungen am Gesamtwohnungsbestand - vor al­
lem in den Siedlungszentren, hauptsächlich über die 
Umwidmung aus dem Bestand, über Neubau und über 
die Instandsetzung nicht genutzten Wohnraums,
- für die Verabschiedung neuer Wohngeldregelungen 
mit dem ziel, daß die Mietkostenbelastung für Haus­
halte mit geringem Einkommen 20 v.H. nicht über­
schreitet,
- für die Erweiterung des demokratischen Mitspra- 
cherechts durch die Unterstützung von Mieterver­
bänden und deren Vertretung in den Aufsichtsräten 
der kommunalen Wohnungswirtschaftsunternehmen,
- für die Gewährleistung bezahlbarer Kommunalab- 
jaben, insbesondere für Wasser/Abwasser, Müll, 
Straßenausbau,
- für die Bestandssicherung des privat genutzten 
Wohneigentums und des mittelständisch genutzten 
Immobilieneigentums durch Gewährleistung bezahl­
barer Kommunalabgaben, Wahlfreiheit der Eigentü­
mer für Altemativlösungen,
-für Prüfverfahren für die von den Kommunen abge­
schlossenen Wasser- und Abwasserverträge,
-für die Gleichstellung des genossenschaftlichen mit 
lern übrigen privaten Wohneigentum, Förderung von 
Kleingenossenschaften in der Wohnungswirtschaft,
- für die Unterstützung von Instandbesetzungen von 
Wohnhäusern.

Mtschulden: Die PDS Thüringen ist für die Streichung 
aller sogenannten „Altschulden“.
Wir unterstützen sowohl die aktuellen Proteste gegen 
diejenigen auf gesellschaftlichen Einrichtungen wie 
auch die immer wieder zu stellende Forderung nach 
völliger Aufhebung der „Altschulden“ für Wohnungen 
und Agrargenossenschaften.
Der Landesverband setzt sich dafür ein, daß aus der 
nunmehr vom Bund festgelegten Erweiterung der 
Möglichkeiten zur Privatisierung von Wohnraum auf 
Zwischenerwerber keine Vertreibung von Mietern aus 
ihren Wohnungen folgt.
Im Zusammenwirken mit Initiativen von Betroffenen 
organisieren die Vorstände und Abgeordneten Kon­
trolle und Widerstand beim Verkauf von Wohnungen 
an Zwischenerwerber.
Die Abgeordneten in den Kommunen verlangen 
Transparenz der Verträge mit Zwischenerwerbem. Sie 
bringen Anträge ein, die die Vorlage der Vertragskon­
ditionen fordern.
Die PDS unterstützt und organisiert öffentliche Ver­
anstaltungen mit betroffenen Mieterinnen und Mie­
tern.

7. Landesweite parlamentarische 
und außerparlamentarische 
Aktionen im Jahre 1996

7.1. Der Landesverband setzt den Kampf um bezahl­
bare Kommunalabgaben fort. Ziel ist eine Novellierung 
des Kommunalabgabengesetzes dahingehend, daß 
die Abgaben für Wasser und Abwasser, für den

Diskussionsbeitiag aus der EDS. Bayern su den Kommimaljinanseii
Die Kommunen unter immer größerem staatlichen Druck
Bonn regiert, die Kommune pariert?! So lautete das Thema einer PDS-Veranstaltung am 25. November in Mün­
chen. Hier einige Auszüge aus der Rede von Eva Bulling-Schröter (MdB, PDS).

Die Finanzlage der Kommunen ist - wenn auch örtlich 
und regional differenziert - insgesamt dramatisch. Die 
Kreditmarktschulden der Kommunen in der Bundes­
republik Deutschland beliefen sich Ende 1994 - ohne 
die sogenannten Altschulden aus DDR-Zeiten - auf 
rund 165 Milliarden DM. Besorgniserregend ist, daß 
die Pro-Kopf-Verschuldung der ostdeutschen Kom­
munen nach gut viereinhalb Jahren staatlicher Ein­
heit auf dem besten Wege ist, das hohe Niveau der 
Westkommunen nach 45 Jahren Bundesrepublik zu er­
reichen. Vielen Kommunen in der Bundesrepublik 
droht der finanzielle und damit auch der soziale und 
wirtschaftliche Kollaps.
Abbau von Leistungen: In einem bisher nicht gekann­
ten Ausmaß wurden und werden aus diesem Grund 
von den Kommunen betriebene Kindertagesstätten, 
Jugendffeizeiteinrichtungen, Frauenhäuser, Theater, 
Bibliotheken, Schwimmbäder und ähnliches ge­
schlossen beziehungsweise müssen ihren Betrieb 
stark einschränken. Frankfurt am Main - die Stadt der 
Bankenpaläste - ist bezeichnenderweise so über­
schuldet, daß sogar den Obdachlosen die Duschmar­
ken für die städtischen Bäder gestrichen werden sol­
len. Die großen Finanzprobleme der Kommunen be­
einträchtigen zunehmend auch deren Investiti­
onstätigkeit. In Westdeutschland entwickeln sich die 
kommunalen Investitionen stark rückläufig; in Ost­
deutschland stagnieren sie seit zwei Jahren. Die Kom­
munen können damit ihrer Verantwortung als größter 
öffentlicher Auftraggeber und bedeutender Arbeitge­
ber - immerhin werden zwei Drittel der öffentlichen 
Investitionen in der Bundesrepublik durch die Kom­
munen getätigt - kaum noch gerecht werden. In so 
mancher ostdeutscher Region sind die Kommunen 
angesichts der weitgehend weggebrochenen industri­
ellen Kerne noch als einzig größerer Arbeitgeber ver­
blieben.
Bonn schreibt immer mehr vor: Für die zunehmende 
Verschuldung von Städten, Gemeinden und Land­
kreisen tragen neben „hausgemachten“ kommunalen 
Ursachen ganz offensichtlich auch der Bund und die 
Länder ein gerüttelt Maß an Verantwortung. Zirka 80 
Prozent der Bundesgesetze, sowie fast 90 Prozent der 
Landesgesetze werden auf der, kommunalen Ebene 
realisiert. Der Bund hat in den zurückliegenden Jah­
ren Leistungsgesetze mit erheblichen finanziellen 
Auswirkungen erlassen sowie den Städten, Gemein­
den und Landkreisen zusätzliche Aufgaben zugewie­
sen - ich nenne das Recht auf einen Kindergartenplatz 
- ohne gleichzeitig eine ausreichende Finanzausstat­
tung der Kommunen sicherzustellen.
183 Mrd. DM mehr für den Bund,4,4 Mrd. minus bei 
Kommunen:Als Ergebnis der Steuerrechtsänderun­
gen im Zeitraum 1991 bis 1996 nimmt der Bund, Re­
cherchen des Rheinisch-Westfälischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung Essen zufolge, zusätzlich 183 
Milliarden DM ein. Dagegen gehen den Kommunen 
durch diese Steuerrechtsänderungen - darunter 
durch die stete Aushöhlung der wichtigsten Kommu­
nalsteuer, der Gewerbesteuer - im gleichen Zeitraum 
insgesamt 4,4 Milliarden DM an eigenen Einnahmen 
verloren. Das Jahresteuergesetz 1996 - eine fiskalpoli­
tische Wurstelei der Bundesregierung durch und 
durch - sah in seiner ersten Fassung sogar vor, die Ge­
werbekapitalsteuer bundesweit abzuschaffen und die 
Gewerbeertragssteuer weiter zu senken, ohne daß die 
Kommunen dafür einen gesicherten Ausgleich erhal­
ten hätten. Diese Pläne konnten fürs erste durch die 
Opposition verhindert werden. Sie stehen aber für

Straßenbau und für Müll sich in sozial verträglicher 
Höhe bewegen.

Dazu arbeiten die Vorstände und Fraktionen aller 
Ebenen eng mit Bürgerinitiativen zusammen und un­
terstützen sie.Die Mitglieder in den Basisgruppen sor­
gen mit Infoständen, öffentlichen Informationsveran­
staltungen und Diskussionsrunden, Flugblattaktio­
nen u.a. für die Einbeziehung einer breiten Öffent­
lichkeit sowie organisieren Proteste in Zusammenar­
beit mit Bürgerinitiativen.Die kommunalen Abgeord­
neten nehmen Einfluß auf die Abgabensatzungen. Sie 
bringen Anträge ein, um die Gesamtbelastung der 
Haushalte durch die Kommunalabgaben zu erfassen 
und hinsichtlich ihrer Sozialverträglichkeit zu bewer­
ten. Hierbei ist Ziel, daß beim Land ein Ausgleichs­
fonds eingerichtet wird, so daß aus einer Minderbela­
stung für Bürger keine Mehrbelastung für Kommunen 
folgt.

1997 wieder auf dem Regierungsprogramm.
Zwang zu Privatisierung: Darüber hinaus hält der 
Bund in unverantwortlicher Weise an seiner Weigerung 
fest, sich an den in der Tat dramatisch gewachsenen 
Sozialhilfeausgaben der Kommunen - die 1994 etwa 54 
Milliarden DM ausmachten und 1995 noch einmal um 
6 Milliarden ansteigen - zu beteiligen. Die Kommunen 
müssen damit die finanziellen Folgen für Probleme 
tragen, die sie in der Regel nicht verursacht haben. 
Statt dessen fordert die Bundesregierung die Kom­
munen auf, zum Zwecke der Haushaltssanierung ihr 
„Tafelsilber“ - dazu gehören namentlich Wohnungen, 
die eigenen Unternehmen in der Elektrizitätswirt­
schaft, der Abfallentsorgung, in der Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung, im öffentlichen Personen­
nahverkehr sowie Grund und Boden - rigoros zu ver­
äußern. Die Bundesregierung sagt dem Fortbestand 
kommunaler Unternehmen überhaupt den Kampf an. 
Das ist auch der eigentliche Hintergrund des Mana­
gement by potatoes, das Finanzminister Waigel in be­
zug auf die Einführung der Steuerpflicht für hoheitli­
che kommunale Unternehmen im Mai dieses Jahres 
praktizierte. Auch dies ist durch den Widerstand der 
Kommunalen Spitzenverbände erst einmal vom Tisch
- aber nur vorübergehend. Die Steuerpflicht wird 
wahrscheinlich im nächsten Jahr neu in Angriff ge­
nommen werden.

Augenscheinlich sind auch rigide „Verschlankungs­
konzepte" für Rathäuser und Landratsämter oder ex­
plodierende Gebühren für Müll, die Wasserversor­
gung, die Abwasserbeseitigung, die Straßenreinigung 
beziehungsweise sprunghaft steigende Beiträge für 
den Anschluß von Haushalten an die Kanalisation, wie 
sie vor allem in Ostdeutschland derzeitig unrühmliche 
Schlagzeilen machen, wenig geeignet für eine dauer­
hafte Stabilisierung der Kommunalhaushalte.
Forderungen der PDS. Die PDS fordert von der Bun­
desregierung, endlich zu einer solchen Finanzausstat­
tung der Städte, Gemeinde und Kreise beizutragen, 
die in der Tat kommunale Selbstverwaltung und kom­
munale Finanzautonomie sichern kann. Anstelle von 
Schnellschüssen verlangt die PDS eine umfassende 
Reform der Kommunalfinanzierung. Zu deren Vorbe­
reitung sollte eine Enquete-Kommission „Reform der 
Kommunalfinanzierung” eingesetzt werden.
Die Enquete-Kommission sollte die Aufgabe haben:
- erstens: das derzeitige System der Finanzierung der 
Haushalte der Städte, Gemeinden und Landkreise in 
der Bundesrepublik Deutschland umfassend auf den 
Prüfstand zu stellen und vor allem seine strukturellen 
Schwächen und grundlegenden Mängel zu untersu­
chen und
- zweitens: wissenschaftlich fundierte Vorschläge für 
eine solche Reform der Kommunalfinanzierung in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich ggf. not­
wendig werdender Änderungen des Grundgesetzes 
vorzulegen, wodurch tatsächlich kommunale Selbst­
verwaltung und die Finanzautonomie der Kommunen 
gewährleistet werden können.

In diesem Zusammenhang sollte die Wirksamkeit 
der eigenen Steuereinnahmen der Kommunen gründ­
lich überprüft und vor allem ein Standpunkt für die 
künftige Perspektive der Gewerbesteuer (Ertrags­
und Kapitalsteuer) als Kommunalsteuer,-einschließ­
lich ggf. möglicher Alternativen, unterbreitet werden. 
Einer Untersuchung unterzogen werden sollte das Sy­
stem der Finanzzuweisungen und -Zuschüsse an die 
Kommunen seitens Bund und Land sowie der Kom­
plex kommunaler Gebühren und Beiträge..

1996 muß der Widerstand gegen das beschlossene 
und in höchstem Maße unsoziale Kommunalabga­
bengesetz verstärkt werden. Beiträgen im voraus für 
Wasser, Abwasser, Straßenbau und andere Kommu­
nalleistungen werden unsere Abgeordneten minde­
stens solange die Zustimmung verweigern, bis die Kla­
gen vor dem Verfassungsgericht entschieden werden.
7.2. Der Landesverband und die Kreisverbände der 
PDS unterstützen die PDS-Fraktionen in den Ge­
meinden, Städten und Kreistagen in der Durch­
führung einer landesweiten Aktion „Kommunen für 
Kinder sind Kommunen mit Zukunft". Höhepunkt die­
ser Aktion ist das 4. Linke Medienspektakel in Suhl 
am 1. Juni 1996, dem Internationalen Kindertag.

Beschlossen auf der 2. Tagung des 3. Landesparteita­
ges der PDS Thüringen am 2. Dezember 1995 in Erfurt
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Zwei Jahre 
PKK-Verbot - 
Versuch einer 
Bilanz
VON RUDOLF BÜRGEL

Die nebenstehenden „Chronik“ seit November 1993 
über die Repressionsmaßnahmen gegen die kurdische 
Bevölkerung in der Bundesrepublik - immerhin leben 
hier 500.000 Menschen kurdischer Nationalität - ist 
unvollständig. Es fehlen die andauernden Durchsu­
chungen kurdischer Vereine und Privatwohnungen, 
die Einrichtung von anonymen Telefonen bei den Lan- 
deskriminalämtem, rund 5.000 Ermittlungsverfahren 
gegen Kurdinnen und Kurden... usw.

Den ganzen Umfang der Repression in der Bundes­
republik gegen kurdische Menschen darzustellen ist 
mittlerweile unmöglich. Eine ganze Bevölkerungs­
gruppe ist an den Rand der Gesellschaft gedrängt wor­
den mit staatlicher Brutalität, gewollter oder stumpf­
sinniger Hetze von Politikern, Beamten und Medien. 
Die Verbote und die Verfolgungspolitik deutscher 
Behörden greifen so brutal in das Leben der kurdi­
schen Bevölkerung ein, daß die Kurden nicht mehr 
wissen, wie sie unter diesen Bedingungen als Men­
schen leben und ihre Kinder als Menschen großziehen 
sollen. Die Eingriffe in das soziale Leben gehen so weit, 
daß schon Polizei auf kurdischen Familienfesten wie 
Hochzeiten oder Beschneidungsfesten erscheint. Die 
Realität in der Bundesrepublik kommt einem Ver­
sammlungsverbot für kurdische Menschen gleich.

Unter solchen Bedingungen wird ein soziales Leben 
unterbunden. Die Vorgänge in den kurdischen Gebie­
ten der Türkei zeigen das tagtäglich. Der Befreiungs­
kampf ist eine Antwort auf die Zerstörung des türki­
schen Regimes und seiner Armee in Kurdistan, nicht 
nur der Zerstörung von Dörfern, sondern gegen die 
Vernichtung des kurdischen Volkes, gegen Völker­
mord. Die Entfaltung einer kurdischen Kultur in der 
BRD muß als die Antwort der hier lebenden kurdi­
schen Menschen auf solch eine Erfahrung sozialer Be­
drohung und Vernichtung verstanden werden. Die 
Kurdinnen und Kurden sind zumeist als Arbeitsemi­
granten oder als Flüchtlinge auf Zeit in die Bundesre­
publik gekommen. Deshalb ist diese Bevölkerungs­
gruppe auch eng mit den Vorgängen in ihrer Heimat 
verbunden. Die Entwicklung der kurdischen Kultur 
als Überlebenswille dieses Volkes gegen seine Ver­
nichtung ist der Verdienst der Befreiungsbewegung 
PKK.

Der Versuch der totalen Unterdrückung dieses Be­
hauptungswillens einer halben Millionen Menschen in 
der Bundesrepublik läßt für ein „Vereintes Europa“ un­
ter deutscher Führung böses ahnen. Auf jeden Fall ver­
knüpft es die Politik dieser Bundesregierung immer 
enger mit dem Terror und dem Völkermord der türki­
schen Regierung. Die türkische Ministerpräsidentin 
Ciller rief vor einem Jahr zur „Endlösung der Kurden­
frage“ auf, ihr damaliger Generalstabschef zum „tota­
len Krieg“. Die deutsche Unterstützung lautet bisher 
immer Waffen für das türkische Militär, Kredite für die 
türkische Regierung - und Verfolgung der kurdischen 
Lebensäußerungen in der Bundesrepublik. Andere eu­
ropäische Staaten - Finnland, Norwegen, Schweden, 
Dänemark, Italien, Spanien, Österreich, Griechen­
land, Zypern - gewähren der kurdischen Befreiungs­
bewegung einen diplomatischen Status wie der PLO. 
Noch wäre es Zeit für die deutsche Regierung, einen 
anderen Kurs einzuschlagen und Vorschläge der PKK 
für eine friedliche Lösung des Konfliktes wenigstens 
zu beachten. Möglichkeiten, die türkische Regierung 
zur Beendigung ihres Terrors in Kurdistan zu bewe­
gen, hätte die Bundesregierung allemal. Zwei Jahre 
PKK-Verbot zeugen aber von deutscher Großmacht­
politik und nicht von Friedenswillen und Humanität.

Wer dem Treiben der Regierung der BRD zuschaut 
wird heute zum Täter gegen die hiesige kurdische Be­
völkerung. Gegen die Regierungspolitik muß nicht nur 
protestiert, sondern auch aktiv gehandelt werden. So­
lidarität und aktives Einstehen für die kurdische 
Emanzipationsbewegung ist nötiger denn je.

26. November1993-Bundesinnenminister Kanther ver­
bietet 35 kurdische Organisationen: PKK (Arbeiter­
partei Kurdistan), ERNK (Nationale Befreiungsfront 
Kurdistans), FEYKA-Kurdistan (Föderation der pa­
triotischen kurdischen Arbeiter- und Kulturvereini­
gungen in der Bundesrepublik Deutschland e.V.) und 
die ihr angehörenden 29 Kulturvereine, Kurdistan Ko­
mitee e.V, Berxwedan-Verlags GmbH, Kurd-Ha (Pres­
seagentur).

Auszüge aus der Verbotsverfügung: „... die Tätigkeit 
der PKK sowie ihrer Teilorganisationen verstößt ge­
gen Strafgesetze, richtet sich gegen den Gedanken der 
Völkerverständigung, gefährdet die innere Sicherheit, 
die öffentliche Ordnung und sonstige erhebliche Be­
lange der Bundesrepublik.... Die Straftaten stören das 
friedliche Zusammenleben zwischen Kurden und Tür­
ken sowohl in der Türkei als auch in Deutschland ... 
Die gewalttätigen politischen Aktionen gefährden die 
außenpolitischen Belange der Bundesrepublik 
Deutschland. Sie stören erheblich das Verhältnis zum 
türkischen Staat.... Die politischen Agitation der PKK 
und ihr nahestehender Organisationen hat zwi­
schenzeitlich ein außenpolitisch nicht mehr vertret­
bares Ausmaß erreicht...

... Die deutsche Außenpolitik und die Außenpolitik 
der gesamten westlichen Welt tritt für (die) Integrität 
eines wichtigen NATO-, WEU-, und Europapartners 
im Interesse des Friedens in der gesamten Region ein. 
Eine weitere Duldung der PKK-Aktivitäten in 
Deutschland würde diese deutsche Außenpolitik un­
glaubwürdig machen und das Vertrauen eines wichti­
gen Bündnispartners, auf das Wert gelegt wird, unter­
graben. Darüber hinaus werden dadurch diejenigen 
Kräfte in der Türkei gestärkt, die die Bindung an Eu­
ropa und an die westliche Welt lockern wollen...“

18. Dezember 1994 - Die Stadtverwaltung Kassel ver­
bietet kurzfristig eine „Nationale Widerstandsveran­
staltung des kurdischen Volkes“, die Veranstalter hät­
ten Verbindungen zur verbotenen Kurdischen Arbei­
terpartei PKK. Rund 10000 kurdische Familien wer­
den von der Polizei entweder durch Abriegelungen der 
Autobahnzufahrten oder direkt vor der Eissporthalle 
daran gehindert, die Veranstaltung zu besuchen. Die 
sich in der Stadt befindenden kurdischen Menschen 
werden von der Polizei eingekesselt und angegriffen. 
Nachträglich stellt sich heraus, daß am gleichen Tag 
der türkische Botschafter in Kassel war.

2. März 1994 - Die türkische Nationalversammlung 
hebt die Immunität von sechs kurdischen Abgeordne­
ten der Partei der Demokratie (DEP) auf, die Politiker 
werden daraufhin verhaftet. Von der Bundesregierung 
kommen keine Proteste.

19. März 1994 - Etwa 6 000 Kurdinnen und Kurden sind 
unterwegs zu der in Augsburg geplanten Newrotfeier, 
dem kurdischen Neujahrsfest. Zwei Tage zuvor wurde 
die Veranstaltung verboten und erst einige Stunden 
vor dem geplanten Veranstaltungsbeginn das Verbot 
vom Verwaltungsgerichtshof bestätigt. Die Polizei 
stoppt die aus ganz Bayern und Baden-Württemberg 
anreisenden Busse auf den Zufahrtsstraßen. Direkt 
vor der Halle, an zwei Stellen auf der Autobahn A 8 
und auf einer Bundesstraße protestieren die Kurdin­
nen und Kurden gegen das Verbot, die Autobahn wird 
blockiert, Newrozfeuer angezündet, die Menschen 
wehren sich gegen die Polizeieinsätze.

Die bayerischen Behörden reagieren auf diese Wi­
derstandsaktionen mit Verfolgungen in einem beispi­
ellosen Ausmaß: Laut der Leitenden Oberstaatsan­
wältinwerden 1017 Ermittlungsverfahren eingeleitet, 
224 Strafbefehle bis maximal ein Jahr Freiheitsstrafe 
verhängt, 32 Kurden wegen schweren Landfriedens­
bruch angeklagt. In Stuttgart werden 700 Kurdinnen 
und Kurden, deren Personalien in und um Augsburg 
festgestellt wurden von der Staatsanwaltschaft zur er­
kennungsdienstlichen Behandlung geladen, darunter 
auch Minderjährige. Die Augsburger Polizei erstellt 
Fotomappen mit Bildern von angeblichen Straftätern. 
Mittels dieser Fahndungsmappen werden in den fol­
genden Monaten bei verschiedensten Gelegenheiten 
Kurden verhaftet, u.a. bei einer Demonstration von 
amnesty international am 9. April in München und ei­
ner Demonstration gegen die drohenden Abschie­
bungen am 23. April in München.

Die Polizei hängt Fahndungsplakate mit dem Bild ei­
nes Kurden auf, der angeblich an den Widerstandsak­
tionen beteiligt war. Da das Bild schlecht zu erkennen 
ist und auch kein Name angegeben ist, trägt es in er­
ster Linie zu der in diesen Tagen enormen Hetze ge­
gen die gesamte kurdische Bevölkerung in Deutsch­
land bei.

In den etwa 20 Prozessen, die bisher stattfanden, 
wurden die meisten Angeklagten zu Haftstrafen ohne 

Bewährung verurteilt; bisherige Höchststrafe: 5 Ja? 
re und 6 Monate.

Ein Kurde wird am 27.12.1994 als „Straftäter“ in d 
Türkei abgeschoben, obwohl sein Urteil noch nicl 
rechtskräftig ist.

In denfolgenden Tagen kommt es in ganz Deutschla? 
zu Autobahnblockaden und Auseinandersetzung^ 
mit der Polizei, die Folge sind unzählige Ermittlung: 
verfahren, 250 allein in Nordrhein-Westfalen.

In Mannheim verbrennen sich zwei Kurdinnen au 
Protest gegen den Völkermord in Kurdistan und du 
Verfolgung der Kurden in Deutschland. Bundeskanz 
ler Kohl spricht von einer „neuen Dimension des Ter 
rors“. Eine Trauerkundgebung in Mannheim wird ver 
boten und die Stadt Mannheim von der Polizei mit ei 
nem der größten Einsätze der Nachkriegszeit in eint 
Festung verwandelt. 30.000 kurdische Menschen rei 
sen trotzdem nach Mannheim an. Viele werden an Po 
lizeikontrollen zurückgewiesen. Die trotz Verbot statt 
findende Kundgebung wird massiv mit Wasserwerfer 
einsatz von der Polizei angegriffen.

12. April 1994 - Prozeßbeginn gegen zwölf Kurden, die 
das Türkische Konsulat in München aus Protest gegen 
Bombardierungen und Massaker in Kurdistan besetzt 
hatten. Seitens des bayrischen Innenministers unc 
des Münchner Oberbürgermeisters werden sämtliche 
Versammlungen und Demonstrationen, die für dieser 
Tag geplant waren, verboten. 4.000 Polizisten riegelr 
das Prozeßgebäude ab und führen weiträumige Kon­
trollen durch. Alle nur „südländisch“ aussehender 
Menschen werden in ganz München kontrolliert.

1. Juli 1994 - Der 16jährige Kurde Halim Dener wird im 
Stadtzentrum von Hannover von einem Zivilpolizi­
sten erschossen; er hatte zuvor Plakate für die Natio­
nale Befreiungsfront Kurdistans ERNK verklebt.

18. August 1994 -150 kurdische Jugendliche wollen mit 
einer Fahrradtour von Bonn zur UNO in Genf gegen 
die Entvölkerung in Kurdistan und den Völkermord 
dort protestieren. Zunächst zwingt die Polizei die De­
monstranten, ihre T-Shirts mit dem Bild von Halim 
Dener und den Symbolen des kurdischen Befreiungs­
kampfes auszuziehen, und verbietet die Demo. Den 
Protest der Kurden prügelt die Polizei mit Tränengas 
und Schlagstöcken nieder. Eine junge Kurdin erleidet 
infolge der Knüppelschläge eine schwere Gehirnblu­
tung.

26. September 1994 - Kurdische Frauenorganisationen 
rufen dazu auf, von Mannheim nach Straßburg zum 
Europarat marschieren. Dort soll Anklage gegen das 
türkische Regime erhoben werden wegen Vergewalti­
gungen, Dorfzerstörungen und -Vertreibung. Der Pro­
testmarsch wird verboten. 300 kurdische Frauen, Jun­
ge und Alte, teilweise begleitet von ihren Kindern, be­
ginnen den Marsch; nach hundert Metern werden sie 
von einem massiven Polizeiaufgebot ausgerüstet mit 
Pferden und Wasserwerfern gestoppt und in einem 
brutalen Polizeieinsatz festgenommen. Am folgenden 
Tag besetzen kurdische Frauen das Mannheimer Rat­
haus mit der Forderung ihren geplanten Marsch 
durchführen zu können, wieder werden sie untei 
Schlagstockeinsätzen und Prügel festgenommen. Die 
Folge der Polizeieinsätze: zwei Frauen erleiden Fehl­
geburten, mehrere Knochenbrüche, unzählige Bluter­
güsse.

Baden-Württembergs Ministerpräsident Teufel reist 
eigens nach Mannheim, um der Polizei für ihr „beson­
nenes Vorgehen“ zu danken.

Tags drauf können die Frauen in der Nähe von Mann­
heim mit ihrem Marsch beginnen. In Kehl wird ihnen 
zwei Tage lang der Grenzübertritt nach Frankreich 
von einem riesigen Polizeiaufgebot verweigert. .

September1994 - Das Halim Dener-Intemationale Kur­
distan Festival wird in Hannover verboten. In den bei­
den vorangegangenen Jahren fand in Bochum unc 
Frankfurt jeweils ein Internationales Kurdistan Fest 
ival unter der Beteiligung von jeweils etwa 100.00C 
Menschen statt, dabei war es zu keinerlei Zwi­
schenfällen gekommen. Das Kulturfestival muß in der 
Niederlanden stattfinden, wo die Behörden keine Pro 
bleme damit haben. In verschiedenen Städten ma 
chen die Behörden Druck auf Busuntemehmer unc 
drohen mit Beschlagnahmung von Reisebussen, falls 
diese an Kurden vermietet werden.

26. Oktober 1994 - Der ERNK-Europavertreter Kani 
Yilmaz, der auf Einladung eines Abgeordneten der La- 
bour Party nach London gereist war, wird auf dem VJeg 
zu Gesprächen mit 12 britischen Abgeordneten festge­
nommen. Im November stellt die Bundesregierung ein 
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offizielles Auslieferungsersuchen an die britische Re­
gierung.

2. März 1995 - Innenminister Kanther läßt das Kurdi­
stan Informationsbüro in Köln verbieten; die Begrün­
dung lautet es sei eine Nachfolgeorganisation des ver­
botenen Kurdistan Komitees. Gleichzeitig verbietet 
der bayrische Innenminister Beckstein alle kurdi­
schen Kulturvereine in Bayern.

Die Vereine waren teilweise schon im November 1993 
verboten worden, aber durch eine Einstweilige Verfü-. 
gung des Verwaltungsgerichts wieder zugelassen wor­
den, eine endgültige Entscheidung lag nun beim Bun­
desverwaltungsgericht und nicht bei der Exekutive. 
Um seinem bayrischen Kollegen freie Hand bei den 
Verboten zu geben, hatte Kanther eine Stunde vor 
dem neuerlichen Verbot das alte Verbot gegen die 
bayerischen Vereine aufgehoben.

März 1995 - In Stuttgart, Hamburg und Köln finden Ne- 
wroz-Veranstaltungen kurdischer Vereine statt. An an­
deren Orten werden sie verboten. An der Veranstal­
tung in Stuttgart nehmen zwischen 10-15 000 Men­
schen teil. Der ANC verliest eine Grußadresse.

17. Juni 1995 - In Bonn findet die Demonstration „Für 
eine demokratische und gerechte Lösung in Kurdi­
stan“ statt. Es beteiligen sich um die 150 000 Menschen. 
Die Demonstration konnte erst stattfinden, als der 
Landtagsabgeordnete S. Martsch von den Grünen in 
Nordrhein-Westfalen die Veranstaltung anmeldete. 
Die Behörden verweigerten kurdischen Organisatio­
nen eine Genehmigung.

Faschisten auf kurdische Einrichtungen. Auch nach 
dem Mord von Neumünster greifen die deutschen 
Behörden nicht etwa Täter und Hintermänner an, also 
die Strukturen der „Grauen Wölfe“ in der BRD, son­
dern die Kurdinnen und Kurden. So protestiert der 
CDU-Landesverband Schleswig-Holstein und der 
CDU-Bundestagsabgeordnete Olderog gegen das an­
gebliche „Zurückweichen“ der Polizei, die das Zeigen 
verbotener Symbole (gemeint sind vermutlich kurdi­
sche Fahnen der ERNK) nicht verhindert habe. Im 
Bonner Verfassungsschutzbericht tauchen die „Grau­
en Wölfe“ erstmals nicht mehr auf.

25. September 1995 - Gegen drei Kurden beginnt vor 
dem Oberlandesgericht Frankfurt/Main der erste einer 
ganzen Reihe von §129a-Prozessen. Sie sollen als PKK- 
Verantwortliche im Rhein-Main-Gebiet eine „terrori­
stische Vereinigung“ innerhalb der PKK gebildet ha­
ben. Einer der Angeklagten war bis zu seiner Verhaf­
tung Vorsitzender des Deutsch-Kurdischen Vereins in 
Frankfurt und lebt dort seit 20 Jahren. Über 20 Kurd­
innen und Kurden sitzen wegen solcher Vorwürfe zur 
Zeit in deutschen Gefängnissen. Zum Prozeßbeginn in 
Frankfurt kommen etwa 300 Menschen.

Am 13.10. berichtet die Verteidigung von einer 
schweren Mißhandlung des angeklagten Dogan Özse- 
rik durch Polizeibeamte beim Transport vom Gefäng­
nis zur Gerichtsverhandlung. Herr Özserik ist schwer 
behindert. Beide Füße und fast alle Finger sind am­
putiert. Vor dem Abtransport schlugen Beamte auf ihn 
ein und rissen ihm die Prothesen ab, so daß er in den 
Gefangenentransporter kriechen muß. Gegen die Ver­
antwortlichen wird Strafanzeige gestellt. 

auch Kurden kommen, diese könnten von der Anmel­
derin nicht kontrolliert werden und würden sicherlich 
Straftaten begehen (d.h. verbotene Fahnen und Sym­
bole schwenken). Am 18. November wird Köln von der 
Polizei abgeriegelt. Bundesweit sucht die Polizei nach 
möglichen Demonstranten und verhindert die Abfahrt 
mehrerer Busse, holt Leute aus Zügen heraus. An den 
Einfahrtsstraßen Kölns errichtet die Polizei peinliche 
Kontrollen: „Jeder, der südländisch aussieht, wird an­
gehalten.“ (Express, 19.11.) Der Versuch, eine Pro­
testdemonstration gegen das Verbot durchzuführen, 
wird von der Einsatzleitung der Polizei als „Ersatz­
veranstaltung“ gewertet. Alle Teilnehmenden werden 
stundenlang auf der Kölner Domplatte von der Poli­
zei eingekesselt, mehr als 330 festgenommen.

25. November 1995 - In Hamburg und Saarbrücken fin­
den Demonstrationen gegen das PKK-Verbot in der 
BRD statt. Ähnliche Veranstaltungen in Ulm, Stuttgart 
und Köln werden verboten. Dort erfolgen zahlreiche 
Festnahmen. Stuttgart ist an diesem Samstag 
weiträumig abgesperrt. Selbst aus Straßenbahnen 
werden ausländisch aussehende Menschen rausgezo­
gen. Insgesamt sollen an die 1.200 Menschen einer Per­
sonenkontrolle unterzogen worden sein. Der kurdi­
sche Verein wird von der Polizei belagert.

30. November 1995 - Bayerns Innenminister Beckstein 
verbietet den Kurdischen Eltemverein in München. 
Polizeieinheiten überfallen den Münchner Verein so­
wie gleichzeitig in Köln das Kurdistan-Informations­
zentrum und in Bonn das Kurdistan-Informations­
büro. In München-werden weiter 14 Privatwohnungen
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gegen in Deutschland 

lebende Kurdinnen

und Kurden
Demonstration im Herbst vorigen Jahres in Hamburg

1. Juli 1995 - In Hannover beteiligen sich 10000 Men­
schen an einer Demonstration zum Gedenken an den 
vor einem Jahr in Hannover von einem Polizeibeam­
ten erschossenen Halim Denen

20. Juli 1995 - In Berlin und Frankfurt beginnen einige 
Hundert Kurdinnen und Kurden mit einem Hunger­
streik zur Unterstützung des Hungerstreiks von 10000 
PKK-Kriegsgefangenen in den Gefängnissen der Tür­
kei. Sie solidarisieren sich mit deren Forderungen: An­
erkennung der Genfer Konvention, Schluß mit dem 
Krieg in Kurdistan und Verhandlungen für eine fried­
liche Lösung. Weiter fordern die Hungerstreikenden in 
der Bundesrepublik ein Ende der Verfolgung und Kri­
minalisierung der kurdischen Bevölkerung in der Bun­
desrepublik.

In Berlin wird der Hungerstreik vor der Gedächtnis­
kirche von der Polizei am 26.7., in Frankfurt am 27.7. 
gewaltsam aufgelöst. Die Tagesschau berichtet über 
Brutalität des Polizeieinsatzes in Frankfurt unter dem 
Stichwort „Prügelgasse“. Die Teilnehmerin des Hun­
gerstreiks Gülnaz Bagistani stirbt in Berlin. An der 
Trauerveranstaltung in Berlin nehmen 10000 Men­
schen teil. Polizeibehörden und Staatsanwaltschaft, 
die erst den Hungerstreik vor der Gedächtniskirche 
angegriffen und aufgelöst hatten, ermitteln nun gegen 
das Hungerstreikkomitee. Die Polizei stürmt den kur­
dischen Verein in Berlin.

3. September 1995 - Der Kurde Seyfettin Kalan wird in 
Neumünster von Mitgliedern der türkischen faschisti­
schen „Grauen Wölfe“ ermordet. Zwei weitere Kurden 
waren verletzt worden. 7 000 Menschen protestieren 
am 9.11. in Neumünster gegen den Mord und die zu­
nehmenden Provokationen und Attacken türkischer 

15. Oktober - Polizeieinheiten, darunter GSG-Kom­
mandos - stürmen in München, Berlin und Gießen kur­
dische Vereine. 199 Personen werden inhaftiert. GSG- 
Spezialeinheiten dringen in München in den kurdi­
schen Eltemverein ein. Mit gezogenen Waffen wird der 
Sprachunterricht für kurdische Schulkinder abgebro­
chen. GSG-Einheiten überfallen in Gießen eine Kul­
turversammlung von 200 Kurden und inhaftieren da­
von 180. In Berlin dringen etwa 200 Beamte in den kur­
dischen Verein ein und führen bei 150 Kurden Paß­
kontrollen durch. An dem Einsatz sollen sechs Polizi­
sten türkischer Herkunft beteiligt sein. In Berlin ist es 
innerhalb von zehn Tagen der zweite Polizeiangriff auf 
den Kulturverein. Wie mehrfach zuvor wird auch das 
Kurdische Institut durchsucht und verwüstet.

15. November 1995 - In Bremen wird der Kurdisch- 
Deutsche Freundschaftsverein „Hevlati“ vom Innen­
senator verboten. Der Innensenator Bortscheler: „He­
vlati ist eine Volkstanzgruppe zur Förderung der 
PKK“, eine „klassische Tamorganisation“. Die Bremer 
Ausländerbeauftragte Lill erklärt, daß es für das Vor­
gehen der Polizei keine Rechtfertigung gäbe. Sogar 
kurdische Kleidung und Folklore müsse jetzt schon als 
Rechtfertigung für Beziehungen zur PKK herhalten.

18. November 1995 - Die für diesen Tag von der PDS- 
Bundestagsabgeordneten Ulla Jelpke angemeldete 
Demonstration in Köln „Freiheit  für Kurdistan“, zu der 
rund 100 deutschen Organisationen und Parteien auf­
rufen, wird vom Kölner Polizeipräsidium verboten. 
Die Verwaltungsgerichte bestätigen das Verbot. Aus 
der Tatsache, daß die Demonstration auch von dem 
kurdischen Dachverband YEK-KOM unterstützt 
wird, konstruiert die Polizei das Verbot: Es würden 

durchsucht. Die Presse käut kritiklos die Meinung 
Becksteins wieder: Bei dem Verein handele es sich um 
eine Schaltzentrale des Terrors. Die Medien melden 
Polizeierfolge, die PKK habe weitreichende Verbin­
dungen, es sei eine geheime Tagesordnung der Innen­
ministerkonferenz für den 15. Dezember gefunden 
worden. Zwei Tage später: Die Tagesordnung ist öf­
fentlich.

2. Dezember 1995 - Kurdische Familien besetzten ihren 
Eltemverein und fordern die Wiederzulassung des 
Zentrums. Sie drohen .mit Selbstverbrennung. Die 
Münchner Polizei fährt ein Riesenaufgebot auf. In den 
Abendstunden verhandelt Münchens Oberbürger­
meister Ude mit den Besetzern. Er sichert ihnen die 
Neugründung eines kurdischen Kulturvereins zu und 
bietet ihnen an, daß die Besetzer nicht festgenommen 
würden, wenn sie die Räume freiwillig verlassen und 
sich einer erkennungsdienstlichen Behandlung unter­
ziehen. Daraufhin verlassen die Kurdinnen und Kur­
den den besetzen Eltemverein. Das Versprechen auf 
Freilassung wird nicht eingehalten, über 20 Haftbe­
fehle ergehen. In den Medien wird das Bild grausamer 
Kurdeneltem verbreitet, die damit drohten, sich und 
ihre Kinder zu verbrennen.

5. Dezember 1995 - Hessens Innenminster Bökel ver­
bietet in Frankfurt das Kurdistan-Informationszen­
trum und den Kultur- und Unterstützungsverein des 
Kurdischen Volkes. Biei beiden Vereinen soll es sich 
laut Bökel um Unterstützungsorganisationen der 
PKK handeln Der Innenminister ruft rund um die Ver­
einsräume den „Belagerungszustand“ aus.
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Internationalisierung des Gewaltmonopols oder 
Mobilisierung der Friedenskräfte?
Bereich Rechts-, Innen-, Ausländerinnen-, Bildungs-, 
Wissenschafts- und Kulturpolitik der Bundestags­
gruppe der PDS (28.11,1995)

I. GLOBALE SITUATION UND 
MILITÄRISCHE KONFLIKTE

Nach dem Ende des Realsozialismus als Weltsy­
stem ist die Menschheit in eine neue Phase ein­
getreten. Die globale Situation ist dadurch cha­

rakterisiert, daß die USA nunmehr die Führerschaft in 
der Welt übernommen haben und gemeinsam mit an­
deren kapitalistischen Großmächten - als Sieger im 
kalten Krieg - die Welt entsprechend ihren ökonomi­
schen und politischen Interessen zu gestalten suchen. 
Dieser Übergang von einer „bipolaren Welt“ zu einer 
„unipolaren Welt“ ist Ausdruck eines für offenbar län­
gere Zeit zugunsten der kapitalistischen Großmächte 
veränderten internationalen Kräfteverhältnisses. In 
dieser „Weltordnung“ wird nach dem Slogan „The West 
Versus The Rest“ (Der Westen gegen den Rest der 
Welt) dem Militärischen wieder größere Gültigkeit ein­
geräumt: als letztlich entscheidendes Mittel zur Ge­
währleistung dieser Weltordnung. --

Begonnen hat insofern eine Epoche andauernder 
Hegemonialpolitik, wobei in aller Regel die globalpo­
litischen Entscheidungen unter dem „Diktat der USA“ 
getroffen werden. Die USA haben mehr denn je die 
Rolle der Weltpolizeimacht übernommen. Die Hege­
monialpolitik zielt ab:

- auf den Zugang zu den Rohstoffen und Märkten;
- auf die Ausschaltung aller Störfaktoren,
auf die Verhinderung des Aufkommens einer neuen 
gegnerischen Großmacht, die Kräfte des „Restes der 
Welt“bündeln könnte.
Zur Durchsetzung dieser Interessen ist der Krieg 

wieder ein „legitimes Mittel der Politik“ geworden (vgl. 
zur globalen Situation: Norman Paech, Friedensstra­
tegie zwischen UNO und NATO, Konferenzbeitrag, 
Seite. 1).

Die Bundesrepublik Deutschland reiht sich mit 
eigenen macht- und wirtschaftspolitischen Inter­
essen in diese Hegemonialpolitik ein und hat be­

reits entscheidende Schritte getan, um auf dem Wege 
zur europäischen Hegemonialmacht gleichberechtigt 
in den „Club der Großmächte“ aufgenommen zu wer­
den. Sie ist bereits zum engsten Verbündeten der USA 
in der NATO geworden (was gravierende Kontrover­
sen nicht ausschließt) und definiert ihre „nationalen“ 
Interessen weltweit und betont ihre Eigenständigkeit 
trotz prinzipieller Übereinstimmung mit den Interes­
sen der „Verbündeten“. Schrittweise wird ideologisch, 
politisch, juristisch und militärisch der Boden für den 
Ausbau deutscher Militäraktionen im Ausland vorbe­
reitet. Als einzige Partei des Bundestages lehnt die 
PDS ohne Wenn und Aber derartige Optionen und Ak­
tionen ab."

Zur Legitimation ihrer militärischen Ambitionen 
bemüht die Bundesrepublik in besonderem Maße die 
Bedrohungen angesichts eines zunehmenden „Si­
cherheitsrisikos“ in dieser Welt: „Deutschland ist auf­
grund seiner Interessen, seiner internationalen Ver­
flechtungen und Verpflichtungen vom gesamten Risi­
kospektrum betroffen... Es ist ein Ansatz erforderlich, 
der für den konkreten Einzelfall politische, wirt­
schaftliche, gesellschaftliche, soziale, ökologische so­
wie militärische Aspekte berücksichtigt. Im Rahmen 
einer ursachenorientierten Politik zur Krisen- und 
Konfliktlösung kann auch der Einsatz militärischer 
Mittel erforderlich werden, um Gewalt oder Krieg zu 
verhindern, einzugrenzen oder zu beenden“ (Weiß­
buch zur Sicherheitspolitik 1994).

Mit dem gegenwärtigen Kurs in der Außenpolitik 
kehrt die Bundesrepublik zum Kontinuum der deut­
schen Großmachtpolitik zurück. Der mit den Mitteln 
offener und verdeckter Einflußarbeit beförderte Auf­
stieg zur europäischen Hegemonialmacht vollzieht 
sich auf dem Fundament einer Wiederauflage des im­
perialen Mitteleuropa-Konzepts und führt bereits 
jetzt zu erheblichen Spannungen auf diplomatischer 
Ebene. Unter der Losung „Modernisierung der deut­
schen Streitkräfte“ wird die Bundeswehr zum „Rück­
grat der NATO in Europa“ mit „flexiblen Krisenreak­
tionskräften“ und insgesamt 700.000 einsatzbereiten 
Soldaten.

Die ökonomische und politische Durchdringung Eu­
ropas zielt u.a. durch Steuerung der Geldflüsse, das 
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Niederkonkurrieren von Nachbarstaaten - auf wirt­
schaftliche Dominanz der Bundesrepublik. Sie strebt 
einen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat an und ver­
stärkt ihr Drängen auf eine nukleare Option für die EU. 
Sie intensiviert ihren Einfluß auf die politischen Struk­
turen der EU und unterwirft internationale militäri­
sche Strukturen ihrem Finanzeinfluß. Militärisch wer­
den Vorbereitungen sowohl für den Einsatz in „be­
grenzten Kriegen“ als auch für globale Auseinander­
setzungen getroffen.

Die dominierende Rolle der militärischen Kompo­
nente in der Außenpolitik der BRD wird daran deut­
lich, daß die BRD im Jahre 1994 für militärische Maß­
nahmen der UN das Dreifache ihres Mitgliedsbeitra­
ges zum UN-Haushalt zahlte und ihre finanzielle Un­
terstützung des Golfkrieges ebenso hoch war wie die 
gesamten Ausgaben der UN für nichtmilitärische Frie­
densaktivitäten zur Zeit des Golfkrieges. Die zuneh­
mende Rolle als globale Militärmacht wird auch dar­
an deutlich, daß sich die Bundesrepublik zum zweit­
größten Waffenexporteur der Welt entwickelt hat.

Die globale Situation ist durch ein Anwachsen so­
zialer, ethnischer, nationaler und religiöser Kon­
flikte, vor allem innerhalb von Staaten gekenn­

zeichnet, die in hohem Maße bewaffnet ausgetragen 
werden. Eine differenzierte Analyse dieser Konflikte 
ist unabdingbar, um die gegenwärtige Problemlage 
hinsichtlich der friedlichen Streitbeilegung interna­
tionaler Konflikte erfassen zu können. Zwischen die­
sen Konflikten und der imperialen Hegemonialpolitik 
der kapitalistischen Großmächte gibt es ein kompli­
ziertes Beziehungsgefüge, das es verbietet, diese Kon­
flikte isoliert zu betrachten und unter Abstraktion von 
der globalen Situation allgemeine internationale Kon­
fliktregulierung betreiben zu wollen.

Wir sind in der heutigen Welt mit folgenden Arten 
von Konflikten (vgl. Norman Paech, a.a.O., S. 4) kon­
frontiert:

Direkte Interventionen der USA und anderer kapi­
talistischer Großmächte zur Ausschaltung unliebsa­
mer Regimes (Panama, Grenada, Libyen) bzw. die Aus­
haltung von volksfeindlichen Militärregimen (vor al­
lem in Lateinamerika);

Kämpfe infolge von vielgestaltigen Prozessen der De­
kolonisierung, die in Gestalt von militärischen Aktio­
nen gegen Armutsrevolten (z.B. Sri Lanka, Chiapas); 
nationale Befreiungsbewegungen (z.B. Türkisch Kur­
distan, Tschetschenien), der Machtergreifung durch 
revolutionär-demokratische Bewegungen (z.B. Nica­
ragua, Angola) oder infolge von revolutionären Put­
schen (Afghanistan);

Extremfälle des Völkermordes, von Hungersnöten 
und chaotischen Zuständen infolge der Auflösung der 
staatlichen Ordnung;

Zwischenstaatliche Kriege in den verschiedensten 
Formen (IrakHran, IraklKuwait, Peru!Ecuador).

II. KONSEQUENZEN DER GLOBALEN SITUATION 
FÜR DIE UNO UND DIE INTERNATIONALE 
SICHERHEIT

In den Zeiten des Kalten Krieges und der Ent- 
spannung hat die UNO nur insoweit eine tragen­
de Rolle als Konfliktschlichtungsorgan und Or­

gan der kollektiven Sicherheit übernehmen können, 
als dies im Konsens der beiden Supermächte möglich 
war. Nach dem Wegfall der UdSSR gibt es keine Kraft 
mehr, die im Sicherheitsrat die USA beim Einsatz der 
von ihnen für zweckmäßig gehaltenen Mittel zu stop­
pen vermag. Konfliktschlichtung erfolgt nur insoweit, 
als politische und/oder ökonomische Interessen der 
USA und der anderen kapitalistischen Großmächte 
berührt sind. Sie bestimmen auch die Formen und Me­
thoden der Konfliktschlichtung, insbesondere be­
stimmen sie, in welchem Umfang Institutionen der 
UNO in Anspruch genommen werden. Tatsächlich wa­
ren sie bestrebt, die Kommandogewalt in den eigenen 
Händen zu behalten und deshalb auch primär ihre ei­
gene internationale Militärmacht in Gestalt der NATO 
bei den von ihnen durchgeführten internationalen Mi­
litäraktionen einzusetzen.

Der nach Art. 34 der UNO-Charta allein für die 
Grundsatzfrage eines Tätigwerdens oder Nichttätig­
werdens bei dem Einsatz von militärischen Mitteln zur 
Sicherung oder Wiederherstellung des globalen Frie­
dens zuständige Sicherheitsrat spielt auch nach dem 
Ende des Kalten Krieges nur eine periphere Rolle. 

Während des Kalten Krieges hat er mit Ausnahme des 
Koreakrieges (wo er zum Instrument der USA-Politik 
wurde, da es die UdSSR unterließ, von ihrem Vetorecht 
Gebrauch zu machen) bei allen großen Konflikten 
nicht gehandelt (Vietnam, Afghanistan, Eritrea, Völ­
kermord in Indonesien und Sudan). Unter den neuen 
Bedingungen spielt er zweifelsohne eine entscheiden­
de Rolle zur Legitimierung der Weltpolizeiaktionen 
der USA (so ganz deutlich bei der militärischen In­
tervention im Irak 1991). Er ist jedoch nicht zum ei­
gentlichen Akteur der militärischen Interventionen 
geworden und wird dies offensichtlich in Zukunft auch 
nicht werden.

Der Mechanismus der Reaktionen auf Konflikte wird 
durch eine Art Pax Americana bestimmt.

Entweder greifen die USA und die anderen 
Großmächte auch mit militärischen Mitteln in diese 
Konflikte ein, lassen Stellvertreterkriege führen oder 
überlassen die Konfliktparteien sich selbst (z. B. Af­
ghanistan). Internationale Streitbeilegung und Kon­
fliktregulierung läßt sich so auch im Einzelfall nicht 
isoliert von der Hegemonialpolitik betrachten.

Der Hinweis auf die vielfältigen Konflikte in dieser 
Welt und die Behauptung der Unumgänglichkeit auch 
von militärischen Lösungen ist zum wichtigsten Ar­
gument zur generellen Rechtfertigung des Krieges als 
Mittel der internationalen Politik in den Händen der 
Großmächte geworden.. Damit wird auch die anhal­
tende Hochrüstung, die weitere Existenz und Aus­
weitung der NATO sowie die Aufrechterhaltung und 
Modernisierung der bestehenden nuklearen Arsenale 
und anderer Massenvemichtungswaffen begründet.

Forderungen nach Demokratisierung der UNO rhüs-* 
sen auch von der PDS unterstützt werden. Dabei soll­
te allerdings eine derartige Demokratisierung nicht 
vordergründig mit dem Ziel einer allgemeinen Zivili- 
sierung der internationalen Beziehungen gleichge­
setzt werden. Nach dem Stand der Dinge kann eine 
solche Demokratisierung auch nicht gegen die 
Großmächte erzwungen werden (vgl. Knut Mellenthi- 
en, PDS beim Nachdenken über UNO-Einsätze erwi­
scht, Analyse und Kritik vom 16.11.1995)

Die vier internationalen militärischen- Interventio­
nen nach dem Ende des Kalten Krieges (Golf, Soma­
lia, Haiti, Jugoslawien/Bosnien) waren allesamt da­
durch gekennzeichnet, daß die militärischen Aktionen 
vorrangig über die NATO-Struktur liefen und ihr Ver­
lauf wie auch ihre Ergebnisse von den Interessen der 
Hegemonialmächte bestimmt waren (vgl. Hans Ar­
nold, Unvereinte Nationen, Blätter für deutsche und 
internationale Politik, 10/1995, S. 1197):

Sie waren Demonstrationen der Weltpolizeirolle der 
USA;

sie folgten nicht strikt den Regelungen der UNO- 
Charta, sondern die NATO und z.T. auch die EU wur­
den faktisch dem UNO-Sicherheitsrat vorgeschaltet;

die USA und andere kapitalistische Großmächte wa­
ren an der Entstehung der Konflikte selber maßgeblich 
beteiligt (Waffenlieferungen, Schürung innerstaatli­
cher Zwistigkeiten, Stützung diktatorischer Regi­
mes);

die militärischen Aktionen führten zu keiner wirkli­
chen Lösung der Probleme, die man angeblich lösen 
wollte (antidemokratische Herrschaftsformen, Stam- 
meskämpfe, Menschenrechtsverletzungen).

Generelle Merkmale der internationalen Streit­
beilegung der letzten Jahre waren die völlig un­
zureichende Ausschöpfung friedlicher Mittel und 

der verstärkte Einsatz militärischer Mittel bei der Nut­
zung und Modifizierung von UNO-Institutionen. Der 
Prozeß der Modifizierung der sicherheitspolitischen 
Institutionen der UNO- also vor allem- des Sicher­
heitsrates und der Institution der „Blauhelme“ - ver­
läuft sehr widersprüchlich. Es zeichnet sich eine stär­
kere Einbindung des Sicherheitsrates in die USA-In­
terventionspolitik ab. Noch nicht abzusehen ist, ob die 
Bestrebungen , die „Friedenssicherung durch Frie­
denstruppen“ (Blauhelme), unabhängig von der 
NATO-Struktur, zu einer ständigen militärischen Ein­
greiftruppe der UNO weiterzuentwickeln, den Inter­
essen der USA und der anderen kapitalistischen 
Großmächte entspricht und realisiert wird. Derartige 
Entscheidungen werden offensichtlich in starken 
Maße von der US-amerikanischen Innenpolitik be­
stimmt. Von uns ist eine derartige Ausweitung der 
Blauhelmeinsätze strikt abzulehnen (vgl. Gregor 
Schirmer, Zu einigen politischen und völkerrechtli­
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chen Aspekten der Anwendung und Androhungen von 
Gewalt in den internationalen Beziehungen, Positi­
onspapier vom 30.10.1995).

Eine deutliche Modifizierung erfährt das nicht in der 
UN-Charta vorgesehene Konzept der „Friedenssiche­
rung durch Friedenstruppen“ (Blauhelme). Dieses 
seit 1948 entwickelte und 1956 bei dem Suez-Konflikt 
zum ersten Mal praktizierte Konzept beruht bisher auf 
den Prinzipien der strikten Neutralität, der Anerken­
nung durch die Konfliktparteien als Polizei und der 
Zusammensetzung vor allem aus Soldaten von klei­
neren Staaten. Es nehmen die Bestrebungen zu - u.a. 
gefördert durch den gegenwärtigen UNO-Generalse­
kretär - diese „Peace-Keeping-Forces“ in „Peace-En- 
forcement-Forces“ und zu einer ständigen militäri­
schen Eingreiftruppe der UNO -weiterzuentwickeln. 
Angesichts der Politik der militärischen Interventio­
nen über die NATO-Struktur entspricht dies kaum 
den militärpolitischen Vorstellungen der Hegemonial­
mächte. Jedoch erleichtert die Diskussion um „Peace- 
Enforcement“ die Legitimation der militärischen In­
terventionseinsätze im Rahmen der NATO.

Fortdauernde Bürgerkriege schließen Blauhel­
meinsätze aus, weil die Gefahr besteht, daß die Blau­
helme zwischen die Fronten geraten oder zur Kon­
fliktpartei werden. Eine Einmischung in einen Bür­
gerkrieg mit Waffengewalt oder durch Lieferung von 
Waffen - sei es für die „Regierung“ oder für die „Re­
bellen“ - ist prinzipiell ungeeignet, den inneren Frie­
den im betreffenden Land wiederherzustellen oder Se­
zessionen und Autonomie-Lösungen zu befördern 
oder zu verhindern. Die UNO und ihre Mitgliedstaa­
ten sind verpflichtet, auf eine Deeskalierung von Bür­
gerkriegen und ähnlicher innerstaatlicher Zustände 
mit nichtmilitärischen Mitteln hinzuwirken. Eine be­
waffnete Einmischung in innerstaatliche bewaffnete 
Konflikte ist völkerrechtswidrig.

III, ANGRIFFE AUF DAS
DEMOKRATISCHE VÖLKERRECHT

6 Es vollzieht sich unübersehbar eine ideologische
Flankierung der Politik militärischer Interventio­
nen unter Führung der USA. Diese findet ihren 

Ausdruck in der Abschwächung oder gar der Zer­
störung des nach dem 2. Weltkrieg weiterentwickelten 
Völkerrechts. Es kommt zur Herausbildung von völ­
kerrechtswidrigen Konstruktionen, die-Hegemonial­
politik und Interventionen legitimieren sollen. Eine 
besondere Rolle spielt dabei ein angebliches Recht auf 
humanitäre Intervention, das ausgehend von Univer­
salitätsanspruch der westlichen Menschenrechtskon­
zeption einen Anspruch auf Einmischung in die inne­
ren Angelegenheiten bis hin zur Intervention recht­
fertigt. Militärische Interventionen werden überdies 
damit legitimiert, eine Weiterverbreitung von Mas- 
senvemichtungswaffen zu verhindern. All dies verbin­
det sich auf eine z. T. verwirrende Weise mit der Erör­
terung echter Probleme der internationalen Konflikt­
schlichtung, Friedenssicherungund Menschenrechts­
gewährleistung. Die in diesem Zusammenhang ent­
wickelten Konstruktionen und Begriffe sind insge­
samt untauglich für die Friedenspolitik (vgl. George 
Pumphrey, Einige Bemerkungen zur Diskussion über 
unsere Friedenspolitik, S. 4).

Die Prinzipien der Souveränität, der territorialen In­
tegrität und der Nichteinmischung werden in ihrer Be­
deutung abgeschwächt und z.T. direkt in Frage ge­
stellt. Gegenüber diesen Prinzipien wird dem Selbst­
bestimmungsrecht und dem Recht auf Sezession ein 
höherrangiger Platz eingeräumt. Das in Artikel 2 Ziff. 
4 der UNO-Charta verankerte kategorische Gewalt­
verbot (das auf jeden Fall das Verbot militärischer Ge­
walt einschließt) wird in Frage gestellt.
„Gegenwärtig ist Kernfrage der deutschen Politik, ob 

und unter welchen Umständen die Anwendung mi­
litärischer Macht zur Verteidigung der Menschen­
rechte und des Friedens anderer Völker gerechtfertigt 
ist.... Heute muß Deutschland eine neue nationale 
Tradition für die Berliner Republik entwickeln. Der 
Schutz der Grundwerte der Familie freier Nationen, 
der Export von Demokratie und Sicherheit und die 
Unterstützung unserer Verbündeten dabei unver­
zichtbare Bestandteile.“ (Volker Rühe, Europaarchiv, 
15/1994) Dieses Bestreben, unter Hinweis auf die not­
wendige Durchsetzung von Menschenrechten ein 
Recht auf „humanitäre Intervention“ zu kreieren, wi­
derspricht dem Völkerrecht und täuscht über die wah­
ren Motive der Interventionspolitik der Hegemonial­
mächte hinweg:

Es ging bei den Interventionen der letzten Jahre (So­
malia, Irak, Haiti, ehemaliges Jugoslawien) nie primär 
um die Sicherung von Menschenrechten, sondern im­
mer um ökonomische und machtpolitische Interes­
sen. Die Interventionen waren selbst durch brutale 
Menschenrechtsverletzungen charakterisiert (Tod 

von Kindern im Irak). Menschenrechtsverletzungen 
auch brutalster Art (in Türkisch-Kurdistan, in Kroa­
tien, im Iran) stehen außenpolitischen Beziehungen 
geradezu freundschaftlicher Art der Bundesrepublik 
Deutschland zu diesen Ländern nicht entgegen. Hin­
sichtlich der der NATO angehörenden Staaten gibt es 
keine Menschenrechtsverletzungen.

Die Rechtfertigung von Einmischung und Interven­
tion unter Hinweis auf Menschenrechtsverletzungen, 
reduziert erstens Menschenrechte auf politische Men­
schenrechte. Zweitens wird das Kriterium der Verlet­
zung politischer Menschenrechte selektiv angewandt. 
Die Verletzung sozialer Menschenrechte wird als sol­
che nicht thematisiert, selbst aber massiv betrieben 
(wie im Zusammenhang mit der Blockadepolitik ge­
gen Kuba). Das Menschenrecht auf Entwicklung wird 
grundsätzlich in Frage gestellt.

Der entscheidende Weg zur Verbesserung der Men­
schenrechtslage in der „dritten Welt“ ist der Kampf um 
eine neue Weltwirtschaftsordnung, gegen Hunger, 
Elend und Armut. Auf dieser Grundlage muß die Ent­
wicklung von Demokratie und Menschenrechten die 
Sache der Selbstbestimmung jedes Volkes sein und 
kann nicht von außen aufgezwungen werden.

Prognostiziert und befürwortet wird zugleich das 
Ende der Nationalstaaten oder zumindest ihres 
militärischen Gewaltmonopols (vgl. Dieter Seng- 

haas, Metanoeite: Der Pazifismus und das leere Loch, 
Blätter für deutsche und internationale Politik, 1/1995,
S. 101 ff.). Das Gewaltmonopol der Einzelstaaten wird 
als Hauptursache der Friedensbedrohung und der 
Schwierigkeit, regionale Konflikte zu lösen, darge­
stellt. Als Lösung wird die Installierung eines interna­
tionalen militärischen Gewaltmonopols der UNO pro­
pagiert.

Diese „moderne Friedenstheorie“ sucht und findet 
die Ursachen für Friedensbedrohung in den „natio­
nalstaatlich organisierten Gewaltmonopolen“, d. h. ei­
genartigerweise bei der militärisch bewehrten Vertei­
digung von Souveränität und territorialer Integrität. 
Angesichts der overkill-capacity der Großmächte er­
innert diese Theorie allzusehr an Bert Brechts Ge­
schichte „Wenn Haifische Menschen wären“, in der die 
anderen Fische gelehrt werden, wie sie am besten in 
die Rachen der Haifische hineinschwimmen können. 
Wer gegen Militär und Hoheitsgewalt der National­
staaten polemisiert, wendet sich zugleich objektiv ge­
gen die gleichberechtigte Existenz aller souveränen 
Staaten als Grundlage der gegenwärtigen Völker­
rechts- und Friedensordnung.

Die allenthalben geführte Diskussion um die Fra­
ge der Notwendigkeit, der Legitimität sowie der 
Art und Weise der militärischen Intervention in

Krisengebiete ist selbst Ausdruck einer zugunsten der 
Hegemonialmächte und ihrer Politik gewandelten Si­
tuation in den internationalen Beziehungen. Das In­
den-Vordergrund-stellen des Militärischen bedeutet 
eine Geringschätzung der zivilen völkerrechtlichen 
Verfahren zur Vorbeugung und Schlichtung von inter­
nationalen Konflikten und der Qualifizierung dieser 
Verfahren nach dem Ende des Kalten Krieges.

Zu beachten ist dabei auch, daß die Menschheit im­
mer noch wesentlich stärker durch nichtmilitärische 
Gefahren und Konflikte (Hunger, Armut, Zerstörung 
der natürlichen Umwelt u.ä.m.) bedroht ist, als durch 
militärische Konflikte. Es gilt auch aus dieser Sicht 
sich einem Trend entgegenzustellen, der die UNO als 
„Weltpolizeistaat“, aber nicht als „Weltsozialstaat“ aus­
bauen möchte.

IV. STRATEGISCHE FRAGEN 
DER FRIEDENSPOLITIK

Unsere politischen und programmatischen Ant­
worten müssen stets von der globalen Gesamtsi­
tuation des Diktats der USA und anderer kapita­

listischer Großmächte und ihrer Politik der selektiven 
Feindbestimmung und Kriegführung zur Durchset­
zung ihrer Interessen ausgehen. Die Möglichkeiten der 
friedenspolitischen Regelungen der UNO-Charta sind 
durch diese internationale Macht - und Interes­
senstruktur konditioniert. Es hieße deshalb, Illusio­
nen zu fördern, wollten wir eine Lösung primär über 
eine Verbesserung dieser Regeln erreichen. Derzeit ist 
keine Möglichkeit einer Demokratisierung des inter­
nationalen Einsatzes von militärischen Mitteln zur 
Kriegsführung in Krisengebieten gegeben. Da das so 
ist, ist auch eine Frage nach solchen Möglichkeiten de­
sorientierend, weil sie unsere prinzipielle Ablehnung 
eines derartigen Einsatzes in Frage stellt. Das mi­
litärische Gewaltverbot der UNO-Charta muß ent­
schieden verteidigt werden.

Da in der heutigen Welt alle Fragen der internatio­
nalen Konfliktlösung und Streitbeilegung stets eng 
mit der Hegemonialpolitik verbunden sind, müssen 
die antimilitaristischen Kräfte zunächst jeweils ihre 

eigenständigen Positionen deutlich machen:
- Zu fragen ist stets nach den konkreten Eigeninter­

essen und den politischen Zielen der Großmächte, die 
sich mit militärischen Aktionen in derartige Konflik­
te einschalten oder einschalten wollen.

- Es ist auf die historischen Erfahrungen hinzuwei­
sen, daß mit militärischen Mitteln keine derartigen 
Konflikte gelöst werden können.

- Mißtrauen ist angebracht, wenn aus extremen Ein­
zelbeispielen die Notwendigkeit militärischer Aktion 
und der Aufbau internationaler Streitkräfte abgelei­
tet werden.

- Als antimilitaristische Partei der BRD darf sich die 
PDS unter keinen Umständen dazu hergeben, Mi­
litäraktionen der BRD zu rechtfertigen oder zu unter­
stützen.

Die PDS muß Antikriegspartei auch in dem 
Sinne bleiben, daß sie weiterhin prinzipiell 
das Denken und Handeln in den Kategorien 

der Kriegsführung ablehnt und unser Ziel letztlich 
eine Welt ohne Waffen als einzige wirklich wirksame 
Garantie für einen friedlichen Weltzustand bleibt. In­
sofern gibt es auch keine Veranlassung, die bisherigen 
im Parteiprogramm der PDS und im Wahlprogramm 
1994 fixierten Grundpositionen aufzugeben oder zu 
ändern.

Die Hauptverantwortung der deutschen Linken be­
steht vor der internationalen Öffentlichkeit darin, die 
Traditionen, Methoden und Ziele der deutschen He­
gemonialpolitik mit allen ihr zu Gebote stehenden 
Mitteln im In- und Ausland kenntlich zu machen. Die­
ses Herangehen schließt die generelle Verteidigung 
der nationalstaatlichen Souveränität gegen jedwede 
Interventionspolitik (auch im Gewände der UNO) und 
damit die Bekämpfung der real vorhandenen Kriegs­
gefahr bereits an den Wurzeln ein. Dabei geht es im be­
sonderen Maße darum, gegen die Umwandlung der 
Bundeswehr zur Interventionsarmee, gegen die Ent­
stellungen der Medien und gegen die diversen Kon­
struktionen, die auf die Zerstörung tragender Völker­
rechtsprinzipien (der souveränen Gleichheit, der ter­
ritorialen Integrität und der Nichteinmischung) aus­
gerichtet sind, Position zu beziehen. Gemeinsam mit 
anderen Friedenskräften ist eine Bewegung in Gang 
zu setzen, die den militärischen Planungen und Maß­
nahmen der Regierenden in der Bundesrepublik 
Deutschland ein Ende setzt und auf einer friedens- 
und sicherheitspolitischen Neuorientierung im Inter­
esse weltweiter Entspannung, Abrüstung und friedli­
cher Entwicklungsperspektiven besteht.

BESCHLUSSLAGE

„Den in vielen Teilen der Welt geführten Kriegen und 
den Kriegsgefahren kann weder durch schnelle Ein­
greiftruppen der NATO und der WEU noch durch neue 
Waffensysteme begegnet werden. Beseitigt werden 
müssen die sozialen Ursachen von Kriegen, notwen­
dig ist eine politische Krisenvorbeugung. Wir bleiben 
dabei: von deutschem Boden darf nie wieder Krieg 
ausgehen. Aus der Geschichte Deutschlands, aus sei­
ner geographischen Lage und seinen Potenzen er­
wächst eine besondere Friedensverantwortung, er­
wächst Friedenspflicht.

Im Zentrum der sicherheitspolitischen Forderungen 
der PDS stehen: das umfassende und vollständige Ver­
bot der Entwicklung, Produktion und Lagerung von 
Kernwaffen; Entwicklungs- und Produktionsstop für 
neue Waffensysteme; das Verbot des Bundeswehrein­
satzes außerhalb der Grenzen BRD und bei inneren 
Konflikten; die Abschaffung der Wehrpflicht und aller 
anderen Zwangsdienste als erster Schritt zur Ab­
schaffung der Armee überhaupt; das Verbot aller Waf­
fenexporte und die Beedigung von Militärhilfe; die so­
fortige Kürzung des Verteidigungshaushaltes um min­
destens 30 Prozent sowie anschließend jährlich um 
mindestens 10 Prozent und die Verwendung eines im­
mer größeren Teils der verbleibenden Ausgaben für ei­
nen gesondert auszuweisenden Abrüstungsetat; die 
Auflösung der NATO und WEU und ihre Ersetzung 
durch weltweite und gesamteuropäische kooperative 
Sicherheitssysteme, insbesondere durch eine demo­
kratische Reform der UNO und die Weiterentwicklung 
des KSZE-Prozesses...

Die PDS tritt dafür ein, Krieg und militärische Ge­
walt zu ächten und für immer aus dem Leben der Völ­
ker zu verbannen. Wir lehnen Denken und Handeln in 
Abschreckungs-, Bedrohungs- und Kriegsführungs­
kategorien ab. Wir treten für eine schrittweise Besei­
tigung aller Streitkräfte ein.“ (Parteiprogramm der 
PDS).
gez. Maritta Böttcher, MdB, Carolina Depiereux, Axel 
Dost, Ludwig Elm, MdB, Adelaide Grützner, Uwe-Jens 
Heuer, MdB, Mark Holzberger, Ulla Jelpke, MdB, Son­
ja Kiesbauer, Ekkehard Lieberam, Volkhard Peter, An­
gelika Schiffers



Vorschlag, für einen SlendpnnkL den EDS, in den Standortdebctte

Den Lebensort Deutschland sichern!
VON DIETER STRÜTZEL

Auszug aus dem Referat Gesellschaftstheoretische 
Grundlagen linker Oppositionspolitik im Freistaat 
auf der theoretischen Konferenz der PDS in Ost- 
thüringen am 4.11.95 in Gera

Haben die Autoren des Entwurfs zum Leitantrag - 
ebenso wie der Bundesvorstand in seiner Erklärung zu 
fünf Jahren deutsche Einheit - durchaus begriffen, daß 
sie neben diesen Bilanzen blieben, wenn sie einfach die 
Verluste aufrechnen, so haben sie noch kein Gespür 
für jenes Ausbilanzieren von Ungleichgewichten ent­
wickelt, kommen daher über ein Zwar ... aber nicht 
hinaus. So bleibt aber von dem Vorwurf Kohls und Vo­
gels, die Opposition sei blind oder böswillig, genügend 
hängen.

Vor allem aber halten sie wieder nur für Demagogie, 
für Täüschung, was in Wirklichkeit das Entstehen ei­
ner bedrohlichen Interessengemeinschaft zwischen 
Ausplünderern und Ausgeplünderten 
signalisiert - die Bedrohung des Stan­
dorts Deutschland.

Natürlich ist dies alles, was unter die­
sem Schlagwort läuft, reine Erpressung, 
um alte Sünden zu korrigieren, wie der 
Tarifvertrag bei VW Wolfsburg in der 
Frankfurter Rundschau getitelt wurde, 
um die Gewerkschaften und die Be­
schäftigten zu zwingen, soziale Errun­
genschaften zurückzugeben, wie der 
gleiche Kommentator zutreffend 
schreibt. Und insofern muß die Linke 
die ganze Standortdebatte zurückver­
weisen.

Sie wird aber keinerlei Chance haben, 
das überzeugend zu tun, solange sie - 
sehr im Unterschied zum Massenbe­
wußtsein -jene bedrohliche Zwangsla­
ge ignoriert, in der sich das deutsche 
Kapital in der Tat befindet. Und mit ihm 
die politische Klasse, der das deutsche 
Kapital die von ihm usurpierte Macht 
zur Selbstbedingung geleast hat.

Die Tiefe der eigenen Niederlage, das 
Bewußtsein, daß wir in der DDR Auto­
rität und Chancen sozialistischer Poli­
tik mit Baggern untergraben haben, Skrupellosigkeit, 
Gründlichkeit und Beute der Vereinigungskoloniali­
sierung verleiten leicht dazu, nur die Macht und Kraft 
der Berliner Republik zu sehen, ihre Gewaltbereit­
schaft nach innen und außen, ihr Operieren hart am 
Rande der Rechtsstaatlichkeit, wie der Thüringer In­
nenminister den mit der Novellierung des Kommu­
nalabgabengesetzes vollzogenen Bruch grundlegen­
der Normen der Gesetzlichkeit umschrieb, ihre Kor­
rektur der Sünden der Vergangenheit. (Auch hier soll­
ten wir Roß und Reiter genauer benennen, statt pau­
schal vom Demokratie- und Sozialabbau zu spre­
chen.)

All das aber darf uns nicht blind machen für jenen 
erbarmungslosen Konkurrenzdruck, unter dem die 
herrschende Klasse in Deutschland zunehmend steht, 
in dem sie immer schlechtere Karten bekommt, weil 
sie dem Politbüro der SED immer ähnlicher wird: De­
monstration von Stärke nach außen und innen bei 
gleichzeitiger Untätigkeit, Blockierung aller Reform­
kräfte, Wegsehen, Schönreden und Weiterwursteln,, 
Unterlassen der notwendigen Veränderungen als teu­
erste, unwiederbringliche Zeit und das meiste Geld 
vergeudende Variante.

Große Teile der deutschen Industrie geraten in die 
Lage der DDR-Wirtschaft - sie können sich dem Welt­
markt nicht mehr stellen. Nicht nur die Reste der Tex­
tilindustrie sind da betroffen. Auch die deutsche Au­
toindustrie und die Chipfabrikanten gehören dazu.

Spätestens seit 1990 wissen die Herren in den 
Schaltzentralen, daß weltweit nicht mehr als drei bis 
vier Computerriesen, je vier bis 5 Elektronik- und Che­
miekonzerne, fünf bis sechs Autokonzeme, sieben bis 
acht Anlagenbauerkonglomerate übrigbleiben wer­
den. Dafür, wie ernst solche Prognosen zu nehmen 
sind, spricht, daß nach 100 Jahren eins der Flaggschiffe 
der deutschen Spitzenindustrie, die AEG, die Segel 
streicht, von dem angeschlagenen Elefanten Daimler- 
Benz aufgegeben werden muß, der ja nicht einfach aus 
unstillbarer Gier 12 Mrd. Gewinn einfahren und die 800 
Mio. Verlust bei der DASA nicht verkraften will, son- 

dem weil er sich braucht in dieser erbarmungslosen 
Konkurrenzschlacht.

Zum ersten Mal seit 1948 stagniert einer der verläß­
lichsten Wachstumsfaktoren, der private Konsum. 
Ruht die gesamte Last auf dem zweiten Standbein, 
dem Export.

Nicht einmal der gewaltige Beutezug der deutschen 
Einheit, die damit geschaffene schlagartige Erweite­
rung der Märkte, die wirkungsvolle Ausschaltung 
früherer und möglicher Konkurrenten haben da eine 
Wende gebracht. Und dabei besteht kein Zweifel, daß 
solche Wettbewerbsvorteile, wie sie hier politisch ein­
gefahren wurden, nicht noch einmal, geschweige denn 
auf Dauer, ökonomisch zu erwirtschaften oder mo­
netär zu ersparen wären.

Statt dessen gibt es heute außer bei den Gesundbe­
tern in den Regierungsparteien und den sie stützen­
den Medien keine Zweifel mehr, daß der schnelle Ge­
winn mit mindestens weiteren zehn Jahren Transfer­
leistungen zu bezahlen ist, wenn wenigstens die ge­
genwärtige Situation gehalten werden soll. Der Mühl­

Gesehen in Hamburg-Altona

stein dieser Riesensubvention der deutschen Wirt­
schaft hat die Bundesrepublik bei Pro-Kopf-BIR dem 
einzigen realen Vergleichsmaßstab, auf einen fünften 
bis sechsten Platz in Europa zurückgezerrt. Die Re­
gionen mit dem größten Wirtschaftswachstum ran­
gieren im Pro-Kopf-BIP hinter Portugal an letzter 
Stelle in Europa.

Wenn der Präsident der Weltbank sagt, aus dem Kon­
kurrenzkampf einzelner Unternehmen sei heute der 
Konkurrenzkampf von Nationen geworden, so wird die 
Regierungspolitik in ihrem Kem erkennbar: nicht ein­
fach eine gewaltige Abrißbime, sondern eine General­
mobilmachung zu einer totalen, die Ressourcen der 
gesamten Gesellschaft, ja der mit konkurrierenden eu­
ropäischen Nationen einsetzenden Konkurrenz­
schlacht.

Solange wir um diese Situation herumreden, reden 
wir an den Interessenlagen vorbei. Denn natürlich ver­
binden sich in dieser Konkurrenzschlacht existen­
zwichtige Interessen der von der Kapital- und Markt­
logik Abhängigen auch dann mit denen ihrer Exi- 
stenzgaber, wenn sie - entsprechend ihrer abhängigen 
Lage - die Zeche zahlen. Chancen, dieses Zusammen­
fallen von Interessen der Räuber und der Beraubten 
zu unterlaufen oder gar aufzubrechen, bestehen nur, 
wenn glaubhaft gemacht werden kann, daß hier für 
eine Schlacht mobilgemacht wird, die nicht zu gewin­
nen ist, die schon vor ihrem Beginn verloren ist. Und 
wenn andere Interessen der Betroffenen mobilisiert 
werden können.

Also doch Einstieg in die Standortdebatte?
Wer sich aus einer so existentiellen Debatte raus­

halten will, stellt sich ins Abseits. Insofern hat die Lin­
ke gar keine Wahl.

Alles wird aber davon abhängen, ob wir erstens 
selbst begreifen und zweitens rüberbringen können, 
daß in der Standortdebatte alle grundlegenden An­
sätze, die bisher vorliegen, deshalb verfehlt sind, weil 
sie irgendwie den Weg fortsetzen wollen, der in die Kri­
se geführt hat - die Unterordnung der gesamten Ge­
sellschaft unter die Kapital- und Marktlogik, die Re­

duzierung von Wirtschaft auf Betriebswirtschaft, c 
System der organisierten Verantwortungslosigkeit, 
dem alle Zukunftsfragen (Innovation, eine ökologist 
abgesicherte nachhaltige Entwicklung sowie d 
natürliche Reproduktion der Gesellschaft) aus dt 
wirtschaftlichen Rechnungsführung ausgeklamme 
sind und an eine Gesellschaft (Staat, Kommunen, Fs 
milien, Individuen) delegiert werden, der anderersef 
immer mehr die Mittel (Finanzen und Entsche 
dungsmöglichkeiten) genommen werden, um sie 
diese von vornherein verlorene Konkurrenzschlacl 
zu verpulvern.

Im Februar vorigen Jahres hatte die Evangeliscl 
Akademie Thüringen zu einer Veranstaltung Zuki 
zwischen Markt und Verantwortung auch Loti 
Späth eingeladen.

Er bot getreu seinem Buch Sind die Deutschen not 
zu retten ? Die Universalmedizin der Ökonomen df 
Markt- und Kapitallogik an - die Senkung der Lohr 
kosten, die allseitige Verfügbarkeit aller Arbeitsfäh' 
gen für das flexible Kapital, die Entlastung der ö'

fentlichen Kassen von Sozialausgaber 
Weniger offen findet man bisher in df 
Debatte das innenpolitische Konzept 
das Späth anbot, um eine solche Wirt 
schaftspolitik abzusichern: Wir müsse 
die sozialen Unterschiede wesentlif 
vergrößern. Wir müssen konfliktfähige 
werden, den Mut haben, den innere 
Frieden nicht mehr als oberstes Gut s 
betrachten, Konflikte auszustehen. £ 
die ziemlich genaue Wiedergabe seine 
Thesen.

Ich habe ihm damals entgegnet: Mit 
diesen Maßnahmen können Sie die Ko 
sten der Arbeitsstunde von derzeitig 1! 
DM (wie er sagte) auf 12, vielleicht aue 
auf 10 DM senken. Von den von Ihnen al: 
Maßstab gesetzten ostasiatischen 2 I 
bleiben sie dennoch himmelweit ent 
femt. Wie können Sie die ganze GeseL’ 
schäft in einen solch aussichtslose 
Wettlauf des Hasen gegen die Igel het 
zen? Er hat mir geantwortet: Sie tun so 
als könnten Sie die Regeln in diese 
Wettkampf bestimmen. Wenn ich an e: 
nem Wettkampf teilnehme, dessen Rc 
geln ich nicht bestimmen kann, muß ie 

wenigstens so tun, als könnte ich ihn gewinnen.
Zu diesem Offenbarungseid muß die linke Oppositi 

on die Verfechter der Kapital- und Marktlogik zwin 
gen. Sie darf in der Standortdebatte nicht zu Haust 
bleiben, aber sie darf nicht mitgaffenund - staunen. Sit 
muß den Schusterjungen aus dem Märchen abgeben 
der den Ruf wagt Der Kaiser hat ja gar keine neuer 
Kleider.

Dabei wird sie immer selbst in die Kapital- une 
Marktlogik verstrickt bleiben, solange sie über Markt 
gewinnung und Kostenreduzierung diskutiert. Vie’ 
mehr müssen j ene Argumente in den Mittelpunkt, we’ 
ehe die natürlichen Grenzen der Kapital- und Markt 
logik thematisieren:
- Eine Gesellschaft, die in den nächsten fünfund 

vierzig Jahren um 12 Millionen schrumpft (um me 
als ein Siebentel), während gleichzeitig der Anteil de 
über 69jährigen von etwas mehr als 10% auf Fast 259 
steigt, kann die Lebenssicherung nicht mehr so wie 
bisher gestalten. Die einzig mögliche Alternative wäri 
ja eine entsprechende gewaltige Immigration.

- Eine Gesellschaft mit der Produktivität, die 
jetzt haben und die ja noch weiter steigen müßte, un 
in der Konkurrenz zu bestehen, kann die überflüss 
gemachte Bevölkerung nicht mehr über Transferlei 
stungen unterhalten oder müßte diese so weit absen 
ken, daß der innere Frieden selbst beim besten Willei 
nicht mehr zu erhalten wäre. Will sie das eine wie da; 
andere nicht, so muß sie notwendigerweise mehr For 
men von Arbeit einen existenzsichemden Charakte 
geben.
- Eine Gesellschaft, die unter unseren klimatische! 

und ökologischen, demographischen und ökonomi 
sehen Bedingungen eine nachhaltige Entwicklung si 
ehern will, muß in vierzig bis fünfzig Jahren jene Grenz 
werte an Energieverbrauch, Müll und Schadstof 
femissiönen erreichen» die in der jüngsten Studie voi 
BUND genannt und begründet sind.
- Eine Gesellschaft, die immer mehr junge Menscher 

in die Warteschleife eines Hochschulwesens schickt 
das infolge seiner strukturellen Schwäche, seiner alt
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A»s der PDS Thunnsen,

Antrag zum
TOP Generaldebatte
Der Parteitag möge beschließen:

Der Parteitag ruft die Delegierten des Landes 
Thüringen auf, auf dem Bundesparteitag in geeig­
neter Form (Appell oder Antrag)

1. den Antrag der AG Wissenschaft beim Landes­
vorstand zu unterstützen.

2. folgende Gedanken in die Debatte um den Leit­
antrag Veränderungen von unten einzubringen:

2.1. Die Politik der Regierungskoalition nicht ein­
fach als Sozial- und Demokratieabbau zu beschrei­
ben, sondern ihren Charakter kenntlich zu machen 
als Generalmobilmachung für eine erbarmungslose 
Konkurrenzschlacht der Wirtschaftszentren des 
Nordens. Eine Konkurrenzschlacht, zu der auch das 
Glaubhaftmachen der Absicht gehört, notfalls auch 
militärische Gewalt als zulässiges Mittel einzuset­
zen.

2.2. Unabdingbare Elemente linken Widerstands 
und linker Oppositionspolitik sind daher für die 
PDS:

2.2.1. die vorbehaltlose Ächtung militärischer Ge­
walt als Mittel der Politik;

2.2.2. die Kennzeichnung der Konkurrenzschlacht 
als einer von vornherein verlorenen Schlacht als 
wichtigste Methode, um der drohenden Interessen­
gemeinschaft der Täter und Opfer im Kampf um den 
Standort Deutschland entgegenzutreten;

2.2.3. die Begründung und gedanklich-praktische 
Entwicklung einer Politik der Umkehr zur Verteidi­
gung des Lebensorts Deutschland auf dem Wege ei­
ner Umverteilung von oben nach unten und einer al­
ternativen Gesellschaftskonzeption (ökologischer 
Rückbau oder nachhaltige Entwicklung oder Öko­

väterlichen Professorenschaft und finanziellen Aus­
magerung die innovative Lücke nicht schließen kann, 
vergibt auch ihre letzten Chancen, Anschluß zu hal­
ten.
-Eine Gesellschaft, die in dem bisherigen Maße ihren 

Kommunen, ihren regionalen Kreisläufen die Luft zum 
Atmen nimmt (Finanzausstattung und Entschei­
dungsmöglichkeiten, Ausgleich von Standortnachtei­
len des örtlichen und regionalen Gewerbes und Be­
sitzgarantie für das selbst genutzte Wohneigentum 
[42-43% aller Wohnungen in Ost wie West] und das 
mittelständisch genutzte [etwa 10 vermietete Woh­
nungen] Wohneigentum), ist nicht mehr funktions­
fähig zu gestalten.
-Eine Gesellschaft mit der jetzigen Agrarpolitik muß 

entweder die Agrarproduktion so hoch subventionie­
ren, daß eine der DDR entsprechende Haushaltssi­
tuation entstünde, oder aber ein Europa ohne Bauern 
und Dörfer schaffen.

Zumindest in diesen sechs Bereichen gibt es Fort­
schritt nur durch Umkehr. Ist jeder Schritt in der bis­
herigen Richtung unverantwortliche Verschwendung 
dringend benötigter Zeit und Mittel. Da die Ökonomie 
der Markt- und Kapitallogik in ihrem Kampf um den 
Standort diese unabweisbaren Notwendigkeiten 
nicht als solche berücksichtigen will, mit den von ihr 
verfolgten Zielen ihnen sogar entgegenarbeitet, muß 
ihr im politischen wie im geistig-kulturellen Bereich 
der Anspruch einer Ökonomie entgegengehalten wer­
den, die diesen Entwicklungsnotwendigkeiten Rech­
nung trägt.

Im Entwurf des Leitantrags für den Landesparteitag 
haben wir deshalb dem Kampf um den Standort 
Deutschland den Kampf um den Lebensort Deutsch­
land entgegengestellt. Erst danach las ich einen Auf­
satz von Oskar Negt, in dem die gleiche Frontstellung 
aufgemacht wird. Er nennt eine solche alternative 
Ökonomie zur toten Ökonomie der Markt- und Kapi- 
tallogik eine Ökonomie des ganzen Hauses. Ob das ein 
gutes Marketing ist, ob der Begriff griffig und plausi­
bel genug ist, lasse sich erst einmal dahingestellt. Es 
geht mir um die Art und Weise, wie die Linke in die 
Standortdebatte eingreifen müßte.

Wenn hier eine politische Kampflinie gegen die Ka­
pital- und Marktlogik aufgemacht wird, so bedeutet 
das nicht die Illusion, eine solche Logik aus der Welt 
schaffen zu können.

Es ist so gedacht, wie Marx die Veränderung von Ge­
sellschaftsordnungen erklärte: Ein Element der Ge­
sellschaft, das sich alle anderen Elemente unterord­
net hat, sie sich zu seinen Organen gemacht hat, ver­
liert seine Entwicklungskraft, während ein anderes 
Element beginnt, die Elemente der Gesellschaft zu sei­
nen Organen zu machen. An Erfahrungen reicher als 

nomie des ganzen Hauses oder Dominanz der So­
zialwirtschaft);

2.2.4. das Ersetzen des wirtschaftlichen Systems 
der organisierten Verantwortungslosigkeit durch 
das Geltendmachen der grundgesetzlichen Sozial­
pflicht des Eigentums;

2.2.5 das Ablösen des Leasings der öffentlichen Ge­
walt an die politische Klasse zur Selbstbedienung 
durch eine andere Art von Politik, d.h. eine andere 
Art der Behandlung und Lösung gesellschaftlicher 
Konflikte, bei der die politischen Parteien sich auf 
ihren grundgesetzlichen Auftrag zurücknehmen, In­
teressenkonflikte zwischen den Beteiligten immit­
telbar ausgetragen und verhandelt werden können 
(etwa nach dem Vorbild der Tarifautonomie), Akti­
onsbündnisse zur Bewältigung gesellschaftlicher 
Probleme angestrebt werden.

2.3. Die Wortmeldung zur Standortdebatte und 
zum Aktionsbündnis der IGM sowie zum Wort der 
Kirchen zu den vordringlichen Aufgaben eines auf 
zwei Jahre befristeten Aktionsplanes der PDS 
gehören.

2.4. Die ungenaue und daher nichtssagende Ver­
tretung ostdeutscher Interessen ersetzt wird durch 
eine genaue Benennung der von der PDS vertrete­
nen ostdeutschen Interessen und ihre Kennzeich­
nung als Teil gesamtdeutscher Interessenvertretung 
durch die PDS.

2.5. Die PDS anstelle von Konkurrenz um Wähler­
stimmen und Koalitionsmathematik ihr Ja zu einer 
Mehrheit links von der CDU durch eine Profilierung 
ihres eigenen Standpunkts im Dialog mit SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen und vor allem den eine Al­
ternative suchenden Teil der Zivilgesellschaft be­
kräftigt, damit Wählerinnen und Wähler entscheiden 
können, mit welchem parlamentarischen Gewicht 
sie welche Ansätze zu einer Veränderung ausstatten 
wollen.

Marx, in differenzierten Gesellschaften erwachsen ge­
worden und lebend, wissen wir, daß es wohl mehrerer 
solcher sich entfaltender neuer Elemente bedarf.

Ist es richtig, in einer so zugespitzten gesellschaftli­
chen Krise mit einem derartigen Grundsatzanspruch 
anzutreten? Nimmt er nicht einfach das alte grüne In­
ventar auf?

Es ist kein Grundsatzprogramm. Dazu enthält es viel 
zu viele offene Stellen, weiße Flecken, Fragezeichen.

Es ist der Versuch, neben Gewaltfreiheit und kom­
promißlosem Demokratismys sechs sozialökonomi­
sche Prinzipien (Essentials sagt man wohl neu­
deutsch) zu formulieren, bei denen die PDS sagt: In 
dieser Richtung mit uns nicht weiter. In die andere 
Richtung umkehren!

Sollten sie mehrheitsfähig werden in der PDS, so 
wäre das ihr Markenzeichen, für das sie auch dann 
steht, wenn alle anderen politischen Kräfte sich dem 
Mainstream, dem Hauptstrom, der toten Ökonomie 
zuwenden. (Werden sie nicht mehrheitsfähig, so gilt 
das Gleiche für eine Strömung in oder bei der PDS, die 
nach meiner Überzeugung notwendigerweise entste­
hen wird.) Es ist gleichzeitig ein Signal in die ganze 
Gesellschaft, daß partei-, weltschauungs-, ja auch so­
zialökonomisch übergreifend jede und jeder mit der 
Unterstützung der PDS (oder einer solchen Strö­
mung) rechnen kann, die sich in diese Richtung be­
wegen.

Wir haben ja nicht aus taktischen Gründen das The­
ma Grundlagen linker Oppositionspolitik gewählt. Es 
wäre nicht das Programm einer Partei. Vielmehr ent­
schlösse sich eine Partei (oder eine ihr nahe Strö­
mung), sich einem solchen aus der Gesellschaft ge­
wachsenen Programm zu verpflichten.

Ein solches politisches Vorgehen, seit biblischen Zei­
ten gedacht, als unterirdischer, manchmal auftau­
chender Strom europäischer Geschichte (wie Ernst 
Bloch so genau formulierte) von Abertausenden Men­
schen durch die Zeiten gebracht, praktisch erprobt im 
41. Jahr der DDR, verstehen wir als Kem des Anlie­
gens vom neuen Gesellschaftsvertrag. Dabei scheint 
uns der von den Betriebsräten kämpfender Beleg­
schaften entwickelte und vom DGB aufgegriffene Ge^ 
danke des Aktionsbündnisses für ... griffiger, zeit­
gemäßer und profilierter. Zu ergänzen wäre er durch 
den Gedanken des gesellschaftlichen Dialogs, wie ihn 
die europäische Linke im Sinne des Diskurses ent­
wickelt hat und wie ihn die beiden großen christlichen 
Kirchen mit ihrem Wort zur wirtschaftlichen und so­
zialen Lage in Deutschland zu institutionalisieren ver­
suchen.

□

Vom 17. bis 19. November fand in Hamburg unter 
großer Beteiligung ein „Sozialpolitischer Rat­
schlag über Reichtum in Deutschland“ statt. Or­
ganisatorin war „Freiheit, Gleichheit, Mitmensch­

lichkeit - Bürgerinitiative für Sozialismus“, unter­
stützt wurde der Ratschlag von Gliederungen der SPD, 
der Bündnisgrünen und der PDS sowie von zahlrei­
chen gewerkschaftlichen Gliederungen.

Aus der Fülle der uns vorliegenden Referate aus Ple­
nen und Arbeitsgruppen können wir nur ein Referat 
veröffentlichen, und auch das leider nur gekürzt. Wir 
weisen aber daraufhin, daß in Kürze in Distel-Verlag 
Beiträge zur Konferenz als Buch erscheinen. (Red.)

NeoZzberaZismiis

Der Legitimationsbedarf 
für die Konzentration von 
Einkommen und Vermögen
VON PROF. HERBERT SCHUI

Die gegenwärtige Debatte ist gekennzeichnet durch 
die zunehmend Vorherrschaft der Idee, daß die wirt­
schaftliche Lage nur zu bessern sei durch weniger, 
durch den „schlanken“ Staat, durch Deregulierung, 
durch mehr Markt und weniger staatliche Gesetze, 
durch Flexibilität, Wettbewerb und Freihandel. Diese 
politischen Losungen und Kampfparolen begleiten 
den gegenwärtigen Kampf gegen Parlamentarismus, 
Sozialstaat und gewerkschaftliche kollektive Interes­
senvertretung.

Das Konzept dieses Kampfes ist die Gesellschafts­
theorie des Neoliberalismus. Sie ist im Grundsatz die 
Theorie der Rechtfertigung für unbeschränkte Auto­
nomie der Besitzer von Geld- und Produktivvermö­
gen. Die Devise heißt, den Kapitalismus von den Fes­
seln einer partizipativen parlamentarischen Demo­
kratie zu befreien. Die Vorreiter in diesem Trend, den­
jenigen zu Hilfe zu eilen, deren Bewegungsfreiheit 
durch das allgemeine Wahlrecht, den Sozialstaat, 
durch effiziente Gewerkschaften eingeengt ist, finden 
sich im akademischen Milieu.1

Angesichts der Nobelpreise für Ökonomie ist offen­
sichtlich, daß der Neoliberalismus seit Mitte der 70er 
Jahre zur vorherrschenden wirtschaftswissenschaftli­
chen Doktrin wird. 1974 erhält Friedrich von Hayek, 
der bedeutendste Vertreter dieser Schule, zusammen 
mit Gunnar Myrdal den Preis. In der Folge wechseln 
sich zunächst Keynesianer, Neoklassiker und Neoli­
berale ab, bis schließlich in den 90er Jahren dieser 
Preis ausschließlich neoliberalen Ökonomen Vorbe­
halten ist, so G. S. Becker, J. Buchanan, R. Coase und 
R. Lucas, um die Prominentesten zu nennen.

I. Zweck und Effizienz 
der Wirtschaft
Die Geschichte der ökonomischen Theorie ist in ihren 
Etappen Klassik, Neoklassik, Neoliberalismus zu­
gleich die Geschichte ihres intellektuellen Nieder­
gangs: Das Ziel der Klassik, der Wohlstand der Nati­
on, wandelt sich im Neoliberalismus zur Vorstellung, 
daß eine Volkswirtschaft in einer liberalen Gesell­
schaftsordnung zielfrei sein müsse, daß ihr Zweck 
nicht in der Maximierung der Bedürfnisbefriedigung 
oder des Sozialproduktes bestehen dürfe, sondern nur 
in der Gewähr des Privateigentums bzw. Darin, daß je­
der seine individuellen Mittel und Kenntnisse für sei­
ne persönlichen Zwecke einsetzen könne - gleichgül­
tig, mit welchen materiellen gesellschaftlichen Ge­
samtergebnis. Die Legitimation des heraufkommen- 
den Kapitalismus, nämlich die Mehrung des Wohl­
stands als Glücksversprechen der Moderne, wandelt 
sich im Neoliberalismus (der Postmoderne in der Wirt­
schaftstheorie) : Das Versprechen besteht nur noch in 
der Form, so im Markt, im Wettbewerb, in den Eigen­
tumsverhältnisse - nicht aber in einem vergrößerten 
materiellen Ergebnis für alle Teilnehmer am Wirt­
schaftsprozeß. Das Glücksversprechen ist entmate­
rialisiert. (Zur Illustration ein sprachlicher Lapsus: 
Der Sachverständigenrat redet in einem seiner frühen 
Gutachten2 von einer „Gleichgewichtsverheißung“.) 
Hervorzuheben ist in dem Kontext, daß das klassische 
Glücksversprechen nur deswegen wenigstens ansatz­
weise auch für die Arbeitenden verwirklicht wurde, 
weil durch den Kapitalismus neben der Produktiv­
kraft (Technik, Spezialisierung, Arbeitsteilung) 
gleichzeitig die Arbeiterbewegung entwickelt wurde, 
die erfolgreich um die Teilhabe der Arbeitenden an 
ihrem Arbeitsprodukt gestritten hat.
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die zentralen Themen der klassischen Wirtschafts­
theorie sind und die gesellschaftliche Klasse ihr me­
thodischer Bezugspunkt, betont die Neoklassik in der 
Folge mehr die Anreiz- und Informationsfunktion des 
Marktes, d.h. seine Allokationseffizienz. Sie konzen­
triert sich damit auf den Aspekt, daß der Markt die 
überlegene gesellschaftliche Institution sei, um bei ge­
gebener wirtschaftlicher Ausstattung eines Landes 
eine maximale Bedürfnisbefriedigung zu erreichen 
(Begriffsbildung und Begründungsverfahren der Neo­
klassik- wie auch des Neoliberalismus - sind bestimmt 
durch methodischen Individualismus.)

Der von der Klassik betonte Zweck der Wirtschaft 
(Hebung des Wohlstandes der Nation) impliziert 
ebenso wie der von der Neoklassik hervorgehobene 
Zweck des Marktes (Allokationseffizienz) ein Effizi­
enzkriterium, nach dem sich die Zweckmäßigkeit der 
Wirtschaftsordnung beurteilen läßt. Dies eröffnet die 
Frage nach dem Marktversagen in bestimmten Ver­
sorgungsbereichen, ist Anlaß für die Entwicklung der 
Wohlfahrtsökonomik im Kontext der Neoklassik und 
begründet allgemein im Rahmen der Theorie der 
Staatsfinanzen den staatlichen Eingriff in die Privat­
wirtschaft.

II. Keynesianischer Reformismus: 
der Hauptgegner der Neoliberalen 
Entlang des Effizienzkriteriums argumentiert, meldet 
der Keynesianismus bekanntlich die weitreichendsten 
Zweifel an der Leistungsfähigkeit des kapitalistischen 
Systems an. (In der Tat ist es ja mit der Allokations­
effizienz des Marktes nicht weit her, wenn wirtschaft­
liche Hilfsmittel wie Arbeit und Realkapital anhaltend 
ungenutzt sind.) Für den Keynesianismus (damit aber 
nicht in jedem Fall für Keynes selbst) wird die von der 
Klassik (so namentlich^Marx) bereits gestellte Reali­
sierungsfrage - nämlich ob es Restriktionen für den 
Absatz und damit für die Umwandlung des Mehrwerts 
in Profit geben kann'- zum zentralen Anliegen. Damit 

f wird der Keynesianismus im Grundsatz zu einer ge­
haltvollen sozialökonomischen Theorie. Seine poli­
tisch dezidierteste Ausprägung belegt dies. Diese Les­
art des Keynesianismus kommt zu folgendem Ergeb­
nis: Die Verteilung des Sozialprodukts auf Lohn und 
Gewinn bestimmt die Höhe der effektiven Nachfrage 
und damit die Produktion und Beschäftigung. Denn 
da aus einer Gewinnmark weniger Konsumausgaben 
folgen als aus einer Lohnmark, senkt eine steigende 
Gewinnquote die gesamtwirtschaftliche Konsumquo­
te. Ein allgemeines Nachfragedefizit wird dann ver­
mieden, wenn die Investitionsquote kompensierend 
ansteigt. Der hierzu erforderliche Investitionsbedarf 
kann nicht daraus resultieren, daß die Kapazitäten für 
die Herstellung von Konsumgütem vergrößert werden 
müßten. Folglich kommt alles darauf an, daß die In­
vestitionsausgaben für reine Modernisierungen an­
wachsen. Dem aber stehen zwei Argumente entgegen:

(1) Der Modernisierungsbedarf ist bei einer hoch­
entwickelten Volkswirtschaft relativ zum Nettosozial­
produkt niedriger als in einer Wirtschaft, die bei nied­
rigem Sozialprodukt sich anschickt, eine vorkapitali­
stische Wirtschaft kapitalistisch zu modernisieren.

(2) Die volkswirtschaftliche Verteilung und damit die 
Entwicklung des Konsums ist durch den gesellschaft­
lichen Konflikt bzw. Das Kräfteverhältnis bestimmt, 
oder allgemeiner, durch die gesellschaftlichen Ver­
hältnisse, unter denen produziert wird (die Produkti­
onsverhältnisse) . Die Menge des für die Investoren an­
wendungsfähigen technischen Fortschritts aber folgt 
aus Erfindungen, dem Stand der Technik selbst, aus 
der Menge an Kapital pro Arbeitenden, die die Mo­
dernisierung erfordert. (Dies ist je nach Typ des tech­
nischen Fortschritts unterschiedlich.) Der Bedarf an 
Realkapital ist also eine Frage der Produktivkraft und 
ihrer Entwicklung. Folglich kann es keine Gewähr 
dafür geben, daß der Ausfall an Konsumgüternach­
frage als Folge des gesellschaftlichen Konfliktes stets 
ausgeglichen würde durch vermehrte Investitionsgü­
ternachfrage aus der Entwicklung der Technik. Oder 
anders: Es ist keineswegs sicher, daß diejenige Menge 
an wirtschaftlichen Ressourcen, die aufgrund der Pro­
duktionsverhältnisse für die Kapitalgüterproduktion 
bereitgestellt werden, bei der gegebenen Produktiv­
kraftentwicklung auch tatsächlich für die Produktion 
von Kapitalgütern genutzt werden.

Staatliche Verteilungspolitik kann im Sinne eines 
politischen Keynesianismus das Problem des Nach­
fragedefizits lösen. Diese Politik ist in einem abstrak­
ten Sinn Reformierung des Produktionsverhältnisses. 
Sie führt dem Konsum das zu, was für die Realkapi­
talbildung (die Investitionen) nicht benötigt wird. 
Dies ist die Grundlage für den modernen Wohlfahrts­
staat: Die Gewinnansprüche werden durch Steuern in 
Grenzen gehalten. Diese Begrenzung der Gewinnan­

sprüche reduziert gleichzeitig die Menge der wirt­
schaftlichen Ressourcen, die für die Kapitalgüterpro­
duktion bereitgestellt werden. Wird mit diesen Steuer­
einnahmen der Wohlfahrtsstaat finanziert, d.h. kol­
lektiver Konsum, so werden die fraglichen Ressourcen 
nun für die Konsumgüterproduktion genutzt. Die Ver­
teilungspolitik (die Reformierung des Produktions­
verhältnisses) sorgt also dafür, daß sämtliche Res­
sourcen genutzt werden und dies wohlfahrtsmehrend 
im Sinne einer umfassenden Daseinsvorsorge des 
Staates für seine Bürger 3 Dies bedeutet gleichzeitig 
mehr Beschäftigung im öffentlichen Dienst, um die 
verbesserten öffentlichen Gratisleistungen zu erbrin­
gen. (In der Anleitung zu einer solchen Gesamtpolitik 
besteht der sozialökonomische Gehalt linkskeynesia- 
nischer Theorie.)

(...)Im Grundsatz geht es um folgende Frage: un­
eingeschränkte Autonomie für die Besitzer von Geld- 
und Realkapital mit der Folge ungenutzter wirt­
schaftlicher Ressourcen (einschließlich ungenutzter 
Arbeitskraft) - oder eingeschränkte Autonomie durch 
die Verteilungspolitik und ihre Implikationen, dafür 
aber vollständiger Gebrauch der Ressourcen und So­
zialstaat. Die Forderung nach uneingeschränkter Au­
tonomie für die Besitzer wird vom Neoliberalismus als 
Forderung nach allgemeiner Freiheit vertreten. Diese 
abstrakte allgemeine wirtschaftliche Freiheit bedeu­
tet jedoch konkret recht unterschiedlich verteilte 
Freiheit, besonders wenn -im Gegensatz zum Neoli­
beralismus - Freiheit auch als Freiheit von Unwissen­
heit, materieller Not, Lebensrisiken wie Erwerbslosig­
keit oder Armut im Alter verstanden wird.

Der Neoliberalismus muß demnach zwei Ziele ver­
folgen. Zum einen sind Staatsinterventionen als 
schädlich darzustellen. Da aber angesichts der fatalen 
marktwirtschaftlichen Ergebnisse in der Weltwirt­
schaftskrise die Behauptung wenig glaubhaft ge­
macht werden kann, daß Interventionen die Lage wei­
ter verschlechtern würden, werden materielle Ergeb­
nisse (so Freiheit von Not) nicht in Aussicht gestellt, 
sondern die große, die offene, die freie Gesellschaft, die 
allein das Überleben der Menschheit sicherstellen 
könne. (In der gegenwärtigen Lage stellt sich die neo­
liberale Argumentation etwas einfacher: Es wird nun 
behauptet, daß die schlechte wirtschaftliche Lage die 
Folge der vorangegangenen Periode der Staatsinter­
ventionen sei und daß bei „Befreiung der Märkte“ je­
der Tatkräftige seine materielle Lage verbessern kön­
ne.) Wenn Staatsintervention als schädlich dargestellt 
wird, so macht dies einleuchtenderweise erforderlich 
- dies ist das zweite Ziel diejenigen gesellschaftli­
chen Einrichtungen zu diskreditieren, die für diese 
Staatsintervention stehen, nämlich das Parlament 
und die Gewerkschaftsbewegung als kollektive Inter­
essenvertretung.

III. Die Grundzüge der neoliberalen 
Gesellschaftstheorie.
1. Maximierung der Bedürfnisbefriedigung oder Ma­
ximierung des Sozialprodukts ist nicht das Ziel einer 
freien Marktwirtschaft

Eine kapitalistische Marktwirtschaft ist eine, wie 
Hayek dies nennt, „spontane Ordnung“ oder „Katal- 
laxie“, die nicht auf eine bestimmte Zielhierarchie 
ausgerichtet ist. Die spontane Ordnung ist keine 
zweckgerichtete Organisation: Die „Grundidee der 
Maximierung der Bedürfnisbefriedigung (oder Maxi­
mierung des Sozialprodukts) [ist] nur einer Einzel­
wirtschaft angemessen,... nicht jedoch der spontanen 
Ordnung einer Katallaxie, die keine gemeinsamen 
konkreten Ziele hat.“4

Aus welchem Grund muß das so sein? Eine vorzeit­
liche Horde war, so Hayek, eine zweckgerichtete Or­
ganisation, die bestimmten angeborenen Regeln folg­
te. In dieser face-to-face-society werden konkrete Zie­
le verfolgt, so die Maximierung der Jagdbeute, die Ver­
sorgung der nicht mehr Arbeitsfähigen usw. Die Ge­
sellschaft kann allerdings nicht - und sie ist nicht - auf 
dieser Entwicklungsstufe stehengeblieben. (Wäre wie 
es, so wäre sie sehr rasch an Nahrungsmittelknapp­
heit zugrunde gegangen.) Die kulturelle Evolution hat 
in der Vorstellung Hayeks diesen Stillstand verhin­
dert. „Die meisten Schritte in der kulturellen Evoluti­
on wurden nur dadurch möglich, daß einige Individu­
en einige der traditionellen Regeln durchbrachen und 
neue Verhaltensformen praktizierten, nicht weil sie er­
kannten, daß diese besser waren, sondern weil es den 
Gruppen, die danach handelten, besser als den ande­
ren erging und sie deshalb wuchsen.“5 Bei dieser Se­
lektion werden solche Gruppen begünstigt, die Regeln 
adaptieren (durch Versuch, Irrtum und unreflektierte 
Nachahmung des Erfolgreichen), mit deren Hilfe Wis­
sen und Aktivitäten, die auf eine große Anzahl von Ge­
sellschaftsmitgliedern verstreut sind, so koordiniert 
werden, daß diese Gesellschaft ihre Überlebenswahr­

scheinlichkeit maximiert. In diesem Evolutionsprozeß 
ändert sich die Natur der Regeln: Sie werden ab­
strakter. „Die bedeutendste Veränderung, die der 
Mensch immer noch nur zum Teil verdaut hat, kam 
mit dem Übergang von einer face-to-face-society zu 
dem, was Sir Karl Popper zutreffend die abstrakte Ge­
sellschaft genannt hat: eine Gesellschaft, in der nicht 
länger die bekannten Bedürfnisse bekannter Men­
schen, sondern nur abstrakte Regeln und unpersönli­
che Signale das Handeln gegenüber Fremden bestim­
men. Das macht eine Spezialisierung möglich, die weit 
über den Bereich hinausgeht, der von einem einzelnen 
Menschen überblickt werden kann.“6

Das so charakterisierte System ist die freie Markt­
wirtschaft, die spontane Ordnung. „Ihre Sitten brach­
ten es mit sich, ... [den] bekannten bedürftigen Nach­
barn das vorzuenthalten, wessen sie u.U. bedurften, 
um statt dessen den unbekannten Bedürfnissen vie­
ler Tausender unbekannter Menschen zu dienen. Fi­
nanzieller Gewinn statt Verfolgung eines allgemeinen 
bekannten Zieles wurde nicht nur die Grundlage für 
die Anerkennung durch andere, sondern auch der 
Grund für die Zunahme allgemeinen Wohlstands.“7Ein 
gesellschaftliches Vorhaben, das wieder darauf ab­
zielt, die Not „bekannt bedürftiger Nachbarn“ konkret 
zielgerichtet zu beheben, ist nach Hayek „das Wieder­
auftauchen unterdrückter ursprünglicher Instinkte“’ 
und deswegen der Versuch der evolutorischen Rück­
wärtsentwicklung. Die Unterdrückung dieser Instink­
te und statt dessen die disziplinierte Unterwerfungun­
ter die abstrakten Regeln der Marktwirtschaft können 
allein das erreichte Niveau aufrechterhalten bzw. Die 
Fortentwicklung der Gesellschaft sichern. Der so je­
weils erreichte neue Stand bringt immer auch eine 
neue Disziplin mit sich. „Der Menschen wurde gegen 
seinen Willen zivilisiert. Die Zivilisation war der Preis, 
den er für die Fähigkeit zahlen mußte, eine größere 
Kinderschar aufzuziehen.“9

Über den Komplex der Disziplin und Unterwerfung 
wird später noch zu reden sein, hier geht es zunächst 
darum zu zeigen, daß eine freie Marktordnung keine 
konkreten Ziele im Sinne etwa der Outputmaximie­
rung haben kann. Die „Zunahme des allgemeinen 
Wohlstands“ und die Möglichkeit, „eine größere Kin­
derschar aufzuziehen“, dürfen im Sinne Hayeks nicht 
als konkretes Ziel der Marktwirtschaft verstanden 
werden. Der Kapitalismus hat sich nicht herausgebil­
det, damit er den Wohlstand mehrt; vielmehr ist er Er­
gebnis der Evolution, weil er Wohlstand mit sich brach­
te, und er konnte das Ergebnis der Evolution sein, weil 
die Mitglieder der Gesellschaft sich an die abstrakten 
Regeln hielten. Bei den abstrakten Regeln handelt es 
sich um allgemeine Verhaltensregeln, die sämtlich aus­
drücklich die uneingeschränkte Garantie des Privat­
eigentums bezwecken und damit ein uneinge­
schränktes Eigentumsrecht. Würde man nun dem Ka­
pitalismus konkrete Ziele vorschreiben, was ja in der 
politischen Praxis darauf hinauslaufen müßte, das 
persönliche freie Verfügungsrecht über das individu­
elle private Eigentum einzuschränken (Produktions­
gebote oder Verteilungspolitik wären solche Eingrif­
fe), dann würden diese konkreten Zielvorgaben das 
Befolgen der abstrakten Verhaltensregeln unmöglich 
machen, damit den Kapitalismus selbst als Evoluti­
onsergebnis gefährden und damit auch dessen Wir­
kungen wie Wohlstandszunahme.

Wohlstandsvermehrung ist im Kapitalismus also 
nicht Zweck, sondern eine Art Dreingabe. Dies in Ana­
logie zu Hayeks Vorstellung, daß „aus purem Mißtrau­
en gegen die Herrscher“ sich die Beschränkung der 
Staatsgewalt in England historisch ergeben habe, und 
daß man im Nachhinein beobachtet habe, daß die 
größeren politischen Freiheiten eine „vorher nicht da­
gewesene materielle Blüte“ hervorgebracht haben.” 
Sicherlich ist dieses Gesamtkonstrukt von einer nicht 
zweckorientierten Ordnung, die zwar nicht allgemei­
nen Wohlstand vorsätzlich anzielt, ihn aber dennoch 
realisiert und sich deswegen in der Evolution durch­
setzt, recht künstlich. Denn schließlich entscheidet in 
diesem Sinne die Effizienz ja doch darüber, ob die Ord­
nung allgemein angenommen wird.

Für' den Neoliberalismus allerdings ist diese Diffe­
renzierung sehr wichtig. Zum einen ist der Kapitalis­
mus von vornherein exkulpiert, wenn er keinen allge­
meinen Wohlstand realisiert. Zum anderen ist auch je­
der politische Entwurf, der bei Verfehlen des Wohl­
standszieles diesen Wohlstand realisieren möchte, 
nicht zulässig. Hayek wendet sich sehr entschieden ge­
gen solchen Konstruktivismus, wie er dies nennt, und 
denunziert Bemühungen dieser Art als „Mißbrauch 
der Vernunft“.11 Auf der Basis dieser Überlegungen 
können Ziele wie „Soziale Gerechtigkeit“ oder „Sozi­
alstaat“ als inkompatibel mit dem Ergebnis der Evo­
lution abgelehnt werden.

Im Rahmen ökonomischer Theorie argumentiert soll 
durch diese Differenzierungen, oder genauer: durch



diese Kunstgriffe, der folgenden wirtschaftpolitischen 
Fragen ausgewichen werden: Vom modernen Neolibe- 
ralismus, so beispielsweise von Peacock (nicht aber 
von Hayek) wird eingeräumt, daß sich die gesamt­
wirtschaftlichen Sparpläne und Investitionspläne 
nicht entsprechen müssen. Demnach können auch im 
Verständnis dieser Theorie durch die Sparentschei­
dungen Ressourcen für die Kapitalgüterproduktion 
bereitgestellt werden, die als Ergebnis der Investiti­
onspläne nicht vollständig für die Herstellung von Ka- 
pitalgütem genutzt werden.12 Sicherlich wird dies mit 
den jeweiligen und individuellen Motiven und Ent­
scheidungen der Investoren und Sparer begründet, 
die gegebenenfalls im Rahmen einer sogenannten ,fal- 
lacy of composition’ nicht kompatibel sind, nicht aber, 
wie oben im Kontext des Linkskeynesianismus darge­
stellt, aus dem gesellschaftlichen Konflikt. Eine poli­
tische Lösung für diese Frage ist keynesianische Ein- 
kommenspolitik. Dies aber muß der Neoliberalismus 
als Einmischung in die Eigentumsrechte ablehnen. 
Doch nicht nur das. Da ein Eingriff in die Einkom­
mensverhältnisse, die Mißachtung der allgemeinen 
Verhaltensregeln (der abstrakten Regeln) die Zivilisa­
tion selbst in Frage stellt, muß die politische Lösung 
der Frage aus übergeordneten Gründen unterbleiben. 
Wenn demnach die Sparpläne die Investitionspläne 
übersteigen, so ist der hieraus resultierende Out- 
putjückganghinzunehmen. Folglich darf die sponta­
ne Ordnung kein gemeinsames konkretes Ziel im Sin­
ne der Outputmaximierung haben.

2. Soziale Gerechtigkeit ist nicht definierbar
„Es ist sinnlos, die Art und Weise, in der der Markt 

die Güter dieser Welt auf bestimmte Personen verteilt, 
gerecht oder ungerecht zu nennen. Begriffe wie ge­
rechte Verteilung oder gerechter Lohn ... haben kein­
erlei Sinn in einer Katallaxie oder spontanen Ordnung, 
die solch ein gemeinsames Zielsystem ihrem Wesen 
nach nicht haben kann... Alle Bestrebungen, eine »ge­
rechte’Verteilung sicherzustellen, müssen darum dar­
aufgerichtet sein, die spontane Ordnung des Marktes 
in,eine totalitäre Ordnung’ umzuwandeln.“,s

3. Sozialstaatlichkeit wird durch institutionalisier­
te Armenpflege abgelöst

„Es gibt natürlich keinen Grund, warum eine Ge­
sellschaft, die so reich ist wie die moderne, nicht außer­
halb des Marktes für diejenigen, die am Markt unter 
einen gewissen Standard fallen, ein Minimum an Si­
cherheit vorsehen sollte ... Gerechtigkeitsüberlegun­
gen [geben]keine Rechtfertigung für eine .Korrektur’ 
desMarktergebnisses“14 ab.

4. Wettbewerbsbeschränkungen durch Untemeh- 
mensmonopole sind weitgehend durch die Regierun­
gen verursacht und vergleichsweise unschädlich

Zur Gewährleistung des Wettbewerbs soll „hinsicht­
lich der Unternehmer ... zunächst betont werden, daß 
cs wichtiger ist, daß die Regierung sich jeglicher Un­
terstützung von Monopolen enthält, als daß sie sie 
bekämpft. Daß die Marktordnung heute nur für einen 
Teil der wirtschaftlichen Aktivität der Menschen gilt, 
ist weitgehend das Ergebnis bewußter Wettbewerb­
seinschränkungen seitens der Regierung.“15

5. Die gravierendsten Wettbewerbsbeschränkungen 
gehen von den Gewerkschaften aus
„Monopolistische Praktiken, die heute das Funktio­

nieren des Marktes bedrohen, sind seitens der Arbei­
ter viel gravierender als seitens der Unternehmer, und 
ob es uns gelingt, diese wieder zu beschränken, wird 
für die Erhaltung der Marktordnung entscheidender 
sein als irgend etwas sonst.“16

6. Die Verfolgung individueller Ziele ist der einzige 
gesellschaftliche Zweck der Wirtschaft

Der Zweck der spontanen Ordnung für den einzel­
nen ist eine Form von individueller Selbstverwirkli­
chung unter den in 1-5 genannten einschneidenden 
Restriktionen. Den Mitgliedern einer in dieser Weise 
freien Gesellschaft ist erlaubt, „ihre Mittel und Kennt­
nisse für ihre persönlichen Zwecke einzusetzen“.17 Der 
gesellschaftliche Zweck der spontanen Ordnung ist 
eine „abstrakte Ordnung, die als Ganzes nicht an ir­
gendwelchen - konkreten - Zielen orientiert ist, son­
dern lediglich jedem zufällig herausgegriffenen Indivi­
duum die beste Chance bietet, seine Kenntnisse er­
folgreich für seine persönlichen Zwecke zu nutzen.“ 18 
-Gemeinwohl oder öffentliches Interesse in einer frei­
en Gesellschaft sind [in dieser Weise] definiert.“19

7. Die Kohäsion der Gesellschaft folgt aus der Ge­
währleistung der Eigentumsverhältnisse

Die spontane Ordnung bezieht ihre gesellschaftliche 
Festigkeit als „abstrakte Ordnung“ aus der allgemei­
nen Befolgung bestimmter allgemeingültiger Verhal­
tensregeln. Diese Verhaltensregeln sind negativ im 

Sinne von Verboten. Sie untersagen den Eingriff in die 
geschützte Sphäre anderer Menschen, die als Eigen­
tum des Menschen verstanden wird. Dies schließt den 
Anspruch auf Unversehrtheit der Person ein, das un­
eingeschränkte Verfügungsrecht über das Eigentum 
(Vertragsfreiheit) und die Gewährleistung von An­
sprüchen und Erwartungen, die mit diesem Eigentum 
verknüpft sind. Hierunter ist der Anspruch zu verste­
hen, das Eigentum durch wirtschaftliche Aktivität zu 
vergrößern, oder die Erwartung, daß der Staat die Er­
füllung privater Verträge erzwingt. „Die Zwangsmaß­
nahmen der Regierung [sollen] auf die Durchsetzung 
dieser allgemeingültigen Verhaltensregeln beschränkt 
werden.“20

8. Die Kompetenzen des Parlaments sind zu be­
schneiden

Die spontane Ordnung kann nicht auf ein konkretes 
Ziel ausgerichtet sein; dies ist der Organisation (d.h. 
der Wirtschaft im engeren Sinne) vorbehalten. Bei ei­
ner Organisation handelt es sich beispielsweise um ein 
Wirtschaftsunternehmen, dessen konkretes Ziel das 
Erwirtschaften von Gewinn ist. Der Staat aber muß 
eine doppelte Aufgabe wahrnehmen: Er muß zum ei­
nen die allgemeineren Verhaltensregeln erzwingen 
und damit die spontane Ordnung gewährleisten. Zum 
anderen besteht die Aufgabe des Staates darin, Lei­
stungen zu erbringen, „die aus verschiedenen Grün­
den von den spontanen Ordnungskräften des Marktes 
entweder gar nicht oder nur unvollkommen geboten 
werden“. Deshalb hält es der Liberalismus für wün­
schenswert, „der Regierung fest abgegrenzte Mittel zu 
übertragen, mit deren Hilfe sie derartige Leistungen 
für die Gesamtheit der Bürger erstellen kann“.21 In die­
ser Funktion des Garanten ist der Staat Element der 
spontanen Ordnung.

Bei diesen letztgenannten Leistungen soll die Re­
gierung weder die völlige Durchsetzungsgewalt noch 
ein Monopol haben, „jedoch über einen breiten Er­
messensspielraum bei der Verwendung der materiel­
len Mittel“22 verfügen. Der Staat ist demnach insoweit 
Organisation, indem er solche konkreten Leistungen 
erbringt und Ziele verfolgt. Soweit er jedoch durch 
Zwangsgewalt die Durchsetzung der abstrakten Ver­
haltensregeln erzwingt, handelt er nicht als Organisa­
tion, denn „diese abstrakten Verhaltensregeln erzwin­
gen keine bestimmten Handlungen (was immer ein 
konkretes Ziel voraussetzt), sondern verbieten ledig­
lich, die geschützte Sphäre eines Individuums zu ver­
letzen, die durch eben diese Regeln abgesteckt wird“23

Die Aufgabe des Parlamentes in diesem Kontext 
kann die von Hayek skizzierte Verfassungsreform ver­
deutlichen: Eine gesetzgebende Versammlung - das 
aktive und passive Wahlrecht steht nur Personen zu, 
die älter als 45 Jahre sind, es handelt sich in dieser Ver­
sammlung um „Männer und Frauen, die die Probleme 
in längerer Sicht betrachten und nicht von den 
schwankenden Moden und Leidenschaften einer wan­
delnden Masse abhängig sind“24, die betreffenden Per­
sonen werden auf 15 Jahre gewählt, und pro Jahr wird 
ein Fünftel von ihnen neu gewählt - befaßt sich in letz­
ter Instanz mit der Ausformulierung der allgemeinen 
Verhaltensregeln. Die Gesetze dieser Versammlung 
haben Verfassungscharakter. Das Recht (d.h. die all­
gemeinen Verhaltensregeln im Sinne der Gewährlei­
stung des Privateigentums und der privaten Ver­
tragsfreiheit) ist in dieser Weise dem Zugriff „der 
schwankenden Moden und Leidenschaften einer wan­
delbaren Masse“ entzogen. Das Ergebnis ist eine dop­
pelte Disziplinierung der Massen durch Markt und 
Meinungsführerschaft mit dem Ziel, diese zur Akzep­
tanz ihrer benachteiligten Position in Wirtschaft und 
Gesellschaft zu bewegen oder zu zwingen.25

Die Aufgabe des Parlamentes bezieht sich in klarer 
Abgrenzung zur Funktion dieser Gesetzgebenden Ver­
sammlung auf die Verwaltung des Budgets, das dem 
Staat in seiner Funktion als zweckgerichteter Organi­
sation zukommt, d.h. wegen der Erfüllung derjenigen 
staatlichen Leistungen, „die aus verschiedenen Grün­
den von den spontanen Ordnungskräften des Marktes 
entweder gar nicht oder nur unvollkommen geboten 
werden. Die Kompetenz des Parlaments erstreckt sich 
dann nur noch auf das, was ihm die Gesetzgebenden 
Versammlung auf der Grundlage der von ihr erkann­
ten allgemeinen Regeln an Aufgaben zuweist. (Es ist 
nochmals daran zu erinnern: Die Befolgung der allge­
meinen Regeln schließt Ziele wie soziale Gerechtigkeit 
oder Koalitionsfreiheit für die Arbeiter aus.) Damit ist 
im Sinne Hayeks und der nachfolgenden Vertreter der 
Theorie der kollektiven Entscheidungen -z.B. Buch­
anan und Tullock - einem wesentlichen Übelstand der 
modernen Demokratie abgeholfen: Staat und Regie­
rung können nun nicht mehr mithilfe ihrer Institution 
Parlament sich jeweils dort Recht setzen, so wie es der 
Situation entsprechend (aus dem Kompromiß, aus op­
portunistischen Erfordernisse) benötigen. Die Regie- 

rungist wieder „Regierungunter dem Recht“, die nicht 
mehr Kompetenz in allen gesellschaftlichen Angele­
genheiten beansprucht. „Die Tatsache, daß überall, 
wo demokratische Institutionen nicht durch eine le­
bendige Tradition des Rechtsstaates im Zaum gehal­
ten wurden, sie bald in eine... »totalitäre Demokratie’ 
oder sogar eine,plebiszitäre Diktatur’ ausarteten, soll­
te uns zu Bewußtsein bringen, daß der eigentliche Wert 
nicht bestimmte Institutionen sind, ... sondern ge­
wisse tieferliegende Überzeugungen.“20

Mit diesen Überzeugungen wird der Souverän Volk 
gebändigt. Unter der weisen Führung gewählter mo­
ralischer Autoritäten kann sich nun das freie Spiel des 
Marktes ohne jede Gefahr der Verzerrung und Kor­
rektur des Spielausgangs durch die Intervention des 
Parlaments (und der organisierten Interessen, die es 
durchdringen) ungestört entfalten.27

IV. Autoritärer Staat und autoritäre 
Gesellschaft: die Implikationen des 
neoliberalen Systems
Der Neoliberalismus ersetzt die Sozialstaatlichkeit 
und damit den Anspruch einer umfassenden Daseins­
vorsorge des Staates für seine Bürger durch institu­
tionalisierte Armenpflege (III. 3.), denn soziale Ge­
rechtigkeit (III. 2.) oder Maximierung der Bedürfnis­
befriedigung stellen im Sinne der spontanen Ordnung 
keine definierbaren Begriffe dar bzw. Sind keine mit 
der spontanen Ordnung kompatiblen Zwecke. Der Zu­
gang zu beruflicher Qualifikation und Bildung, das 
Recht auf Erwerbsarbeit, die Garantie von angemes­
senem Wohnraum, der Schutz vor Lebensrisiken alL 
gemein entfällt. Es gibt weder eine Korrektur der 
volkswirtschaftlichen Verteilung durch die Gesetzge­
bung des Parlamentes noch parlamentarische Ein­
griffe in den Marktablauf allgemein. (III. 8.) Kollekti­
ve Interessenvertretung durch die Gewerkschaften 
findet nicht mehr statt. (III. 5.)

Wenn es auf dieser Grundlage den Mitgliedern die­
ser freien Gesellschaft erlaubt sein soll, ihre Mittelund 
Kenntnisse für ihre persönlichen Zwecke einzusetzen 
(III. 6.), so sind diese Mittel und Kenntnisse so un­
gleich verteilt, daß die materiellen Ergebnisse ihres 
Einsatzes zu einer beschleunigten Konzentration von 
Einkommen und Vermögen in der Gesellschaft führen 
müssen.

Die Konzentration von Einkommen und Vermögen, 
die Reduzierung der Kompetenzen des Parlamentes, 
das Fehlen einer kollektiven Interessenvertretung und 
damit die Beseitigung jeder sozialstaatlichen Da­
seinsvorsorge wird die Gesellschaft verstärkt polari­
sieren. Folglich ergibt sich die Gefahr, daß die allge­
meinen Verhaltensregeln insgesamt von den Benach­
teiligten in Frage gestellt werden, daß sie soziale Ge­
rechtigkeit, Gleichzeit (Egalitarismus, wie Hayek dies 
nennt) fordern. Dies aber kann im Sinne des Neolibe­
ralismus nicht zugelassen werden. Zunächst, weil die 
geschützte Sphäre anderer Menschen (genauer; der 
Vermögenden) hierdurch gefährdet würde, grundsätz­
lich aber im Verständnis des Neoliberalismus beson­
ders deswegen, da diese Regeln vorherrschend ge­
worden sind, weil sie sich in einem „Siebungsvor­
gang“281 einer Selektion, als die überlegenen Regeln bei 
der Organisation der Gesellschaft erwiesen haben 
(vgl. III. 1.). Das Aufgeben dieser Erfolg garantieren­
den Regeln ist die Auflösung der Gesellschaft. Hayek 
schreibt hierzu: „Die große Veränderung, aus der eine 
Gesellschaftsordnung hervorging, die in zunehmen­
dem Maße für den Menschen unverständlich wurde 
und für deren Erhaltung er sich erlernten Regeln un­
terwerfen mußte, die häufig seinen angeborenen In­
stinkten zu widerliefen, war der Übergang von der face - 
to-face-society oder zumindest von Gruppen, deren 
Mitglieder einander bekannt waren, zur offenen ab­
strakten Gesellschaft, die nicht länger durch gemein­
same konkrete Ziele, sondern nur durch den Gehor­
sam gegenüber denselben abstrakten Regeln zusam­
mengehalten wurde.“30

„Gerade dadurch, daß die Menschen sich früher den 
unpersönlichen Kräften des Marktes unterworfen ha­
ben, ist die Entwicklung der Kultur möglich gewesen 
... Der springende Punkt ist, daß es unendlich viel 
schwerer ist, logisch zu erfassen, warum wir uns Kräf­
ten, deren Wirkungen wir nicht im einzelnen verfolgen 
können, unterwerfen müssen, als dies zu tun aus 
demütiger Ehrfurcht, die die Religion oder auch nur 
die Achtung vor den Lehren der Nationalökonomie 
einflößte.“31 Unterwerfung, Disziplin und Gehorsam 
hinsichtlich der abstrakten Regeln (der allgemeinen 
Verhaltensregeln) sind daher Bejahung der Zivilisati­
on. Sie sind das moralische Korsett dieser offenen, ab­
strakten Gesellschaft.

Da nur diese Gesellschaft in der Lage ist - so Hayek 
-, eine Wirtschaft zu organisieren, die das Überleben 



der Menschen sichern kann, ist Unterwerfung unter 
die allgemeinen Verhaltensregeln letztlich die Bedin­
gung für die biologische Existenz der Menschen. Dies 
rechtfertigt die Zwangsmaßnahmen der Regierung 
zur Durchsetzung dieser Regeln. Auch wenn diese 
Zwangsmaßnahmen des Staates eindeutig hierauf be­
schränkt sein sollen, was vordergründig auf sehr ein­
geschränkte Kompetenzen des Staates und auf viel 
Freiheit schließe ließe, so ist dieser schlanke Staat 
tatsächlich ein zutiefst autoritärer Staat. Es über­
rascht dagegen nicht, wenn diese von Hayek so be­
nannte liberale Gesellschaftsordnung das Leitbild der 
gegenwärtig führenden rechtsextremen Parteien dar­
stellt.

Wenn die Verhaltensregeln allgemein akzeptiert sind 
oder durch staatlichen Zwang durchgesetzt werden, 
dann ist auch Tocqueville Befürchtungen die Grund­
lage entzogen, nämlich, daß in einem parlamentari­
schen System die Armen (und wirtschaftlich Unfähi­
gen) sich durch Mehrheiten und Gesetzgebung das 
aneignen könnte, was ihnen in der Wettbewerbsord­
nung wegen ihrer Ineffektivität nicht zusteht. Die For­
derung nach Gleichheit in einer parlamentarischen 
Demokratie hat Hayek zufolge weitreichende Folgen: 
„In einer Kultur, die sich durch Gruppenselektion ge­
bildet hat, muß die Auferlegung des Egalitarismus jede 
weitere Evolution zum Stillstand bringen. Egalitaris­
mus ist freilich nicht die Ansicht einer Mehrheit, son­
dern das Ergebnis davon, daß es in einer unbe­
schränkten Demokratie notwendig ist, die Unterstüt­
zung auch der Schlechtesten zu gewinnen.“32 Die De­
mokratie und damit der Staat wird zum Gefangenen 
der Schlechtesten, besonders wenn diese als wohlor­
ganisierte Interessenvertretung ihre Möglichkeiten 
wahmehmen. Daß sich die Unwürdigen in dieser „un­
eingeschränkten Demokratie“ dasjenige durch sozial­
staatliche Gesetze anzueignen suchen, was ihnen 
nicht zusteht, wird mit dem Schlagwort, so Hayek, „es 
ist nicht dein Fehler“ bzw. „die Gesellschaft ist ver­
antwortlich“ legitimiert. Damit „begann die Demago­
gie der unbeschränkten Demokratie, ermutigt von der 
szientistischen Psychologie, jene zu stützen, die einen 
Anteil am Reichtum unserer Gesellschaft beanspru­
chen, ohne sich der Disziplin zu unterwerfen, der wir 
diesen Reichtum verdanken. Die Zivilisation läßt sich 
nicht aufrechterhalten, wenn wir auch jenen ein Recht 
auf gleiche Anerkennung und Achtung zugestehen, 
die den Kodex durchbrechen.“33 Die institutionellen 
Vorkehrungen zur Lösung dieser Frage sind die Kom­
petenzverteilung auf Gesetzgebende Versammlung 
und Parlament (vgl. III. 1.).

Der Grundgedanke der neoliberalen Theorie läßt 
sich sehr einfach zusammenfassen: Die kapitalistische 
Zivilisation sichert das Überleben der Menschheit. 
Diese Zivilisation ist nur durch Beachtung bestimm­
ter abstrakter, allgemeiner Verhaltensregeln aufrecht­
zuerhalten, d.h. durch Anerkennung des Privateigen­
tums und der uneingeschränkten Verfügungsautono­
mie für die Eigentümer. Der „finanzielle Gewinn“, der 
Reichtum (vgl. III. 1.) ist nicht nur zu tolerieren: Weil 
er „die Grundlage für die Anerkennung durch andere“ 
ist, spornt er als sichtbarer Erfolg, „als unpersönliches 
Signal“ zum Nacheifem an und hält damit den Prozeß 
der Evolution überhaupt in Gang. Zivilisation läßt sich 
nicht aufrechterhalten, wenn diejenigen Achtung fin­
den, die zur Nachahmung nicht bereit sind („den Ko­
dex durchbrechen“), oder wenn denjenigen die Aner­
kennung verweigert wird, die das unpersönliche Sig­
nal des finanziellen Gewinns aussenden.

Gruppen, die im Sinne des Egalitarismus soziale Ge­
rechtigkeit fordern und hierfür das Parlament einset­
zen oder sich in Gewerkschaften zusammenschließen, 
Gruppen also, die sich letztlich „nicht der Disziplin un­
terwerfen, der wir den (zivilisationsbedingten) Reich­
tum verdanken“, verbiegen oder hindern die Evoluti­
on oder machen sie rückgängig. Dies wiederum kann 
im allgemeinen Interesse der Zivilisation (und damit 
im Interesse des Überlebens der Menschheit) nicht zu­
gelassen werden. Deswegen ist der Staat legitimiert, 
hier Zwangsmaßnahmen zu gebrauchen, um die Kon­
formität mit den allgemeinen Regeln herzustellen. 
(Dies regelt die Gesetzgebende Versammlung.)

Da der herkömmliche Parlamentarismus, die unbe­
schränkte Demokratie, auf die Unterstützung der 
Schlechtesten angewiesen ist - das sind die wirt­
schaftlich Erfolglosen und/oder diejenigen, die sich der 
genannten Disziplin nicht unterwerfen ist das Par­
lament weitgehend zu entmachten. Wer demnach un­
ter dem Vorwand, soziale Gerechtigkeit, Chancen­
gleichheit, Sozialstaat allgemein verwirklichen zu wol­
len, die Autonomie der Eigentümer, des Reichtums in 
Frage stellt, handelt zivilisationswidrig und muß not­
wendigerweise das Objekt staatlicher Zwangsmaß­
nahmen sein.

Der Neoliberalismus verspricht Freiheit und Nich­
teinmischung des Staates. Tatsächlich handelt es sich 

um ein Konzept, das den autoritären Staat im Inter­
esse der Reichen legitimiert. Neoliberalismus fordert 
das Ende von Volkssouveränität, von gleichem und all­
gemeinem Wahlrecht, von wirklicher Demokratie. 
Neoliberalismus, darauf verweist Hayek in vielen sei­
ner Arbeiten, ist der erklärte Gegner der europäischen 
Aufklärung bzw. Der Traditionen, wie sie etwa von Spi­
noza, Descartes, Voltaire oder Rousseau begründet 
wurden.
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Interessenvertretung und 
kollektive Normen - 
was kann die Kritische 
Theorie beitragen?
VON HANS WASCHKAU

Schon mehrmals haben wir in unserem Arbeitskreis 
darüber diskutiert, ob tarifliche Normen zur Ar­
beitszeit Schutz oder Einschränkung für die Kolle­
ginnen und Kollegen bedeuten. Eine Klärung dieses 
Problems, mit der alle einverstanden sind, haben 
wir bisher nicht herbeiführen können. Ich möchte 
deshalb zu diesem Thema einige neue Gesichts­
punkte beitragen. Es handelt sich dabei um Über­
legungen der Philosophen Horkheimer und Adorno, 
die diese in ihrem Buch „Dialektik der Aufklärung“ 
dargelegt haben, das während des zweiten Welt­
krieges entstanden ist. Im ersten Abschnitt mit dem 
Titel „Begriff der Aufklärung44 ist eines der Themen 
die Entstehung von kollektiven Normen, die es ja 
nicht nur in Tarifverträgen gibt. Um dem dort ent­
wickelten Gedankengang folgen zu können, muß 
zunächst kurz der Begriff „Aufklärung44 erläutert 
werden, um den es, wie schon der Name sagt, in dem 
Werk geht.
Ziele der Aufklärung
Die Aufklärung ist eine geistige Strömung, die bei 
Entstehen der bürgerlichen Gesellschaft. aufge­
kommen ist und in deren Tradition wir auch heute 
noch stehen. Horkheimer und Adorno zitieren den 
englischen Philosophen Francis Bacon, der um das 
Jahr 1600 herum gelebt hat. Mit seinen Worten wird 
ein wichtiges Ziel der Aufklärung vorgestellt. Bac­
onbeklagt, daß die Überlegenheit der Menschen, die 
in ihrem Wissen liege, viel zu wenig zur Anwendung 
komme: „Heute beherrschen wir die Natur in unse­
ren bloßen Meinung und sind ihrem Zwange unter­
worfen; ließen wir uns jedoch von ihr in der Erfin­
dung leiten, so würden wir ihr in der Praxis gebie­
ten.“ (S. 10) Es geht der Aufklärung um die Entfal­
tung des Menschen als Selbst, als handelndes Sub­
jekt, dem die gesamte Natur als manipulierbares 
Objekt zur Verfügung steht.

Horkheimer und Adorno weisen darauf hin, daß 
dieses Anliegen der Aufklärung keineswegs neu ist. 
Das Erwachen des Subjekts beginnt bereits früh in 
der Menschheitsgeschichte. Bei Völkern, die sich 
auch heute noch in diesem Stadium befinden bzw. 
bis vor wenigen Jahrzehnten befanden, wie z.B. ei­
nige Indianerstämme, kann oder konnte dies ge­
nauer beobachtet werden. Für einen Stamm, der ge­
meinsam auf Büffeljagd geht, ist der Büffel Beute 
und somit Objekt. Es lohnt sich, dieses Beispiel ge­
nauer zu untersuchen, weil sich daran auch erken­
nen läßt, was der Aufklärung verloren geht.
Beziehungen zwischen Subjekt 
und Objekt sowie 
zwischen Seiendem
Wird der Büffel als Beute betrachtet, so wird er dar­
auf reduziert, wie er den Jägern nützt. Die wichtig­
ste Eigenschaft des Büffels ist seine Funktion als 
Nahrungsmittel. Wichtigist außerdem, wie er gejagt 
und erlegt werden kann. Dabei geht es um Regeln, 
die bei der Jagd zu beachten sind. Welche Waffen 
sind nötig - Speer oder Pfeil und Bogen? An welcher 
Stelle muß der Büffel getroffen werden, damit er so­
fort tot ist und nicht mit der Waffe davonrennt? Wie 
kommt man nahe genug heran an den Büffel, um ihn 
zu treffen?

Neben diesen Regeln gibt es aber auch noch ein 
anderes Verhalten dem Büffel gegenüber. Wenn sich 
der Stamm vor der Jagd trifft, um sich auf die Jagd 
einzustimmen, tanzt der Schamane den Büffeltanz. 
Dabei handelt es sich um die Nachahmung des Büf­
fels in allen Einzelheiten. Dieser Tanz ist ähnlich 
dem Verhalten von kleinen Kindern, die Tiere nach* 
ahmen. Der Büffeltanz entstammt einer Beziehung 
zur Umwelt, die einen ganz anderen Charakter hat 
als die Subjekt-Objekt-Beziehung.

Der Schamane reduziert in seinem Tanz den Büf­
fel noch nicht auf die für den Stamm nützlichen Ei­
genschaften. Das Verhalten des Schamanen ge­
genüber dem Büffel ist eine Beziehung zwischen 
Seiendem, wie Horkheimer und Adorno dies nen­
nen. Da der Büffel ebenso wie der Mensch ße-
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standteil der Natur ist, wird er als gleichberechtigt be­
handelt und in allen seinen Eigenschaften zur Kennt­
nis genommen.

Auch wenn das Verhalten von Seiendem unterein­
ander grundverschieden ist von dem Verhalten des 
Subjekts gegenüber seinem Objekt, so ist der Büffel­
tanz doch schon der Subjekt-Objekt-Beziehung un­
tergeordnet. Denn der Tanz des Schamanen hat 
natürlich eine bestimmte mythologische Bedeutung. 
Der Büffel-Geist, an den der Stamm glaubt, soll durch 
den Tanz in eine Stimmung versetzt werden, die für 
den Ausgang der Jagd günstig ist. Daneben hat der 
Tanz auch noch einen ganz praktischen Nutzen. Die 
Jäger können sich vergegenwärtigen, wie der Büffel ist, 
mit was sie alles zu rechnen haben, wenn sie gerade 
dabei sind, ihn zu stellen und zu erlegen. Wichtig ist 
dafür, daß der Büffel im Tanz vollständig abgebildet 
wird, während schmückende Übertreibungen nicht 
störend sind.
Einseitige Förderung der 
Subjekt-Objekt-Beziehung
Kehren wir zurück zur Aufklärung. Ein zentrales An­
liegen von Horkheimer und Adorno besteht darin, das 
Verhältnis der Aufklärung zu den Mythen zu klären, 
auf das wir deshalb immer wieder stoßen werden. Für 
die Aufklärung hat die Beziehung von Seiendem wie 
im Büffeltanz keine Bedeutung. Sie will das Selbst, das 
handelnde Subjekt entwickeln. Der hohe Anspruch 
der Aufklärung wurde bereits aus dem Zitat von Bac­
on deutlich. Die Mythen werden von den Vertretern 
dieser Strömung als Ausdruck der Angst des Men­
schen vor der Natur und vor dem Unbekannten ge­
deutet, die es zu überwinden gilt. „Der Verstand, der 
den Aberglauben besiegt, soll über die entzauberte 
Natur gebieten.“ (S. 10)

Das Beispiel des Büffeltanzes zeigt aber, daß die My­
then einen ganz praktischen Nutzen gebracht haben, 
der durch die Abqualifizierung der Mythen verloren 
geht. Der Tanz hat es den Angehörigen des Stammes 
erlaubt, sich einen Begriff davon zu machen, wie der 
Büffel ist. „Der Mythos wollte berichten, nennen, den 
Ursprung sagen: damit aber darstellen, festhalten, er­
klären.“ (S. 14) Das Verständnis der Natur, das die My­
then ermöglichen, wird von der Aufklärung über Bord 
geworfen. „Auf dem Weg zur neuzeitlichen Wissen­
schaft leisten die Menschen auf Sinn Verzicht. Sie er­
setzen den Begriff durch die Formel, Ursache durch 
Regelund Wahrscheinlichkeit.“ (S. 11)
Aufklärung setzt auf das Herausfinden von Regeln, 

die es erlauben, die Natur zu beherrschen. „Ihr Ideal 
ist ein System, aus dem alles und jedes folgt“ (S. 13), 
ihr Ziel ist die Berechenbarkeit der Welt. Auch diese 

i Vorgehensweise ist fatal. Denn die angestrebte Bere- 
i chenbarkeit soll natürlich auch für Menschen gelten.

Aus Regeln werden daher rasch Normen, nach denen 
l sich jeder richten muß. „Was anders wäre, wird gleich- 
' gemacht.“ (S. 18)
I Der Zwang zur Konformität besteht nicht nur in der 

Theorie, sondern auch ganz real. Die Marktwirtschaft, 
die von der bürgerlichen Gesellschaft allgemein 

i durchgesetzt wurde, entwertet die von der Aufklärung 
I propagierte Entwicklung des Selbst. „Die Wohltat, daß 
| der Markt nicht nach Geburt fragt, hat der Tau- 
i sehende damit bezahlt, daß er seine von Geburt ver- 
. liehenen Möglichkeiten von der Produktion der Wa- 
i ren, die man auf dem Markte kaufen kann, modellie- 
I ren läßt.“ (S. 19) Die Entwicklung des Selbst, mit der 

die Aufklärung die Menschen beglücken wollte, ver­
liert damit praktisch erheblich an Wert. „Den Men­
schen wurde ihr Selbst als ein je eigenes, von allen an- 

i deren verschiedenes geschenkt, damit es desto siche- 
i rerzum gleichen werde.“ (S. 19) Menschen, die nach 

dem Anspruch der Aufklärung über die Natur herr­
schen sollten, werden in der Marktwirtschaft zu bere­
chenbaren Konsumgrößen.

Beim Büffeltanz schon war die Beziehung zwischen 
Mensch jmd Büffel als Beziehung von Seienden zu- 

j einander der Subjekt-Objekt-Beziehung untergeord- 
net. Die Aufklärung nun verdrängt die Beziehung zwi- 

' sehen Seienden und will nur noch das Subjekt ent­
wickeln. Die Folgen für die Menschen sind fatal.

i Während die Grundlage der Beziehungen von Sei- 
, enden zueinander die Gleichberechtigung ist, ent- 
| steht aus der Beziehung von Subjekt zu Objekt Herr­

schaft. Damit werden auch Beherrschte möglich. In- 
: dem die Dinge der Umwelt als Objekte behandelt wer- 
i den, gewöhnt sich der Mensch an Unterordnung. Aus 
I der Beziehung Subjekt-Objekt folgt, daß sich Men- 
i sehen auch gegenseitig als Objekte behandeln kön- 
I nen. Der Mißbrauch von Menschen als Kostenfaktor 

oder auch als Lustobjekt wird möglich, während 
Menschlichkeit und Mitgefühl für das Leiden anderer 
Menschen ständig in der Gefahr sind zu verkümmern. 
Die Subjekt-Objekt-Beziehung ist eine der Wurzeln 
der Herrschaft von Menschen über Menschen, die zu 

beseitigen wir als Gewerkschafter uns auch verpflich­
tet fühlen.
Arbeitsteilung und Herrschaft
Herrschaft wird zwar durch die Subjekt-Objekt-Be­
ziehung ermöglicht, damit sie sich aber als gesell­
schaftliche Realität durchsetzen konnte, mußte sie 
Vorteile bringen. Herrschaft konnte sich erst zusam­
men mit der Arbeitsteilung entwickeln. Die histori­
sche Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau sorgt 
dafür, daß das herrschende Selbst geschlechtsspezi­
fisch ist, „der identische, zweckgerichtete, männliche 
Charakter des Menschen“ (S. 40). Herrschaft beginnt 
schon früh in der Menschheitsgeschichte mit der Ab­
sonderung des Zauberers, der bereits Herrschaft aus­
übt. Die Arbeitsteilung führt später zur Trennung der 
Menschen in Klassen, wo die Macht auf der einen, der 
Gehorsam auf der anderen Seite liegt. „Herrschaft ver­
leiht dem gesellschaftlichen Ganzen, in welchem sie 
sich festsetzt, erhöhte Konsistenz und Kraft. Die Ar­
beitsteilung, zu der sich die Herrschaft gesellschaft­
lich entfaltet, dient dem beherrschten Ganzen zur 
Selbsterhaltung.“ (S. 28)

Und Selbsterhaltung war für die Menschen ja lange 
Zeit überhaupt nicht selbstverständlich. Auch um das 
Jahr 1600 herum, als der zu Beginn dieses Beitrags zi­
tierte Francis Bacon lebte, waren Hungersnöte und 
Seuchen wie die Pest noch an der Tagesordnung. Die 
Entwicklung des Selbst, die von der Aufklärung be­
trieben wird, ist denn auch deutlich vom Zwang zur 
Selbsterhaltung geprägt. Dem Gebot zu herrschen 
steht die Tabuisierung von allem gegenüber, das vom 
Ziel der Selbsterhaltung ablenkt, wie z.B. das Ge­
nießen von sexueller Lust, insbesondere, wenn sie 
nicht der Fortpflanzung dient.

Mit Entstehen und Entwicklung der modernen In­
dustrie wird die Unterdrückung der sinnlichen Be­
dürfnisse noch gesteigert. „Je weiter... der Prozeß der 
Selbsterhaltung durch bürgerliche Arbeitsteilung ge­
leistet wird, um so mehr erzwingt er die Selbst­
entäußerung der Individuen, die sich an Leib und See­
le nach der technischen Apparatur zu formen haben.“ 
(S. 36) Die Durchsetzung dieser Selbst entäußerung ist 
Aufgabe der Herrschenden. „Durch die Unterstellung 
des gesamten Lebens unter die Erfordernisse seiner 
Erhaltung garantiert die befehlende Minorität mit ih­
rer eigenen Sicherheit auch den Fortbestand des 
Ganzen.“ (S. 38)
Kollektiv und Herrschaft
Die enge Verquickung von Herrschaft und Arbeitstei­
lung hat eine eigentümliche Konsequenz: Nicht die 
wenigen Menschen, die die Herrschaft ausüben, zwin­
gen dem einzelnen die Rolle auf, die er spielen muß. 
Dies erledigen statt dessen alle, mit denen der einzel­
ne zusammenarbeitet, da das Funktionieren aller das 
Funktionieren jedes einzelnen voraussetzt. So kommt 
es z.B. häufig vor, daß sich Beschäftigte nicht trauen, 
bei Krankheit daheim zu bleiben, weil dann Kollegin­
nen und Kollegen die Arbeit mitmachen müssen oder 
womöglich sogar nicht mehr Weiterarbeiten können. 
Hinter diesem Druck durch viele verbirgt sich eine Ar­
beitsorganisation, in der die Beteiligten nur in ihrer 
Funktion zählen, nur wichtig sind durch das, was sie 
arbeiten, während ihre Bedürfnisse darin gar nicht 
auftauchen und zum Auskurieren von Krankheiten 
meist nicht einmal Zeit eingeplant ist. Hinter der Ar­
beitsorganisation wiederum stehen Menschen, die die 
Arbeit so organisiert haben.

„Die Herrschaft tritt dem Einzelnen als das Allge­
meine gegenüber, als die Vernunft in der Wirklichkeit. 
... Was allen durch die Wenigen geschieht, vollzieht sich 
stets als Überwältigung Einzelner durch Viele: stets 
trägt die Unterdrückung der Gesellschaft zugleich die 
Züge der Unterdrückung durch ein Kollektiv. Es ist 
diese Einheit von Kollektivität und Herrschaft und 
nicht die unmittelbare gesellschaftliche Allgemein­
heit, Solidarität, die in den Denkformen sich nieder­
schlägt.“ (S. 28) Wichtige Aspekte des Charakters von 
kollektiven Normen in Tarifverträgen werden hier 
schon deutlich. Bevor wir aber zu Konsequenzen für 
tarifvertraglichen Regelungen kommen, soll zunächst 
der Gedankengang von Horkheimer und Adorno bis 
zum Ende dargestellt werden.

„Aufklärung ist radikal gewordene mythische Angst“ 
Bisher wurden Mythen mit dem Beispiel des Büffel­

tanzes veranschaulicht, das aber nur einen Aspekt die­
ses Begriffs hervorhebt. Die Ursache von Mythen ist 
die Verschlungenheit des Menschen mit der Natur und 
seine Angst vor dem Unbekannten, das in der Natur 
lauert. Es handelt sich um den Versuch, die Furcht da­
durch zu bannen, daß dem Unbekannten der Namen 
eines Gottes oder eines Dämonen gegeben wird. Die­
ser Versuch, der unbekannten und bedrohlichen Na­
tur ihren Schrecken zu nehmen, ist aber nicht sehr er­
folgreich. Ein als Dämon verdoppelter Schrecken ist 

eben immer noch ein Schrecken.
^Obwohl die Aufklärung Mythen als Gegner betrach­

tet, ist ihr Ziel, den Menschen von der Angst vor der 
Natur zu befreien, dem Entstehungsgrund von My­
then ganz ähnlich. Wenn die Aufklärung also die My­
then entzaubern will, bekämpft sie nicht die Angst sel­
ber, sondern nur die Form, in der Angst geäußert wird. 
Während ein Mythos die Furcht vor dem Unbekann­
ten bannen will, indem es diesem einen Namen gibt, 
will die Aufklärung das Unbekannte selber ausmerzen. 
„Aufklärung ist radikal gewordene mythische Angst.“ 
(S. 22)

Diese Angst ist der tiefere Grund für das Streben der 
Aufklärung, die Welt berechenbar zu machen. Denn in 
einer berechenbaren Welt kommt Neues nicht mehr 
vor. Mathematische Algorithmen sollen vor dem Un­
bekannten schützen. „Wenn im mathematischen Ver­
fahren das Unbekannte zum Unbekannten einer Glei­
chung wird, ist es damit zum Altbekannten gestem­
pelt, ehe noch ein Wert eingesetzt ist.“ Aufklärung 
„setzt Denken und Mathematik in eins.... Denken ver­
dinglicht sich zu einem selbsttätig ablaufenden, auto­
matischen Prozeß, der Maschine nacheifernd, die er 
selber hervorbringt, damit sie ihn schließlich ersetzen 
kann. Aufklärung hat die klassische Forderung, das 
Denken zu denken... beiseitegeschoben, weil sie vom 
Gebot, der Praxis zu gebieten, ablenke ...“ (S.31)

Der traurige Höhepunkt dieser Entwicklung wird 
durch den Positivismus erreicht, der das letzte Pro­
dukt der Aufklärung darstellt. Der Positivismus ist 
eine Erkenntnistheorie, die alle objektiven Er­
klärungsversuche gesellschaftspolitischer Fragen aus 
dem sogenannten „Positiven“, d.h. dem Erfahrbaren 
entwickeln will. „Die Weltherrschaft über die Natur 
wendet sich gegen das denkende Subjekt selbst... Das 
abstrakte Selbst, der Rechtstitel aufs Protokollieren 
und Systematisieren hat nichts sich gegenüber als das 
abstrakte Material, das keine andere Eigenschaft be­
sitzt als solchem Besitz Substrat zu sein.“ (S. 33) Ein 
Beispiel für die Tragikomik, die dabei herauskommt, 
sind die ständigen Versuche, die Qualität von Software 
mit formalen Kriterien festzustellen, um vor schlech­
ten Programmen sicher zu sein. Dabei muß sich doch 
jedes Softwaresystem erst in der Praxis bewähren, wo 
sich zeigt, ob es für die Anwendung angemessen rea­
lisiert wurde oder nicht.

Was beim positivistischen Herangehen auf der 
Strecke bleibt, ist die Erkenntnis selber, die Fähigkeit, 
sich einen Begriff von dem zu bilden, was ist. Dazu 
gehört auch das Vermögen, die Gegebenheiten „als die 
Oberfläche, als vermittelte Begriffsmomente zu den­
ken, die sich erst in der Entfaltung ihres gesellschaft­
lichen, historischen, menschlichen Sinnes erfüllen...“. 
(S. 33) Das Ersetzen von Erkenntnis durch bloßes 
Wahmehmen, Klassifizieren und Berechnen führt zu 
geistiger Verkümmerung. „Die Gleichung von Geist 
und Welt geht am Ende auf, aber nur so, daß ihre bei­
den Seiten gegeneinander gekürzt werden.... Was als 
Triumph subjektiver Rationalität erscheint, die Un­
terwerfung alles Seienden unter den logischen For­
malismus, wird mit der gehorsamen Unterordnung der 
Vernunft unters unmittelbar Vorfindliche erkauft.“ (S. 
33)

Auch wenn Aufklärung die Mythen bekämpft, ent­
rinnen kann sie ihnen nicht. Die Mythen suchen den 
Grund für immer wiederkehrende Ereignisse in Ge­
schehen, die in der Vorzeit passiert sind, und kommen 
auf diese Weise zu dem Ergebnis, daß alles so bleiben 
wird, wie es ist. Aufklärung dagegen erreicht das glei­
che Ergebnis mit mathematischem Formalismus, der 
„das Neue als Vorbestimmtes erscheinen (läßt), das 
somit in Wahrheit das Alte ist“. (S. 34) Damit besteht 
auch hier keine Hoffnung auf Änderung.
Aufklärung macht 
die Menschen wehrlos
Aufklärung macht die Menschen völlig wehrlos gegen 
all die schlimmen Folgen, die die Herrschaft für den 
einzelnen haben kann. „Unter dem Titel der brutalen 
Tatsachen wird das gesellschaftliche Unrecht, aus 
dem diese hervorgehen, heute so sicher als ein dem 
Zugriff ewig sich entziehendes geheiligt, wie der Me­
dizinmann unter dem Schutze seiner Götter sakro­
sankt war. Nicht bloß mit der Entfremdung der Men­
schen von den beherrschten Objekten wird für die 
Herrschaft bezahlt: mit der Versachlichung des Gei­
stes wurden die Beziehungen der Menschen selber 
verhext, auch die jedes einzelnen zu sich. Er schrumpft 
zum Knotenpunkt konventioneller Reaktionen und 
Funktionsweisen zusammen, die sachlich von ihm er­
wartet werden.“ (S. 34)

„Durch die ungezählten Agenturen der Massenpro­
duktion und ihrer Kultur werden die genormten Ver­
haltensweisen dem Einzelnen als die allein natürli­
chen, anständigen, vernünftigen aufgeprägt. ... Sein 
Maßstab ist die Selbsterhaltung, die gelungene oder
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mißlungene Angleichung an die Objektivität seiner 
Funktion und die Muster, die ihr gesetzt sind. Alles an­
dere, Idee und Kriminalität, erfährt die Kraft des Kol­
lektivs, das von der Schulklasse bis zur Gewerkschaft 
aufpaßt.“ (S. 35)

Auch wenn das Kollektiv für die Aufrechterhaltung 
der Herrschaft nötig sind, so darf es doch nicht mit der 
Herrschaft verwechselt werden. „Selbst das drohende 
Kollektiv jedoch gehört nur zur trügenden Oberfläche, 
unter der die Mächte sich bergen, die es als gewalt­
tätiges manipulieren.“ (S. 35) Für die Mitglieder des 
Kollektivs führt die Rolle im Kollektiv, wo sie bei der 
Durchsetzung eines fremden Willens zugleich Unter­
drückte und Unterdrücker sind, ohne daß sie aus die­
ser Rolle ausbrechen können, zur Panik: ,-,Die Men­
schen erwarten, daß die Welt, die ohne Ausgang ist, 
von einer Allheit in Brand gesetzt wird, die sie selber 
sind und über die sie nichts vermögen.“ (S. 35) Zu der 
Angst vor. Krieg ist heute sogar noch die Angst ge­
kommen, daß mit der Zerstörung der Umwelt die ei­
genen Lebensgrundlagen zerstört werden.
Gründe für Katastrophen im 
monopolisierten Kapitalismus
Bei der Gesellschaft, die das Thema der Überlegun­
gen von Horkheimer und Adorno ist, handelt es sich 
nicht mehr um den Kapitalismus aus der Zeit von Karl 
Marx. Es handelt sich um eine monopolisierte Öko­
nomie, in der der freie Handel längst beseitigt wurde. 
Nach wie vor gilt zwar das Wertgesetz, d.h. die Pro­
dukte werden nach der für ihre Herstellung nötigen 
Arbeitszeit bewertet und nicht nach dem Nutzen, den 
sie für Menschen bringen. Entfallen aber ist die Grund­
lage für das Wertgesetz, eine Gesellschaft mit Produ­
zenten, die zwar für einen gemeinsamen Markt, aber 
ansonsten unabhängig voneinander Waren herstellen.

Die Gründe für Katastrophen wie Arbeitslosigkeit 
und Kriege, die regelmäßig über die Welt hereinbre­
chen, haben sich damit ebenfalls geändert: „Es sind 
nicht die objektiven Marktgesetze, die in den Hand­
lungen der Unternehmer walteten und zur Katastro­
phe trieben. Vielmehr vollstreckt die bewußte Ent­
scheidung der Generaldirektoren als Resultante, die 
an Zwangsläufigkeit den blinden Preismechanismen 
nichts nachgibt, das alte Wertgesetz und damit das 
Schicksal des Kapitalismus. Die Herrschenden selbst 
glauben an keine objektive Notwendigkeit, wenn sie 
auch zuweilen so nennen, was sie aushecken. Sie spie­
len sich als Ingenieure der Weltgeschichte auf.“ (S. 44)

„Nur die Beherrschten nehmen die Entwicklung, die 
sie mit jeder dekretierten Steigerung der Lebenshal- 

u > tung um einen Grad ohnmächtiger macht, als unan­
tastbar notwendige hin. Nachdem man den Leben­
sunterhalt derer, die zur Bedienung der Maschinen 
überhaupt noch gebraucht werden, mit einem mini­
malen Teil der Arbeitszeit verfertigen kann, die den 
Herren der Gesellschaft zur Verfügung steht, wird jetzt 
der überflüssige Rest, die ungeheure Masse der Be­
völkerung als zusätzliche Garde fürs System gedrillt, 
um dessen großen Plänen heute und morgen als Ma­
terial zu dienen. Sie werden durchgefüttert als Armee 
der Arbeitslosen. Ihre Herabsetzung zu bloßen Ob­
jekten des Verwaltungswesens, die jede Sparte des 
modernen Lebens bis in Sprache und Wahrnehmung 
präformiert, spiegelt ihnen die objektive Notwendig­
keit vor, gegen die sie nichts zu vermögen glauben. Das 
Elend als Gegensatz von Macht und Ohnmacht 
wächst ins Ungemessene zusammen mit der Kapa­
zität, alles Elend dauernd abzuschaffen. Undurch­
dringlich für jeden Einzelnen ist der Wald von Cliquen 
und Institutionen, die von den obersten Komman­
dohöhen der Wirtschaft bis zu den letzten professio­
nellen Rackets (Gaunereien, Erpressungen, d. Verf.) 

• i für die grenzenlose Fortdauer des Status sorgen.“ (S.
45)
Nach dem Ich verschwindet 
auch das Selbst
Kehren wir noch einmal zurück zur Entwicklung des 
Selbst durch die Aufklärung. Sie hatte begonnen mit 
der Verdrängung des Ichs als Seiendes. Am Beispiel 
des Büffeltanzes war gezeigt worden, daß schon dies 
einen schweren Verlust für die Menschen bedeutete. 
Wir hatten weiter gesehen, daß die Entwicklung des 
Selbst, immer wieder zu Ergebnissen führte, die sich 
gegen eben dieses Selbst richten. In der modernen In­
dustrie nun sorgt der Positivismus - die höchste 
Sprosse der Aufklärung-dafür, daß das Selbst der mei­
sten Menschen verschwindet.

I „Der Positivismus, der schließlich auch vor dem 
Hirngespinst im wörtlichsten Sinne, Denken selber, 
nicht Halt machte, hat noch die letzte unterbrechen­
de Instanz zwischen individueller Handlung und ge­
sellschaftlicher Norm beseitigt. Der technische Pro­
zeß, zu dem das Subjekt nach seiner Tilgung aus dem 
Bewußtsein sich versachlicht hat, ist frei von der Viel­

deutigkeit des mythischen Denkens wie von allem Be­
deuten überhaupt, weil Vernunft selbst zum bloßen 
Hilfsmittel der allumfassenden Wirtschaftsapparatur 
wurde. Sie dient als allgemeines Werkzeug, das zur Ver­
fertigung aller anderen Werkzeuge taugt, starr zweck­
gerichtet, verhängnisvoll wie das genau berechnete 
Hantieren in der materiellen Produktion, dessen Re­
sultat für die Menschen jeder Berechnung sich ent­
zieht.“ (S. 36f)

Daß Menschen, die unter diesen Bedingungen ar­
beiten müssen, jedes Gefühl für sich selber verlieren 
können, ist nicht erstaunlich. Ingenieure oder Pro­
grammierer, die zwar fähig sind, komplizierte Maschi­
nen zu bedienen, während sie gleichzeitig nicht in der 
Lage sind, eigene physische Grenzen zu erkennen, und 
sich bis zum Zusammenbruch überarbeiten, funktio­
nieren genau so, wie sie von Gesellschaft und Betrieb 
geprägt werden. So bedroht wie das Gefühl für sich 
selber, ist in der allumfassenden Wirtschaftsapparatur 
auch die Menschlichkeit. Die Menschen werden reif für 
so schlimme Auswüchse wie im 3. Reich, wo sich viele 
an der modernen Organisierung von grauenhaften 
Massenmord beteiligten, ohne sich das Geringste da­
bei zu denken.
Fortschritt geht einher 
mit Regression
Während Horkheimer und Adorno bis jetzt aufgezeigt 
haben, wie die arbeitenden Menschen durch die mo­
dernen Industrie verkümmern, weisen sie jetzt darauf 
hin, daß sich die Kommandierenden in ähnlicher Wei­
se entwickeln. „Unter den gegebenen Verhältnissen 
bedeutet das Ausgenommensein von Arbeit, nicht 
bloß bei den Arbeitslosen sondern selbst am sozialen 
Gegenpol, auch Verstümmelung. Die oberen erfahren 
das Dasein, mit dem sie nicht mehr umzugehen brau­
chen, nur noch als Substrat und erstarren ganz zum 
kommandierenden Selbst.“ (S. 41)

Die Arbeitsteilung, die den Fortschritt der Produk­
tion möglich gemacht hat, führt zum Rückschritt bei 
allen, die an der Produktion beteiligt sind. „Die 
Menschheit, deren Geschicklichkeit und Kenntnis mit 
der Arbeitsteilung sich differenziert, wird zugleich auf 
anthropologisch primitivere Stufen zurück- gezwun­
gen, denn die Dauer der Herrschaft bedingt bei tech­
nischer Erleichterung des Daseins die Fixierung der 
Instinkte durch stärkere Unterdrückung. Die Phanta­
sie verkümmert. ... Der Fluch des unaufhaltsamen 
Fortschritts ist die unaufhaltsame Regression.“ (S. 42)

Durch die Trennung von Kopf- und Handarbeit und 
die Herrschaft der ersteren über die zweite wird dies 
noch verschärft. Die Regression „beschränkt sich 
nicht auf die Erfahrung der sinnlichen Welt, die an leib­
haftige Nähe gebunden ist, sondern affiziert (steckt 
an, verändert krankhaft, d. Verf.) zugleich den selbst­
herrlichen Intellekt, der von der sinnlichen Erfahrung 
sich trennt, um sie zu unterwerfen. Die Vereinheitli­
chung der intellektuellen Funktion, kraft welcher die 
Herrschaft über die Sinne sich vollzieht, die Resigna­
tion des Denkens zur Herstellung von Einstimmigkeit, 
bedeutet Verarmung des Denkens so gut wie der Er­
fahrung; die Trennung beider Bereiche läßt beide als 
Beschädigte zurück.“ (S. 42)

„Von der Unreife der Beherrschten lebt die Überrei­
fe der Gesellschaft. Je komplizierter und feiner die ge­
sellschaftliche, ökonomische und wissenschaftliche 
Apparatur, auf deren Bedienung das Produktionssy­
stem den Leib längst abgestimmt hat, um so verarm­
ter die Erlebnisse, deren er fähig ist. Die Eliminierung 
der Qualitäten, ihre Umrechnung in Funktionen über­
trägt sich von der Wissenschaft vermöge der rationa­
lisierten Arbeitsweisen auf die Erfahrungswelt der Völ­
ker und ähnelt sie tendenziell wieder der der Lurche 
an. Die Regression der Massen heute ist die Unfähig­
keit, mit eigenen Ohren Ungehörtes hören, Unergrif­
fenes mit eigenen Händen tasten zu können, die neue 
Gestalt der Verblendung, die jede besiegte mythische 
ablöst. Durch die Vermittlung der totalen, alle Bezie­
hungen und Regungen erfassenden Gesellschaft hin­
durch werden die Menschen zu eben dem wieder ge­
macht, wogegen sich das Entwicklungsgesetz der Ge­
sellschaft, das Prinzip des Selbst gekehrt hatte: zu 
bloßen Gattungswesen, einander gleich durch Isolie­
rung in der zwanghaft gelenkten Kollektivität.“ (S. 43) 
Kann hierarchische Arbeitsteilung 
durch menschliche Kooperation 
ersetzt werden?
Soweit die Darstellung der Überlegungen von Hork­
heimer und Adorno. Nachdem wir uns in unserem Ar­
beitskreis bereits mehrmals mit der Krise der Institu­
tion Management auseinandergesetzt haben, zu­
nächst dazu einige kurze Gedanken. Horkheimer und 
Adorno weisen auf eine groteske Eigenschaft von Ar­
beitsteilung hin. Auch wenn alle daran beteiligten 

Menschen dabei verblöden, kommt insgesamt do- 
mehr dabei heraus, als wenn jeder für sich alleine 
beiten würde. Das Management mag sich noch so ui 
fähig anstellen, als Organisator dieser Arbeitsteilui 
genießt es dennoch hohes Ansehen.

Trotzdem ist es natürlich ein Verlust, daß die kreat 
ven Eigenschaften der produzierenden Mensch 
nicht genutzt werden. Um aber Fortschritte zu erzi 
len, kann es nicht darum gehen, Kooperation übe 
haupt zu beseitigen. Es muß vielmehr das Kunststü 
vollbracht werden, zu Formen von Kooperation zu gf 
langen, die den menschlichen Eigenschaften gerecl 
werden. Dies wird nicht mit einem großen Schlag ui 
auch nicht mit einer revolutionären Erhebung gelir 
gen. Es wird statt dessen ein langwieriger Prozeß vi 
kleinen Veränderungen nötig sein, die - Schritt 
Schritt, immer mit der Gefahr von Irrwegen - die Prr 
duktionsformen wieder in menschliche Bahnen 1er 
ken.

Dazu soll kurz versucht werden, einige Grundelc 
mente zu benennen, die zu einer menschlichen K( 
Operation erforderlich sind:

Die Trennung von führenden und ausführend» 
Menschen muß überwunden werden. Die Ideen all* 
Menschen müssen gleiches Gewicht bekommen.
- Die großen, anonymen Apparate, wie sie die Grof 

konzeme oder zum Teil auch der Staatsapparat da 
stellen, müssen grundlegend umgestaltet werden. E 
nerseits muß in Einheiten gearbeitet werden, die fi 
die beteiligten Menschen überschaubar sind und vi 
ihnen mitgestaltet werden können. Andererseits n 
aber auch nach Wegen gesucht werden, die allen d 
Möglichkeit geben, an den Entscheidungen mitzuwi 
ken, welche Produkte bzw. Dienstleistungen entst( 
hen sollen.
- Eine Großraumwirtschaft, die die Produktion; 

weiträumig verteilt, daß die beteiligten Menschen sii 
nicht mehr miteinander verständigen können, gehö 
auf den Müllhaufen der Geschichte (zumindest in Lär 
dem mit einem Produktivitätsniveau wie in Deutsci 
land). Es muß in so kleinen Einheiten produziert we: 
den, daß der Vorteil, daß denkende Menschen etv 
miteinander machen, genutzt werden kann. Nur 
kurzsichtig die Lohnkosten zu senken, darf auf dies* 
Vorteil nicht verzichtet werden.
- Die Menschen müssen lernen, ihren eigenen Ko] 

zu gebrauchen, anstatt ohne Verstand Regeln auszi 
führen. Es geht dabei natürlich nicht um die Beseit 
gung von Regeln, sondern um Menschen, die in jedt 
Einzelfall entscheiden können, welche Regeln zur Ar 
Wendung kommen und wo Neues ausprobiert werdt 
muß. Dies erfordert übrigens auch eine Umwälzui 
des Bildungssystems.

Konsequenzen der Überlegungen 
von Horkheimer und Adorno für 
gewerkschaftliches Handeln 
Kommen wir jetzt zu den Konsequenzen, die die Übe. 
legungen von Horkheimer und Adorno für die G( 
werkschaften haben. Der Vorwurf, den die beiden ui 
machen, wiegt schwer. Sie halten Gewerkschaften 
eines der Instrumente, das die Beherrschten bei di 
Stange hält und ihre Rebellion verhindert. Dabei spi( 
len kollektive Regelungen eine entscheidende Rolle.

An den Tarifverträgen im Metallbereich läßt sv 
leicht zeigen, daß dieser Vorwurf leider nicht unb( 
gründet ist. In den Tarifgruppen ist z. B. die Trennui 
von Hand- und Kopfarbeit festgeschrieben. Sollte siel 
ein Arbeiter am Fließband daran stören, daß seine Ai 
beit geistig doch etwas öde ist, so wäre eine Be 
schwerde darüber abwegig. Denn es ist ja tarifvei 
fraglich so geregelt und hat damit seine Richtigkeit 
Widerstand gegen die Gestaltung der Fließbandarbei 
wird damit praktisch unmöglich.

Die Auswirkungen von normierten Arbeitszeiten so! 
len an einem extremen Beispiel demonstriert werdet 
Wer den Versuch unternimmt, sich vorzustellen, da 
bei tariflichen Arbeitszeiten Genies entstehen könn 
ten, der wird diesen Gedanken als absurd zurückwei 
sen. Egal, was auch immer genau ein Genie letztlicl 
ausmacht, unerläßlich ist dafür jedenfalls eine seh 
zeitintensive Auseinandersetzung mit einem Pro 
blem. Sollten Beschäftigte im Tarifbereich das Be 
dürfnis haben, Genies zu werden, so ist auch klar, wa 
IG-Metall-Betriebsräte dazu sagen: „Unsolidarisch! 
- „Nimmt anderen die Arbeitsplätze weg!“ 
Gründe für Mißerfolge bei der 
Verteidigung alter Tarifnormen 
Wir erleben zur Zeit einen Generalangriff der Metall 
Unternehmer auf den Flächentarifvertrag. Der Angrö 
richtet sich aber nicht gegen Normen überhaupt. B 
geht vielmehr darum, daß den Unternehmern die Nor 
men zu pauschal sind. So soll z.B. die Länge der Ar



beitszeit nicht mehr einheitlich für ein ganzes Tarif­
gebiet festgelegt werden, sondern sie soll unter­
schiedlich festlegbar sein - von Betrieb zu Betrieb, von 
Abteilung zu Abteilung oder auch von Jahreszeit zu 
Jahreszeit, so wie es jeweils für den Ertrag des Unter­
nehmens am günstigsten ist.

Der Versuch, sich dagegen zu verteidigen, indem ein­
fach die alten Normen hochgehalten werden, ist prak­
tisch schon gescheitert. Die Überlegungen von Hork­
heimer und Adorno zeigen, wie problematisch dieser 
Versuch selbst schon war. Denn auch die alten Nor­
men sind schon reaktionär. Ihre Verteidigung richtete 
sich nicht nur gegen die Unternehmer, sondern zu­
gleich gegen ständige Versuche von Beschäftigten, aus 
diesen Normen auszubrechen. Die Unternehmer 
konnten sich in dieser Lage demagogisch als Anwalt 
der Beschäftigten aufspielen, obwohl sie ganz anderes 
im Sinn hatten.

Gerade der gewerkschaftliche Kampf für Arbeits­
zeitverkürzung als Mittel gegen Arbeitslosigkeit hat 
ungewollt die Bemühungen der Unternehmer um dif­
ferenziertere Normen unterstützt. Denn damit wurde 
die Unterwerfung der einzelnen Beschäftigten unter 
die Wirtschaftsapparatur gestärkt. Immerhin treten 
auch die Gewerkschaften auf diese Weise dafür ein, 
daß die Beschäftigten das Versagen kapitalistischen 
Wirtschaftens ausbügeln müssen und daß dabei das, 
was die einzelnen Beschäftigten selber für ihre Be­
dürfnisse halten, keine Rolle spielt. Damit wurde aber 
Widerstand gegen 9-Stunden-Schichten am Fließ­
band, gegen Saisonarbeit, gegen Samstagsarbeit u.ä. 
stark geschwächt.
Eine neue Tarifpolitik ist nötig, um 
die Verdrängung des Ichs 
wieder rückgängig zu machen
Horkheimer und Adorno haben eine Fehlentwicklung 
analysiert, die sich durch die Aufklärung ergeben hat. 
Praktische Vorschläge, was zur Korrektur dieser Fehl­
entwicklung getan werden könnte, haben sie nicht ge­
macht. Aus ihren Überlegungen lassen sich aber auch 
für die Tarifpolitik einige Grundzüge einer Korrektur 
ableiten.

Eine neue Tarifpolitik muß versuchen, die von der 
Aufklärung betriebene Verdrängung des Ichs wieder 
rückgängig zu machen. Das erfordert den Abschied 
von Tarifen, die mit kollektiven Normen den Beschäf­
tigten vorgeben, was deren Bedürfnisse sind. Es ist 

schon schlimm genug, daß die Unternehmen den ein­
zelnen vorschreiben, wie sie zu sein haben. Gewerk­
schaften dürfen das nicht auch noch tun. Sie sollten 
vielmehr nach Wegen suchen, wie sie ihre Mitglieder 
dabei unterstützen können, über sich selber zu be­
stimmen.

Tarifverträge müssen deshalb den Beschäftigten die 
Möglichkeit geben, jeweils für sich selber zu entschei­
den, was ihr Bedürfnis ist. Dies setzt im Grunde eine 
neue Haltung gegenüber Bedürfnissen voraus. Was je­
mand als sein Bedürfnis bezeichnet, muß respektiert 
werden, egal, ob es einem in den Kram paßt oder nicht. 
Kolleginnen und Kollegen dürfen nicht zu Objekten 
degradiert werden, denen ein bestimmtes Verhalten 
aufgezwungen wird, damit andere davon einen Vorteil 
haben. Denn darum handelt es sich, wenn z.B. ein ge­
nerelles Verbot von Überstunden verhängt wird, um 
zu verhindern, daß einzelne zu Überstunden gezwun­
gen werden können.

Natürlich richtet sich diese Forderung nicht gegen 
Diskussionen darüber, ob es sich bei einem geäußer­
ten Bedürfnis nicht in Wirklichkeit um eine Lösung ei­
nes Problems handelt, die vom Unternehmer durch 
Nötigung erzwungen wurde. Sollte das aber der Fall 
sein, dann müssen doch andere Lösungen gesucht und 
durchgesetzt werden. Eine alleinerziehende Mutter 
beispielsweise, die erklärt, daß sie gerne nachts arbei­
tet, wird wahrscheinlich anders darüber denken, wenn 
es auch ohne Nachtschichten Möglichkeiten gibt, sich 
um die Kinder zu kümmern und trotzdem genug zu 
verdienen. Extrem ungemütlich sind dagegen Diskus­
sionen, die dazu mißbraucht werden, Kolleginnen oder 
Kollegen geäußerte Bedürfnisse auszureden; Diese 
Methode würde auf Dauer jeden Respekt vor den Ge­
werkschaften untergraben.

Ganz überflüssig werden Normen durch eine neue 
Tarifpolitik aber nicht. Denn Mindestanforderungen 
an das menschliche Dasein, z.B. wieviel Entgelt min­
destens für ein menschenwürdiges Leben nötig ist, 
müssen in Tarifen festgeschrieben werden. Dazu brau­
chen Normen aber keinen Zwangscharakter anneh­
men.
Fernziel für gewerkschaftliches 
Handeln: Wiederbelebung des . 
Subjekts der Beschäftigten
Nicht nur dem verdrängten Ich, sondern auch dem 
ausgelöschten Subjekt des Menschen muß wieder zu 

seinem Recht verholten werden. Dazu gehört zum ei­
nen, daß die Beschäftigten selber bestimmen können, 
wie sie ihre Arbeit ausführen wollen. Dazu gehört aber 
auch, daß sie auch entscheiden können, welche Ziele 
mit ihrer Arbeit verwirklicht werden sollen.

Wenn zur Zeit die Unternehmer darüber philoso­
phieren, daß es nicht richtig sei, den Untergebenen al­
les bis ins Detail vorzugeben, und Überlegungen an­
gestellt werden, wie deren Sachkompetenz in der Aus­
führung von Detailarbeiten genutzt werden kann, 
dann handelt es sich dabei nur um einen sehr kleinen 
Schritt zur Wiederbelebung des Subjekts. Darüber, 
wofür diese Detailarbeit geleistet werden soll, ist Mit­
denken nur wenig und Mitentscheiden überhaupt 
nicht gefragt.

Dabei ist doch gerade der Umstand, daß nur einige 
wenige Manager darüber entscheiden dürfen, was pro­
duziert wird, ein wichtiger Grund für die gegenwärti­
ge Krise auf dem Arbeitsmarkt. Denn diese kleine Cli­
que von Führungskräften hat nur ganz beschränkte 
Vorstellungen darüber, welche Bedürfnisse der Ge­
sellschaft befriedigt werden müßten. Außerdem ist sie 
fast nie imstande, Überlegungen darüber anzustellen, 
was mit Produktionsmitteln angestellt werden kann, 
wenn für das bisher Produzierte kein Bedarf mehr da 
ist. Zur Beantwortung dieser Frage haben natürlich 
die Bediener der Maschinen bessere Vorkenntnisse.

Völlig zu recht ist den Gewerkschaften die Beseiti­
gung von Arbeitslosigkeit ein wichtiges Anliegen. Der 
richtige Hebel dafür wäre die Schaffung von Mitwir­
kungsmöglichkeiten der Beschäftigten an Produk­
tentscheidungen. Es ist klar, daß zur Durchsetzung 
mindestens einige Jahrzehnte nötig sein werden. Aber 
in kleinen Schritten kann damit schon begonnen wer­
den, erste Ansätze dazu gibt es ja bereits. So wurden 
z.B. in einigen Firmen, wo Arbeitsplatzabbau droht, 
Kreativitätszirkel über die Entwicklung von neuen 
Produkten eingerichtet. Und muß man damit wirklich 
immer erst warten, bis es brennt? Forderungen mit 
dem Ziel, Rechte der Belegschaften über Produktent­
scheidungen in Tarifverträgen oder im Betriebsver­
fassungsgesetz zu verankern, könnte der eigentlich 
unglaublichen Dreistigkeit von Managern Schranken 
setzen, die die Folgen ihres Versagens auf die Be­
schäftigten abwälzen und zur Zeit aller Welt mit Er­
folg weismachen, daß die Möglichkeiten zu immer 
größerem Wohlstand dazu führen, daß sich die Be­
schäftigten immer weniger leisten können.

Linke Winterschule 1996 in Schnepfenthal
Eintadung
Wann und wo?
Anfang Januar findet zum achten Mal die von der 
ARGE Konkrete Demokratie - Soziale Befreiung ge­
tragene Linke Schule in Schnepfenthal statt. Inter­
essierte sind herzlich eingeladen.

Die Kurse beginnen am Donnerstag, den 4.1., um 
14.00 Uhr und enden je nach Vereinbarung am Sonn­
tag, den 7.1., gegen Mittag, so daß Anreise und Ab­
reise am Donnerstag bzw. Sonntag möglich und da­
mit nur zwei Urlaubstage zu nehmen sind.

Wie stets findet die Schule im Hotel Hermannstein, 
Am Hermannstein 12 (Tel. 03622 / 2917) statt. Der 
Ort ist zu erreichen: mit dem Auto von der A4 die Ab­
fahrt Waltershausen und etwa 6 km in Richtung 
Friedrichsroda fahren; in Schnepfenthal nach der 
Bahnschranke die "Hinweisschilder auf „Hotel Her­
mannstein“ beachten. Mit der Bahn: entweder um­
steigen in Fröttstätt (liegt auf der Strecke Eisenach 
- Gotha) in den Zug in Richtung Friedrichsroda; 
Schnepfenthal hat einen eigenen Bahnhof. Oder um­
steigen in Gotha und die Thüringerwaldbahn benut­
zen. Vom Bahnhof Schnepfenthal sind dann noch 
etwa 900 m zu laufen.

Die Tagungsstätte liegt landschaftlich sehr schön. 
Die Unterbringung erfolgt in Bungalows in Zwei­
bettzimmern (wahlweise etwas preisgünstiger in 
Dreibettzimmern). Die Kosten für die Übernachtung 
plus Vollpension betragen knapp 60 DM pro Tag. (Ve­
getarische Kost ist möglich, wenn dies bei Ankunft 
abgesprochen wird.)
Anmeldungen für Teilnehmerinnen und Teilnehmer

• aus den westlichen Bundesländern bei: Christiane 
Schneider, c/o GNN Hamburg, Palmaille 24, 22767 
Hamburg, Tel 0 40/ 3813 93, Fax 0 40 / 3 89 83 31;
• aus den östlichen Bundesländern bei: Dieter Strüt- 
zel, Otto-Worms-Str. 19, 07549 Gera, Tel. 
0365/7101988.

Wir bitten um (verbindliche) Anmeldung bis zum
22.12.

Sozialistische Kommunalpolitik 
historisch und aktuell
Die folgenden Themenkomplexe werden behandelt:
• Pariser Kommune: Wie wirkt sich der neue Staat 
auf die kommunale Verfassung aus?
• Kommunale Räte 1918/19
• Die Kommunalpolitik der KPD in der Weimarer Re­
publik
• Kommunale Realität in den neuen Bundesländern: 
PDS als Krisenverwalter in ostdeutschen Kommu­
nen?
• Schwerpunkte antifaschistischer Kommunalpoli­
tik heute - (jod)

AG.Wirtschaft
Kommunales Wirtschaften
Ein Ergebnis der letzten Sommerschule war, daß die 
AG Wirtschaft sich im Januar 1996 mit dem Thema 
„Kommunales Wirtschaften“ befassen will. Dies soll 
verbunden werden mit dem Thema Ausbildung und 
der Frage, welche Konsequenzen sich daraus erge­
ben, daß die Kapitalisten sich immer mehr der Ver­
pflichtung zur betrieblichen Ausbildung entziehen. 
Voraussichtlich werden Mitglieder der AG Junge Ge­
nossinnen sich an der Vorbereitung dieses Punktes 
beteiligen.

Wie in den letzten Jahren soll eine Verbindung zwi­
schen Auseinandersetzung mit aktueller Wirt­
schaftspolitik und theoretischen und praktischen 
Ansätzen alternativen Wirtschaftens stattfinden.

Folgende Themen sind zur Bearbeitung anhand von 
Materialien und Vorträgen vorgesehen:

1. Der derzeitige gesetzliche Rahmen kommunaler 
Wirtschaft

2. Aktuelle Entwicklungen in Thüringen und den 
westlichen Bundesländern

3. Theoretische und praktische Ansatzpunkte al­
ternativen Wirtschaftens auf kommunaler Ebene

4. Theorie und Praxis der öffentlich geförderten Be­
schäftigungsmaßnahmen in den östlichen und west­
lichen Bundesländern

5. Betriebliche Ausbildung, „duales Ausbildungssy­
stem“ und kommunale Wirtschaft - (ehe)

AG Philosophie
Staat und Religion
Im Kurs Philosophie soll geht es diesmal um den Pro­
blemkomplex „Glaube und Gewalt, Staat und Reli­
gion“. Das Thema ergab sich aus praktischen Grün­
den, da die Bedeutung des Fundamentalismus für die 
Politik zunimmt, einen Vorgeschmack bot der Kreuz­
konflikt in Bayern. Andererseits führte uns auch die 
Auseinandersetzung mit Platons Politeia zur Vermu­
tung, daß hier eine Traditionslinie im europäischen 
Denken angelegt ist, die aus dem Glauben an das 
ideale Gute die Legitimation zieht, als Agent dieses 
Guten Gewalt zur Besserung der weniger Erleuchte­
ten zu üben. Zur Erörterung dieses Problems suchen 
wir gegenwärtig noch nach Texten bzw. Textaus­
schnitten. Für das Christentum ist die Zeit des Über­
gangs von einer staatskritischen zur staatstragenden 
Religion im vierten Jahrhundert ein vielversprechen­
der Zeitraum, in der jüdischen Tradition die Verar­
beitung des Verlustes des Glaubensstaates in den 
Jahrhunderten nach nach der Zerstörung des Tem­
pels durch den römischen Staat, für den Islam er­
warten wir uns viel von dessen Auseinandersetzung 
mit der griechischen Philosophie, die dann auf Euro­
pa Übergriff.

Die Zusammenstellung konkreter Textvorschläge 
wird bis zum Beginn des Kurses dauern. Autoren, die 
bis jetzt im Gespräch sind: Christentum: Augustinus, 
Boethius, Evangelien. Jüdische Tradition: Salomon 
Ibn Gebirol, Maimonides ... Islamische Tradition: 
Averroes, Avicenna, al-Ghazali.... Für die nächsten 
Ausgabe der Politischen Berichte ist eine Rezension 
eines Bloch-Textes über Avicenna in Vorbereitung, d 
Textvorschläge an Chr. Schneider (s.o.) - (maf)
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Dokumente der Neukonstituierung
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Linken Som­
merschule 1995 hatten vereinbart, für den frühen 
Herbst zu einer Arbeitstagung öffentlich einzuladen, 
auf der sich die Arbeitsgemeinschaft Konkrete De­
mokratie - soziale Befreiung in und bei der PDS 
Thüringen als bundesweite Arbeitsgemeinschaft neu 
konstituiert. Diese Arbeitstagung fand am 1.10. in Er­
furt unter Beteiligung von Menschen aus Thüringen, 
Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen 
und Hamburg statt.

Die vorläufige Erklärung zur Neukonstituierung, mit 
der zur Arbeitstagung eingeladen wurde, ist auf die­
ser Seite dokumentiert.

Die ARGE gab sich eine Satzung, die ebenfalls noch 
vorläufig ist, weil Einwände gegen einige Regelungen 
nicht bzw. noch nicht ausreichend erörtert werden 
konnten. Das soll auf der nächsten Mitgliederver­
sammlung, die im zeitlichen und örtlichen Zusam­
menhang mit der Linken Winterschule am 6. Januar 
stattfinden wird, nachgeholt werden.

Als Sprecherin und Sprecher wurden Christiane 
Schneider und Dieter Strützel benannt.

Weitere Fragen wie die Mitwirkung an Parteirat und 
Parteitag der PDS, der ARGE-Rundbrief, Regelungen 
zu den Finanzen und den Aufgaben und Befugnissen 
der Sprecher sowie Vorhaben der ARGE werden auf 
der Mitgliederversammlung am 6.1. , 19.00 Uhr, in 
Schnepfenthal, Hotel Hermannstein, beraten, zu 
wir hiermit herzlich einladen.
(Christiane Schneider)

Vorläufige Satzung
1. Die ARGE ist eine Gemeinschaft, die für die Ver­
ständigung und das Zusammenwachsen der histo- 
risch-biographisch gewordenen Linken aus Ost und 
West in gemeinsamer Diskussion und koordinierter 
Aktion als Beitrag zu einer Neukonstituierung einer 
international solidarischen Linken nach der gemein­
samen weltweiten Niederlage in der zweiten Hälfte 
dieses Jahrhunderts wirkt.

2. Sie sieht Chancen, die in Existenz, Programmatik 
und Statut der PDS für dieses Ziel gegeben sind;

für ein Einhalten auf dem verhängnisvollen Weg der 
durch Verwertungsbedürfnisse beherrschten, auf 
Wachstum und Expansion von Kapital orientierten In­
dustriegesellschaft;

für einen uneingeschränkten emanzipatorischen 
Neuansatz menschlichen Zusammenlebens;

für den erforderlichen sozialen und ökologischen 
Umbau der Gesellschaft;

für eine Politik der produktiven Vielfalt, für eine dis­
kutierende Partei von unten, gegen Ausgrenzung und 
Fortsetzung ideologischer Vemichtungskämpfe.

3. Sie wirkt daher in selbstbestimmter Entscheidung 
jedes einzelnen Mitglieds ihrer Gemeinschaft in Über­
einstimmung mit dem programmatischen Grundkon­
sens und den statuarischen Rechten und Pflichten von 
Arbeitsgemeinschaften in und bei der PDS.

4. Ihre Mitglieder verpflichten sich mit dem Eintritt 
untereinander und gegenüber den Gliederungen der 
PDS und anderer gesellschaftlicher Organisationen zu 
gegenseitiger Achtung, zu Suche nach Konsens, zur 
Achtung von Mehrheiten und zum Schutz von Min­
derheiten, zum Verzicht auf alle Formen von Hegemo­
nie. Sie erwarten Gleiches von anderen als Vorausset­
zung für einen partnerschaftlichen Umgang.

5. Sie ist offen für alle in der Bundesrepublik Deutsch­
land lebenden Menschen, insofern und solange sie sich 
im Sinne dieser Grundaussagen betätigen wollen. Sie 
organisiert ihre Tätigkeiten nach basisdemokrati­
schen Grundsätzen, die allen Mitwirkenden gleiche 
Rechte sichern. Die Mitgliedschaft wird durch Er­
klärung gegenüber der Mitgliederversammlung oder 
dem Sprecherrat bekundet. Sie wird sechs Wochen 
nach der Erklärung wirksam. Es gibt nur die persönli­
che Mitgliedschaft. Die Zugehörigkeit zu anderen Or­
ganisationen ist den Mitgliedern unbenommen.

6. Fühlen sich Mitglieder der ARGE oder von Gliede­
rungen der PDS durch die erklärte oder praktizierte 
Mitgliedschaft einzelner Personen oder durch die 

Tätigkeit von Mitgliedern der ARGE in anderen Zu­
sammenhängen in ihren Rechten und Werten verletzt, 
so können sie das der ARGE gegenüber unter Darle­
gung der Gründe kundtun Die Mitgliederversamm­
lung ist verpflichtet, diesen Widerspruch in einer den 
vorgebrachten Gründen angemessenen Frist zu ver­
handeln, und kann den Betroffenen mit Zweidrittel­
mehrheit die Mitarbeit in der Gemeinschaft verweh­
ren. Den Widersprechenden steht die Teilnahme an ei­
ner solchen Verhandlung frei. In jedem Fall sind ihnen 
Verlauf und Ergebnis der Verhandlung unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. Wer mit der Entscheidung 
nicht einverstanden ist, kann die Schiedskommission 
der PDS anrufen.

7. Einziger Souverän der ARGE ist die Mitgliederver­
sammlung. Sie findet mindestens einmal im Halbjahr 
statt. Mitglieder, die nicht an der Versammlung teil­
nehmen, können sich von anderen vertreten lassen. 
Diese Vertretung umfaßt das Vorbringen von Stand­
punkten in der Debatte und das Einbringen von An­
trägen. Abstimmen und das aktive Wahlrecht ausüben 
können nur Anwesende.

8. Die Mitgliederversammlungen sind öffentlich und 
entsprechend vorher öffentlich bekanntzumachen. 
Jede Frau und jeder Mann haben das Rederecht. Er­
klärungen zur Mitgliedschaft werden sechs Wochen 
nach Abgabe wirksam. Erklärungen zur Mitglied­
schaft zu Beginn der aktuellen Mitgliederversamm­
lung bedürfen des Konsenses der Mitgliederver­
sammlung. Wird Widerspruch geäußert, gilt die Sechs- 
Wochen-Frist.

9. Die Mitgliederversammlung wählt in allgemeiner, di­
rekter und geheimer Wahl mindestens zwei gleichbe­
rechtigte Sprecherinnen und Sprecher sowie die der 
ARGE zugebilligten Vertreterinnen und Vertreter für 
den Parteirat sowie den Bundesparteitag der PDS. 
Gewählt ist, wer 50% + 1 Stimmen der Wahlberech­
tigten erhält. Durch die Annahme der Wahl verpflich­
ten sich die Gewählten, über ihre Tätigkeit für die 
ARGE der MV zu berichten.

10. Die Mitgliederversammlung berät und entscheidet 
im Konsens oder mit einfacher Mehrheit über politi­
sche Standpunkte wie über praktische Projekte und 
die erforderlichen materiellen Voraussetzungen. Eine 
Entscheidung im Konsensverfahren ist erforderlich, 
wenn dies von einem Viertel der stimmberechtigten 
Mitglieder gefordert wird. Satzungsänderungen, die 
Verwehrung der Mitgliedschaft sowie die Aberken­
nung von Wahlmandaten (Abwahl) bedürfen einer 
Zweidrittelmehrheit.

11. Die Mitgliederversammlung beschließt über ihren 
nächsten Termin und inhaltliche Schwerpunkte ihrer 
nächsten Tagung. Fordert ein Viertel der erklärten 
Mitglieder die Einberufung einer außerordentlichen 
MV, ruft der Sprecherrat die außerordentliche MV ein. 
Weigert sich der Sprecherrat, haben die Erstunter­
zeichneten des Antrags das Recht, die Versammlung 
einzuberufen.

Vorläufige Erklärung zur 
Neukonstituierung
Mit dem Landesverband Thüringen der PDS wurde 
auch die Arbeitsgemeinschaft (neudeutsch ArGe) 
„Konkrete Demokratie - Soziale Befreiung“ gegrün­
det. Ihr Ziel war und ist das Zusammenwachsen der 
historisch-biographisch gewordenen Linken aus Ost 
und West in gemeinsamer Diskussion und koordinier­
ter Aktion als Beitrag zu einer Neukonstituierung ei­
ner international solidarischen Linken in Deutschland 
nach der gemeinsamen weltweiten Niederlage in der 
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts. Bei der Verarbei­
tung dieser Erfahrungen erweist sich die Tradition 
theoretischer oder politischer Alleinvertretung sozia­
ler Bewegungen als verhängnisvoll. Die ArGe leistet 
gegen all solche Versuche Widerstand und ist deswe­
gen ganz bewußt um eine diskursiv angelegte Mei­
nungsbildung bemüht und sieht Vielfalt und Ver­
schiedenheit nicht im Gegensatz, sondern als Be­
standteil politischer Klärungsprozesse („Partei von 

unten“). Resultat und Stätte des Kommunikations­
und Kooperationsprozesses der ArGe sind die Rund­
briefe und das seit dreieinhalb Jahren kontinuierlich 
und erfolgreich betriebene Projekt der Linken Som­
mer- bzw. Winterschulen. In ihnen erfolgt ein Verstän­
digungsprozeß von Mitgliedern, Sympatisantinnen 
und Sympathisanten der PDS aus Thüringen, Berlin 
und den westlichen Landesverbänden. Im Vorfeld der
2. Tagung des IV. Parteitags hielten es die zur Som­
merschule 1995 versammelten Mitglieder der ArGe fr 
angebracht, sich über Schule und Rundbriefe hinaus 
in die Diskussion und Politik der PDS einzubringen. 
Das heißt, den inhaltlichen Anliegen der ArGe ein brei­
teres, bundesweites Diskussionforum zu schaffen und 
ein umfassenderes Zusammenwirken zu ermöglichen. 
Die bei der Sommerschule in Schnepfenthal versam­
melten Mitglieder der ArGe meinten, daß dazu die in­
haltliche und formale Bestimmung der Arbeit festzu­
halten sei (Grundsatzerklärung, Satzung), und kamen 
überein, dazu zu einem Arbeitstreffen in Erfurt einzu­
laden. Als inhaltliche Anliegen der ArGe haben sich in 
der Diskussion und Praxis der letzten Jahre Ge­
sichtspunkte ergeben, die - auf der Grundlage des Pro­
grammes der PDS und in Anerkennung der Landes­
satzung der PDS Thüringen etwa wie folgt formuliert 
werden können:

- „Soziale Befreiung“ von der Herrschaft des Kapital- 
verwertungsbedrfnisses zugunsten sozialer Grund­
rechte, wie sie auch in den Menschenrechten veran­
kert sind. (Aktuell: Stopp der Umverteilung von un­
ten nach oben, Geltendmachen des Sozialpflichtge­
botes des Grundgesetzes, Verteidigung und Ausbau 
der Lebensfhigkeit der Kommunen.) Befreiung von al­
len Formen rassistischer, nationaler, sexistischer, kul­
tureller und konomischer Diskriminierung.
- „Konkrete Demokratie“: Widerstand gegen die zur 
Staatsräson erhobenen Versuche, innere und äußere 
Konflikte durch vermehrte Macht und Gewalt zu lö­
sen. Ablehnung aller an Herrschaft gebundenen 
Macht. Jetzt und praktisch Eintreten für jedes mögli­
che Beschränken und Zurückdmgen von Herrschaft 
und die Verminderung der an sie gebundenen Macht. 
In einer Welt der Übermacht eines Geschlechts über 
das andere, des Nordens über den Süden, des Kapi­
tals über die lebendige Arbeit, der Apparate über die 
lebenden Menschen, von Massenmedien über die Öf­
fentlichkeit von Bürgerinnen und Bürgern wollen wir 
das Recht auf Widerstand als Grundlage aller Men­
schenrechte verfechten, versuchen, Gegenmacht zu 
mobilisieren, und uns mit allen solidarisieren, die Glei­
ches tim. Selbst an das Prinzip des gewaltfreien Wi­
derstandes, der friedlichen Gegenmacht gebunden, 
anerkennen wir das Recht auf angemessene Notwehr. 
Wir wissen aus schmerzlicher eigener Geschichte, daß 
ein Ausweg aus dem verhängnisvollen Zirkel von Auge 
um Auge, Zahn um Zahn, Diktatur um Diktatur ge­
funden werden muß. Die sozialistische Bewegung hat 
lernen müssen, daß jeder Schritt weg von der Demo­
kratie gegen die eigene emanzipatorische Bewegung 
zurückschlgt. Konkrete Demokratie in Verteidigung 
und Fortführung der demokratischen Verfaßtheit der 
Gesellschaft, wie sie sich auch im Grundgesetz der 
BRD niedergeschlagen hat, heißt aktuell: Novellie­
rung des Betriebsverfassungsgesetzes, Überwindung 
der obrigkeitsstaatlichen Einschränkungen der Kom­
munalverfassungen, Widerstand gegen alle Beschnei­
dungen der individuellen und kollektiven Grundrech­
te. Ausbau der grundgesetzlichen Mitwirkung in Wahl­
en und Abstimmungen auf allen Gebieten des gesell­
schaftlichen Lebens, Widerstand gegen die Usurpati­
on der politischen Rechte der Bürgerinnen und Bür­
ger durch die Parteien, Überwindung der Herrschaft 
von Cliquen, Klüngeln und Geld in den modernen Par­
teien, strikte Verteidigung - auch in der PDS - der blu­
tig verfolgten und geistig unterdrückten Traditionen 
der radikalen Demokratie und des demokratischen 
Kommunismus. Auf der Beratung am Sonntag, den 
1.10., um 12.30 in Erfurt, Eislebener Str. 1 wäre nach 
unserer Meinung über solche Gesichtspunkte für eine 
Grundsatzerklärung und anhand eines Entwurfes, der 
vorliegen wird, über die nötigen Satzungsbestimmun­
gen zu sprechen. Außerdem wird an diesem Termin 
auch die Schlußredaktion für den nächsten Rundbrief 
stattfinden.
Unterzeichner/innen: Sabine Fache (PDS Thüringen), 
Martin Fochler (PDS Bayern), Mario Hesselbarth 
(PDS Thüringen), Christiane Schneider (PDS Ham­
burg), Dieter Strützel (PDS Thüringen).




